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Kurzfassung – Abstract 

Schwer erreichbare Zielgruppen – Handlungs ­
ansätze für eine neue Verkehrssicherheits ­
arbeit in Deutschland 

Die vorliegende Literaturdurchsicht gibt einen Über­
blick  über  (inter­)nationale  Befunde  zum  Zusam­
menhang  zwischen  dem  Verkehrsunfallrisiko  und 
dem  ökonomischen,  sozialen  und  kulturellen  Hin­
tergrund  der  Verkehrsteilnehmer.  Dabei  werden 
schwer  erreichbare  oder  sozial  schwache  Perso­
nen  als  Zielgruppen  fokussiert.  Personen  können 
entweder  organisatorisch  schwer  erreichbar  sein 
(Identifikation; Ansprechbarkeit), oder die Verkehrs­
sicherheitsangebote erreichen ihr Zielpublikum 
nicht  (Akzeptanz;  kognitive  Ebene)  bzw.  werden 
nicht  verhaltensrelevant  (Compliance;  Verhaltens­
ebene).  Sozial  Schwache  werden  auf  ökonomi­
schen,  sozialen  und  kulturellen  Dimensionen  von 
besser Gestellten unterschieden. 

Parallelen  in  der  Zielgruppenansprache  und  An­
satzpunkte  für  Kooperationsmöglichkeiten  werden 
explizit bei Akteuren der Gesundheitsförderung ge­
sehen. Deren Strategie der Verknüpfung verhalten­
spräventiver mit verhältnispräventiven Maßnahmen 
in einem Setting­Ansatz wird vorgestellt. Das 
Setting  Stadtteil/Quartier  erscheint  für  Interventio­
nen besonders Erfolg versprechend. Zur Verkehrs­
sicherheitsarbeit  anschlussfähige  Programme  der 
Gesundheitsförderung werden vorgestellt. 

Der Bericht  zeigt die Anknüpfungspunkte der Ver­
kehrssicherheitsarbeit für eine Kooperation im Pro­
gramm  „Soziale Stadt“  auf. Ein  solches Vorgehen 
eröffnet für die Verkehrssicherheitsarbeit neue Po­
tenziale  zur  Ansprache  schwer  erreichbarer  oder 
sozial schwacher Zielgruppen. 

Als konkrete Beispiele für eine verhaltens­ und ver­
hältnispräventive Verkehrssicherheitsarbeit im 
Setting  Schule  wird  auf  Ansätze  der  personalen 
Kommunikation im Setting beruflicher Schulen 
sowie ein sich gegenüber dem lokalen Umfeld öff­
nendes  Mobilitätsmanagement  von  Schulen  ver­
wiesen. Ein Pilotprojekt zur Kooperation mit ande­
ren Partnern  in einem Setting­Ansatz wird ebenso 
empfohlen wie die Dokumentation vorhandener 
Maßnahmeansätze  für  schwer  erreichbare  Ziel­
gruppen  in  einer  Online­Datenbank  oder  die  Nut­
zung des Internets zur Zielgruppenansprache. 

Hard to reach target groups – action 
approaches to new road safety work in 
Germany 

This  review  of  literature  provides  a  summary  of 
(inter)national  findings on  the connection between 
the  road  accident  risk  and  the  economical,  social 
and cultural  background of  road users. The  focus 
here  is  on  people  that  are  hard  to  reach  or  are 
socially underprivileged. Such people can either be 
hard to reach for organisational reasons 
(identification; accessibility), or the road safety 
offers fail in the reaching of those they are trying to 
address  (acceptance,  cognitive  level)  or  they  are 
not behaviourally relevant (compliance; behavioural 
level). The socially underprivileged are 
distinguished  from  those  in  a  better  position  as 
regards economical, social and cultural 
dimensions. 

Parallels in the reaching of target group and starting 
points  for  cooperation  possibilities  are  explicitly 
seen  as  existing  with  regard  to  those  involved  in 
health promotion. Their strategy of linking 
behaviour­based preventive measures to 
environmental preventive measures is presented in 
a setting approach. Especially the urban 
district/quarter setting seems to be most promising. 
Health promotion programs which can be 
meaningfully linked to road safety work are 
presented here. 

The  report  shows  the  connecting  factors  in  road 
safety  work  for  a  cooperation  in  the  “Social  City“ 
program.  Such  an  approach  provides  the  road 
safety work with  new potentials when  it  comes  to 
accessing hard to reach or socially underprivileged 
target groups. 

Specific  examples  of  behaviour­based  preventive 
measures and environmental preventive measures 
within a school setting are personal communication 
approaches  in  a  vocational  school  setting  and  a 
mobility management of schools which opens itself 
to  the  local  environment.  A pilot  project  which 
concerns itself with a cooperation with other 
partners which adopts a setting approach is 
recommended, as is the documentation of existing 
measure approaches for hard to reach target 
groups either  in an online database or  the use of 
the Internet in order to address the target groups. 
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1	­ Problemstellung 
Seit  einigen  Jahren  scheint  sich  immer  deutlicher 
abzuzeichnen,  dass  die  Wahrscheinlichkeit,  im 
Straßenverkehr  zu  verunfallen,  in  Abhängigkeit  von 
der  sozialen  Lage  der  Betroffenen  variiert:  Dem-
nach  unterliegen  Personen  mit  niedrigem  Bildungs-
grad,  geringer  Berufsausbildung  und  entsprechen-
der  Berufstätigkeit,  niedrigem  Einkommen,  ungüns- 
tigen  Wohnverhältnissen  oder  Migrationshinter-
grund  einem  höheren  Risiko,  aufgrund  von  Ver-
kehrsunfällen  verletzt  oder  getötet  zu  werden  als 
Menschen,  deren  soziale  Situation  günstiger  zu  be-
urteilen  ist.  Verschärfend  wirkt  sich  aus,  so  wird  an-
genommen,  dass  diese  Risikogruppen  durch  her-
kömmliche  Verkehrssicherheitsmaßnahmen  wenn 
überhaupt,  dann  doch  nur  ungenügend  erreicht 
werden. 

Vor  diesem  Hintergrund  ist  es  Ziel  der  vorliegenden 
Studie,  zu  prüfen, 

•	­ inwieweit  in  der  Literatur  Belege  für  die  ange-
nommenen  Zusammenhänge  zu  finden  sind, 

•	­ welche  Personengruppen  als  sozial  Schwache 
in  besonderem  Maße  gefährdet  oder/und  mit 
Verkehrssicherheitsmaßnahmen  schwer  zu  er-
reichen  sind, 

•	­ welche  Maßnahmen  (ggf.  auch  aus  benachbar-
ten  Handlungsfeldern,  wie  etwa  der  Gesund-
heitsförderung)  vorgeschlagen  bzw.  bereits  er-
folgreich  umgesetzt  werden,  um  die  Verunfal-
lungsrisiken  der  Betroffenen  nachhaltig  zu  redu-
zieren  und 

•	­ welche  der  Vorschläge  geeignet  erscheinen,  auf 
die  deutsche  Verkehrssicherheitsarbeit  übertra-
gen  und  dort  (z.  B.  im  Rahmen  eines  Pilotpro-
jekts)  erprobt  zu  werden. 

Grundlage  der  Studie  war  die  Sichtung  der  ein-
schlägigen,  erreichbaren  Fachliteratur  zur  Proble-
matik  sozial  Schwacher  und  schwer  Erreichbarer 
im  Bereich  der  Straßenverkehrssicherheit.  Sowohl 
im  Hinblick  auf  die  Ursachen  der  besonderen  Ge-
fährdung  dieser  Personengruppen  als  auch  hin-
sichtlich  geeigneter,  erfolgversprechender  Hand-
lungsempfehlungen  zur  Risikoreduktion  wurden 
dabei  nicht  nur  Quellen  aus  der  Verkehrssicher-
heitsforschung  herangezogen.  Vielmehr  wurde 
auch  auf  Literatur  aus  benachbarten  Fachgebieten 
(insbesondere  der  Gesundheitsförderung  im  Be-
reich  von  Public  Health1)  zurückgegriffen,  in  denen 

Zusammenhänge  von  sozialer  Ungleichheit  bzw. 
schwerer  Erreichbarkeit  und  Gesundheitsgefähr-
dung  thematisiert  werden. 

Angesichts  der  Fülle  von  Literatur  zum  Thema  und 
seiner  benachbarten  Gebiete  kann  die  vorliegende 
Recherche  kaum  als  erschöpfend  angesehen  wer-
den.  Zudem  erfolgte  die  Suche  nach  Quellen  in  Bib- 
liotheken,  in  Fachzeitschriften  und  im  Internet  nicht 
nur  nach  Stichworten,  sondern  häufig  auch  nach 
dem  „Schneeballprinzip“:  Dabei  werden  ausgehend 
von  einzelnen  (Überblicks-)Artikeln  weitere  Quellen 
über  die  dort  angegebenen  Literaturhinweise  er-
schlossen.  Nachteilig  ist  bei  diesem  Vorgehen  al-
lerdings,  dass  in  solchen  Artikeln  vor  allem  Hinwei-
se  gegeben  werden,  die  dem  Fachgebiet  der  Auto-
ren  entsprechen  und  dazu  dienen,  deren  eigene 
Annahmen,  Ergebnisse  und  Interpretationen  zu  un-
termauern:  So  findet  man  etwa  in  Artikeln,  in  denen 
verhaltenspräventive  Ansätze  propagiert  werden, 
kaum  stichhaltige  Argumente  für  verhältnisorientier-
te  Interventionen.  Gleichwohl  kann  davon  ausge-
gangen  werden,  dass  die  rund  180  gesichteten 
Fundstellen  die  Bandbreite  der  Befundlage  und 
Fachdiskussion  sowie  der  Handlungsoptionen  und 
-empfehlungen  im  Bereich  des  hier  interessieren-
den  Themenkomplexes  aussagekräftig  widerspie-
geln. 

2	­ Hintergrund  und 
Begriffsklärungen 

Nach  der  Ausschreibung  für  diese  Literaturstudie 
stehen  „schwer  erreichbare  Zielgruppen“,  Perso-
nen  mit  „niedrigem  sozioökonomischem  Hinter-
grund“  und  „Sozial  Schwache  bzw.  Bildungsferne“ 
im  Mittelpunkt  der  Untersuchung.  Mag  der  Inhalt 
dieser  Begriffe  im  alltagssprachlichen  Kontext 
(möglicherweise)  unmittelbar  einsichtig  sein,  er-
weist  sich  eine  wissenschaftlich  brauchbare  Defini-
tion  als  schwierig.  Auf  diese  Probleme  wird  im  Fol-
genden  zunächst  näher  eingegangen. 

1 „Public Health ist definiert als Wissenschaft von der Gesund-
erhaltung der Bevölkerung, i. w. S. auch die Infrastruktur des 
öffentlichen Gesundheitswesens eines Landes; sie schließt 
alle staatlich und privat geregelten Maßnahmen zur Gesund-
heitsvorsorge ein, z. B. Aufklärungsprogramme zur Entste-
hung und Vermeidung sog. Volkskrankheiten“ (Lexikon-
redaktion 2004: 635). 
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2.1	­ Morbidität/Mortalität und soziale 
Lage 

Die Zusammenhänge zwischen Morbidität und 
Mortalität einerseits sowie Schichtzugehörigkeit 
und sozialer Lage andererseits sind seit langem be-
kannt (siehe dazu z. B. SETTERTOBULTE 2001; 
SIEGRIST, MÖLLER-LEIMKÜHLER 2003:127 f.; 
KLOCKE, LAMPERT 2005; LAMPERT et al. 2005: 
34 f.; Sachverständigenrat 2005:61 ff.; LAMPERT, 
MIELCK 2008; HRADIL 2009; GOLD et al. 2010; 
LAMPERT, HAGEN, HEIZMANN 2010:41 ff.; 
DLUGOSCH, DAHL 2011; KABA-SCHÖNSTEIN, 
GOLD 2011; LAMPERT et al. 2011; SCHOTT, 
KUNTZ 2011:164 ff.). Demnach unterliegen Perso-
nengruppen, denen zugeschrieben wird, „sozial“ 
bzw. „gesellschaftlich schwach“, „(relativ) arm“, „de-
priviert“ bzw. „sozial benachteiligt“ oder „bildungs-
fern“ zu sein oder dem „Prekariat“ anzugehören, 
epidemiologisch2 betrachtet einem höheren Risiko, 
zu erkranken oder zu sterben, als Personengrup-
pen, die dieses Attribut nicht aufweisen. 

2.1.1 Begriffe zur Kennzeichnung der sozialen 
Situation von Personen 

Allerdings stellen sämtliche der genannten Begriffe 
zur Kennzeichnung der hier interessierenden Prob-
lemgruppen Konstrukte dar, die in der Fachdiskus-
sion unterschiedlich gebraucht werden und nicht 
nur wegen ihrer sozial- und wirtschaftspolitischen 
Implikationen stark umstritten sind (siehe dazu 
etwa auch: POCHOBRADSKY, HABL, SCHLEI-
CHER 2002:3 ff.). Vielmehr wird ihre Verwendung 
auch wegen des tendenziell damit verbundenen 
viktimisierenden, stigmatisierenden, diskriminieren-
den und somit entwürdigenden Effekts für die be-
treffenden Gruppen als problematisch angesehen 
(vgl. STREICH 2006:291 ff.; KUHR, BLECH-
SCHMIDT (2010) zitiert nach PLÜMER 2012:112). 

Schichtzugehörigkeit und soziale Lage 

Der Schichtungsbegriff geht von einer vertikalen 
Gliederung von Gesellschaften aus, wobei Merk-

Epidemiologie ist die quantitative Erforschung der Verteilung 
(deskriptive Epidemiologie) und der Determinanten bzw. 
Risikofaktoren (analytische Epidemiologie) von Krankheiten 
bzw. Gesundheitszuständen in Bevölkerungen und die An-
wendung der Erkenntnisse auf die Kontrolle (Prävention und 
Behandlung) von Krankheiten (vgl. STARK, GUGGEN-
MOOS-HOLZMANN 2003:394; KUHN, HEISSENHUBER, 
WILDNER 2004:4; KUHN, BOLTE 2011). 

male wie Bildung, Stellung im Beruf und Einkom-
men herangezogen werden, um die Position von 
Personen in der gesellschaftlichen Hierarchie und 
die damit verbundenen Lebensbedingungen und 
Teilhabechancen zu bestimmen (vgl. LAMPERT, 
SCHENK, STOLZENBERG 2002:S50; HRADIL 
2009:36 ff.). 

Demgegenüber postuliert das Konzept sozialer 
Lagen die sog. „neuen“ sozialen Ungleichheiten, 
die „horizontal“ zur vertikalen Schichtungshierar-
chie verlaufen und z. B. ungleiche Wohn-, Wohn-
umfeld-, Nachbarschafts-, Infrastruktur-, Freizeit-
und Erholungsbedingungen von Erwerbstätigen 
und Transferempfängern, Männern und Frauen, 
Jüngeren und Älteren, Einheimischen und Migran-
ten, Stadt- und Landbewohnern, Ost- und West-
deutschen usw. beschreiben (vgl. LAMPERT, 
SCHENK, STOLZENBERG 2002:S50; BURZAN 
2007; HRADIL 2009:36 ff.; HABICH 2011:173; 
SCHOTT, KUNTZ 2011:162 ff.). HRADIL (2009:46) 
weist darauf hin, dass zahlreiche der „horizontalen“ 
Ungleichheiten mit Gesundheitsungleichheiten kor-
relieren. Allerdings sind nicht alle dieser Zusam-
menhänge vorwiegend sozial bzw. gesellschaftlich, 
sondern z. B. auch biologisch bedingt (etwa Morbi-
dität und Mortalität von Älteren oder Frauen). 

Soziale Schwäche 

Im sozialpolitischen Bereich gelten traditionell jene 
Menschen als „sozial schwach“, „… deren Lebens-
lage von der in der Öffentlichkeit vorherrschenden 
Meinung als nicht zumutbar angesehen wird“ 
(WEISSER 1966). Auch diese Definition enthält 
eine Reihe von unbestimmten Begriffen (sog. 
„Leerformeln“) wie „Lebenslage“, „Öffentlichkeit“, 
„vorherrschende Meinung“, „zumutbar“, die geklärt 
werden müssen, ehe sie operabel ist. Im Übrigen 
hat DRÄGER (2008) darauf hingewiesen, dass das 
Schlagwort „sozial schwach“ als Bezeichnung für 
Menschen mit wenigen finanziellen Ressourcen 
verwendet wird. Der Begriff sei jedoch diskriminie-
rend, da er impliziere, dass ein Mensch mit wenig 
Geld zugleich auch mit sozialen Problemen belas-
tet sei oder diese schüre, wie z. B. Kriminalität, Al-
koholkonsum oder mangelnde Kommunikations-
kompetenzen. 

Armut 

Der Armutsbegriff zielt auf wirtschaftliche Mängelsi-
tuationen, die in ihrer Konsequenz eine angemes-
sene Teilhabe am sozialen Leben verhindern (vgl. 

2 
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DECKL 2011:151, 158). Der Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung bringt zum Aus-
druck, dass sich Armut aufgrund seiner vielfältigen 
Ausprägungsmöglichkeiten einer eindeutigen Mes-
sung entziehe und beschreibt Armut sehr umfas-
send mit 15 sog. „Kernindikatoren“3. 

„Nicht nur fehlendes Einkommen, sondern auch der 
Mangel an Möglichkeiten der gesellschaftlichen 
Teilhabe sowie das Fehlen individueller Ressour-
cen, Fertigkeiten und Fähigkeiten, die für eine akti-
ve Lebensgestaltung notwendig sind, führen in eine 
unsichere Lebenssituation“ (BÖHMER, HEIMER 
2008:7). 

Da ein eindeutiges Armutsmaß fehlt, sind Aussagen 
zum Umfang und der Art der Armut in einer Gesell-
schaft immer nur vor dem Hintergrund der konkre-
ten Operationalisierung interpretierbar (vgl. GROE-
NEMEYER 1999:288). In Deutschland wird hierzu 
das Konzept der „relativen Armut“ verwendet, bei 
dem die sog. „Armutsschwelle“, „… d. h. der Geld-
betrag, der arme bzw. armutsgefährdete Menschen 
oder Haushalte von nicht armen, bzw. nicht armuts-
gefährdeten unterscheidet“ (DESTATIS 2011a), 
vom Einkommen der gesamten Bevölkerung ab-
hängt. In Abhängigkeit vom Einkommensdurch-
schnitt gilt als arm, wer weniger als 60 % des Me-
dians des gesamtgesellschaftlichen Nettoäquiva-
lenzeinkommens zur Verfügung hat (vgl. DESTATIS 
2011a; DECKL 2011:151). 

Soziale Benachteiligung 

Die Begriffe „soziale Benachteiligung“, „Unterprivi-
legierung“ und „Deprivation“ werden im Allgemei-
nen synonym verwendet (vgl. HAFENGER 2007: 
843; siehe auch: BOLTE, KOHLHUBER 2009: 
100 ff.). In Deutschland schließt der (Rechtsan-
sprüche nach den Sozialgesetzbüchern III und VIII 
begründende) Benachteiligtenbegriff neben einer 
individuellen Beeinträchtigung vor allem eine sozia-
le Benachteiligung mit ein. Die Betroffenen gelten 
als sozial benachteiligt, wenn ihre Lebenschancen 

3	­ Dies sind Einkommensarmutsrisiko; Überschuldung, ge-
sundheitliche Beeinträchtigung oder Behinderung in Abhän-
gigkeit von der Einkommensposition; fehlender Schulab-
schluss; fehlende Berufsausbildung; politische Passivität; 
geringes bürgerschaftliches Engagement; „In Work Poverty“; 
Langzeitarbeitslosigkeit; schlechte Wohnsituation; Obdach-
losigkeit; Bezug von Mindestsicherungsleistungen; Beein-
trächtigung durch Lärm/Luftverschmutzung (vgl. BMAS 
2008). 

erheblich eingeschränkt werden, weil sie einer be-
stimmten Gruppe angehören. Von einer sozialen 
Benachteiligung ist in der Regel immer dann aus-
zugehen, wenn die altersmäßige gesellschaftliche 
Integration nicht wenigstens durchschnittlich gelun-
gen ist. Dies gilt u. a. für Haupt- und Sonderschüler 
ohne Schulabschluss, Langzeitarbeitslose, (junge) 
Menschen mit gesundheitlichen Einschränkungen, 
Sozialisationsdefiziten oder besonderen sozialen 
Schwierigkeiten, Migranten mit Sprachproblemen 
sowie für junge Menschen mit misslungener fami-
liärer Sozialisation und durch gesetzliche Rahmen-
bedingungen benachteiligte Mädchen und junge 
Frauen (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung 2009). 

Bildungsferne 

Der Begriff „Bildungsferne“ ist in der Literatur weder 
eindeutig definiert noch systematisch vorzufinden. 
Gelegentlich wird er mit den Begriffen „bildungspo-
litische“ bzw. „arbeitsmarktpolitische Problemgrup-
pen“ synonym verwendet. Die Abwesenheit von Bil-
dungskompetenzen wird in erster Linie als Vermitt-
lungshemmnis am Arbeitsmarkt, jedoch weniger in 
allgemeinen Bildungsdebatten oder in anderem 
Kontext verwendet (vgl. OBERMAYR o. J.:1). Inso-
fern bezeichnet er Problemgruppen wie Langzeitar-
beitslose, Wiedereinsteiger, ältere Arbeitnehmer 
oder Migranten. Nach ÁCS et al. (2008:4 f.) be-
schreibt der Begriff „Bildungsferne“ mehr als das 
Fehlen (höherer) formaler Bildungsabschlüsse und 
ist deshalb nicht gleichzusetzen mit Geringqualifi-
zierung, sondern bezeichnet zunächst die Benach-
teiligung in Bezug auf Bildungschancen. Allerdings 
wird dabei zumeist auf wirtschaftlich schwache, ge-
ring qualifizierte, lernungewohnte Bevölkerungs-
gruppen Bezug genommen, für die der Zugang zu 
(Weiter-)Bildungsmöglichkeiten aufgrund ihrer so-
zialen und ökonomischen Voraussetzungen einge-
schränkt ist und in deren sozialen Milieus Bildung 
eher einen geringen Stellenwert einnimmt. DRÄ-
GER (2008) zufolge unterstellt der Begriff der „bil-
dungsfernen Schichten“ finanziell schwachen Men-
schen, sie seien dumm. „Bei beiden Begriffen geht 
es darum, finanziell ärmeren Menschen generelle 
Eigenschaften zuzuweisen, ohne sie direkt als 
arme Menschen oder Unterschicht klassifizieren zu 
müssen“ (DRÄGER 2008). 

Soziale Exklusion 

In diesem Konzept zur Fassung sozialer Ungleich-
heiten liegt der Fokus auf der Ausgrenzung be-
stimmter Personen- oder Bevölkerungsgruppen 
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und damit auf der Frage der Zugehörigkeit oder 
Nicht-Zugehörigkeit von Individuen zu gesellschaft-
lichen Teilbereichen, wie z. B. dem Erwerbs- oder 
dem Bildungssystem, und der damit verbundenen 
Teilhabe bzw. Teilnahme an gesellschaftlich-inte-
grierenden Prozessen oder alternativ ihrer Margi-
nalisierung in eine randständige Lage oder sogar 
ihre Ausgrenzung. In der Literatur wird immer wie-
der auf den französischen Ursprung dieses Kon-
zeptes hingewiesen und die Problematik seiner 
Übertragung auf die deutsche Sozialpolitik themati-
siert (vgl. MÜLLER 2012:423 f.; HILLMANN 2007: 
208; ENGELS 2006). Interessanterweise spielt so-
ziale Exklusion versus soziale Inklusion eine wichti-
ge Rolle in der Diskussion von Verkehrssicherheit 
für sozial Benachteiligte in Großbritannien (vgl. 
GRAHAM 2002a, b sowie Kapitel 3.1.3). 

Prekariat 

MÜLLER (2012:434) verweist auf die Unterschei-
dung zwischen dem subjektiven Exklusionsempfin-
den und der objektiven Exkludiertheit im Sinne von 
„Prekariat“. 

„Prekarier sind (…) die Repräsentanten einer 
neuen Unterschicht der Abgehängten und Aus-
sichtslosen. (…) Der Zugang zu stabiler Beschäfti-
gung ist ihnen verwehrt, sie verfügen über keine 
verwertbaren Bildungsabschlüsse, ihre Sozialbe-
ziehungen sind nicht gefestigt oder entsprechen 
nicht den Vorstelllungen der sie beobachtenden, 
versorgenden und regulierenden Mittelklasse. Die 
Orientierung dieser Prekarier an Leistung, Fortkom-
men und Disziplin lässt aus der normativen Pers -
pektive der Mehrheitsgesellschaft zu wünschen 
übrig. Spezifische Erwerbsbiographien und Menta-
litäten der Abkoppelung vom gesellschaftlichen 
Ganzen sind die Folge“ (VOGEL 2008:14; siehe 
dazu auch: POCHOBRADSKY, HABL, SCHLEI-
CHER 2002:3 ff.). 

Gruppen 

Vulnerabilität ist in Medizin und Psychiatrie ein zen-
trales Konzept zur Beschreibung einer besonderen 
Anfälligkeit gegenüber bestimmten Erkrankungen, 
wobei die zugrunde liegenden Risiken auch in den 
sozialen Lebensbedingungen liegen können. Wird 
der Begriff in einen sozialen Kontext übertragen, so 
sind Menschen als vulnerabel anzusehen, wenn sie 
im Hinblick auf bestimmte Existenzgrundlagen, wie 
die Fähigkeit zum Erwerb des Lebensunterhalts 
oder die Teilhabe am soziokulturellen Leben, ge-

fährdet und daher hilfs- und schutzbedürftig sind. 
Dabei besteht die Gefahr einer Verwundung vor 
allem durch (un)soziale Verhältnisse, Mangelsitua-
tionen und hierdurch hervorgerufene widrige Le-
bensbedingungen wie Wohnungsnot, Arbeitslosig-
keit, soziale Diskriminierung usw. (vgl. STREICH 
2006:291). 

Fazit 

In der Zusammenschau fehlen zu den genannten 
Begriffen operable Definitionen, über die im wis-
senschaftlichen Diskurs Konsens erzielt werden 
konnte. Insofern verwundert kaum, dass in der Pra-
xis – wie etwa für die sozial-epidemiologische For-
schung empfohlen (vgl. JÖCKEL et al. 1997; siehe 
auch: Sachverständigenrat 2005:61; LAMPERT, 
KROLL 2006:302 ff.) – zur Bestimmung der sozia-
len Schicht von Personen lediglich auf die Variablen 

•	­ Bildung mit den Subdimensionen (Schul-)Bil-
dung und (Berufs-)Ausbildung, 

•	­ Stellung im Beruf und 

•	­ Einkommen 

zurückgegriffen wird. Zusätzlich werden häufig 
Merkmale wie Geschlecht, Alter, Migrationshinter-
grund4 und Hauhaltszusammensetzung herangezo-
gen. Gelegentlich wird auch versucht, Eigenschaf-
ten der Wohnumgebung kategorial zu erfassen. 

Ungeachtet der Problematik, die mit den Begrifflich-
keiten im Einzelnen verbunden ist, werden die Ad-
jektive „sozial“ bzw. „gesellschaftlich schwach“, 
„(relativ) arm“, „depriviert“ bzw. „sozial benachtei-
ligt“, „prekär“ oder „vulnerabel“ im Folgenden 
synonym verwendet, um Personen oder -gruppen 
zu kennzeichnen, deren soziale Lage als ungünstig 
anzusehen ist. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass sich der 
Personenkreis der sozial Schwachen im Hinblick 

4 Da die Nationalität bei Zugewanderten in der Regel wenig 
aussagekräftig ist, wird empfohlen, den in der Epidemiologie 
entwickelten lebensbiografisch orientierten „Mindestindikato-
rensatz“ zu verwenden: Danach haben Personen einen Mi-
grationshintergrund, wenn 
· beide Eltern im Ausland geboren sind oder 
· die befragte Person nicht seit ihrer Geburt in Deutschland -

lebt und mindestens ein Elternteil im Ausland geboren ist  
· oder die Muttersprache nicht Deutsch ist. (vgl. SCHENK et  

al. 2006:858). 
Außerhalb Deutschlands werden verschiedentlich auch An-
gaben zur Ethnie der Betroffenen als Variable berücksichtigt. 
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auf die folgenden Dimensionen (vgl. SPIECKER-
MANN, SCHUBERT  1998:170) in deutlichem Maße 
von besser Gestellten unterscheidet: 

• Ökonomische Situation (Einkommen, Eigentum, 
Position auf dem Arbeitsmarkt), 

• soziale  Situation  (Bildung,  gesundheitliche 
Lage, soziale Teilhabe, Position auf dem Woh-
nungsmarkt), 

• kultureller Hintergrund (ethnische Zugehörigkeit, 
Religion, zivilisatorische Verhaltensformen, nor-
mative Orientierungen). 

Im Übrigen werden zumindest bei der Diskussion 
von Zusammenhängen zwischen Armut, sozialer 
Ungleichheit und Gesundheit immer wieder Ein-
kommens- und Bildungs(-beteiligungs-)unterschie-
de, Arbeitswelt und Arbeitslosigkeit als wesentliche 
Einflussgrößen  betrachtet  und  Alleinerziehende, 
Kinder und Jugendliche, ältere Menschen und Mi-

5	­ Epidemiologische Studien können Kausalität nie beweisen, 
aber wahrscheinlich machen, wenn bestimmte Anforderun-
gen erfüllt sind. Zur Prüfung der Kausalität werden oft die Kri-
terien nach HILL  (1965:295 ff.) herangezogen: (1) Stärke des 
statistischen Zusammenhanges, (2) Konsistenz der Bezie-
hung, (3) Spezifität der Wirkungen, (4) zeitliche Reihenfolge 
von Ursache und Wirkung, (5) Dosis-Wirkungs-Beziehung, 
(6) biologische Plausibilität, (7) Kohärenz im Hinblick auf den 
aktuellen Stand der Forschung, (8) experimentelle Evidenz, 
(9) Analogie zu ähnlichen Kausalzusammenhängen (vgl. 
Umweltbundesamt 2010; siehe dazu auch: HELLMEIER et 
al. 1998:236 ff.; KUHN, HEISSENHUBER, WILDNER 2004: 
6 f.). 

6 Im Bereich der Gesundheitswissenschaften wird biologische 
Plausibilität gefordert: „Die statistisch ermittelten, durch mul-
tivariate Verfahren zur Überprüfung von Störgrößen abgesi-
cherten Zusammenhänge müssen mit einem pathophysiolo-
gischen Modell der Krankheitsentwicklung vereinbar sein
bzw. durch es gestützt werden“ (SIEGRIST  2005:128). 

7 Dieses Modell entspricht im Prinzip einer Reihe anderer 
mehr oder minder differenziert ausgestalteter Konzepte, die
regelmäßig darauf abstellen, dass Gesundheit und Krankheit 
von bestimmten Lebens-, Arbeits- und Umweltbedingungen
(Verhältnissen) einerseits und persönlichem Lebensstil (indi-
viduelles Verhalten) andererseits abhängen (z. B. HURREL-
MANN 2000a:88). Da beide Aspekte von sozioökonomi-
schen Faktoren determiniert werden, bewirkt soziale Un-
gleichheit letztlich auch gesundheitliche Ungleichheit (siehe 
dazu etwa die Modelle von EVANS, STODDART  1994:53; 
GEE, PAYNE-STURGES 2004:1645 ff.; GRAHAM 2004: 
107; GRAHAM, KELLY  2004:4; ROSENBROCK, GERLIN-
GER 2004:45; SCHULZ, NORTHRIDGE 2004:56 ff.; ARAH 
et  al  2006:6;  JUNGBAUER-GANS,  GROSS  2006:84;  
MACKENBACH  2006:32;  Commission  on  Social  
Determinants of Health 2007:48; DAHLGREN, WHITEHEAD 
2007:20  ff.;  BOLTE,  KOHLHUBER  2009:102  ff.;  World  
Health Organization 2009:3; 2010:46). 

granten als vulnerabel und daher als Risikogruppen 
gesehen (siehe etwa: LAMPERT, ZIESE 2005; 
BITTLINGMAYER, SAHRAI 2010). 

2.1.2 Modellvorstellungen Erklärung 
Ungleichheit 

Die besonderen Morbiditäts- bzw. Mortalitätsrisiken 
sozial schwacher Personen lassen sich im Zuge 
epidemiologischer Studien statistisch nachweisen. 
Demnach ist die Wahrscheinlichkeit, zu erkranken 
bzw. zu sterben, bei als depriviert definierten Per-
sonen größer als bei Personen, die diesem Kreis 
nicht zugeordnet werden. 

„Die Zusammenhänge sind in der Regel linear: je 
ungünstiger der soziale Status, desto höher die 
Sterblichkeit. Faktoren wie Verfügbarkeit, Inan-
spruchnahme und Qualität medizinischer Leistun-
gen spielen bei der Erklärung lediglich eine unter-
geordnete Rolle. Das Hauptgewicht kommt schich-
tenspezifischen Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
insbesondere differentiellen gesundheitsbezoge-
nen Lebensstilen und materiellen sowie sozioemo-
tionalen Belastungskonfigurationen zu“ (SIEGRIST, 
MÖLLER-LEIMKÜHLER 2003:127 f.). 

Obwohl die Bedeutung von Unterschieden in den 
materiellen, sozialen und kulturellen Lebensbedin-
gungen für Gesundheit und Krankheit im Zuge epi-
demiologischer Studien mit einem „mountain of 
evidence“ belegt worden ist (vgl. STREICH 2006: 
289), lassen sich aus der reinen Korrelation zwi-
schen den Variablen zur Bestimmung der sozialen 
Lage und dem Auftreten von Krankheiten bzw. Ster-
befällen weder Kausalbeziehungen ableiten,5 noch 
Vorhersagen treffen, welches Individuum im einzel-
nen tatsächlich erkranken bzw. vorzeitig sterben 
wird. 

Erforderlich ist vielmehr ein theoretisches (nach 
Möglichkeit empirisch abgesichertes) Modell, an-
hand dessen die gefundenen statistischen Zusam-
menhänge plausibel6 erklärt werden können. 
MIELCK (2011) zufolge existiert ein derart umfas-
sendes Modell jedoch noch nicht: Die bisherigen 
Konzepte behandeln entweder nur einen Ausschnitt 
aus dem komplexen Kausalgefüge oder sie bleiben 
auf einem relativ hohen Abstraktionsniveau, wobei 
viele Wechselbeziehungen noch nicht geklärt sind. 
Gleichwohl eignet sich das von ihm entwickelte Mo-
dell (vgl. Bild 1) dazu, die wesentlichen Zusam-
menhänge zu verdeutlichen.7 
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Bild 1: Modell zur Erklärung der gesundheitlichen Ungleichheit 
(Quelle: MIELCK (2011)) 

Dabei  hebt  MIELCK  (2011)  hervor,  dass 

•	­ nicht  die  gesundheitliche  Belastung  per  se  be-
deutsam  ist,  sondern  dass  die  Bilanz  aus  ge-
sundheitlicher  Belastung  einerseits  sowie  Be-
wältigungsressourcen  und  Erholungsmöglich-
keiten  andererseits  zu  berücksichtigen  sind; 

•	­ das  Gesundheitsverhalten  durch  das  Gleichge-
wicht  zwischen  gesundheitlichen  Belastungen, 
Bewältigungsressourcen  und  Erholungsmög-
lichkeiten  beeinflusst  wird,  wobei  auch  die  ge-
sundheitliche  Versorgung  bedeutsam  ist; 

•	­ die  Gefahr  eines  sozialen  Abstiegs  bei  kranken 
Personen  besonders  groß  ist  bzw.  dass  umge-
kehrt  die  Chance  eines  sozialen  Aufstiegs  bei 
gesunden  Personen  besonders  groß  ist  (siehe 
dazu  den  nach  oben  gerichteten  Pfeil  auf  der 
rechten  Seite  in  Bild  1); 

•	­ eine  gesundheitsfördernde  Gesamtpolitik  an 
den  grundsätzlichen  Ursachen  gesundheitlicher 
Ungleichheit,  also  an  der  sozialen  Ungleichheit 
selbst  ansetzen  sollte  (d.  h.  Verringerung  der 
Unterschiede  bei  Bildung,  Einkommen  usw.). 

Die  derzeit  gängigen  Programme  zur  Gesundheits-
förderung  orientieren  sich  im  Wesentlichen  an  der-
artigen  (hochgradig  plausiblen)  Modellannahmen: 
Demnach  ist  das  Morbiditäts- und  Mortalitätsge-
schehen  von  den  Lebens-,  Arbeits- und  Umweltbe-
dingungen  der  Menschen  ebenso  abhängig  wie  von 
ihren  individuellen  gesundheitsrelevanten  Verhal-
tensweisen  (die  ihrerseits  wiederum  lebenskontext-
abhängig  sein  können).  Insofern  wird  heute  Aktivi-
täten  zur  „kontextorientierten  bzw.  verhältnisge-
stützten  Verhaltensprävention“  der  Vorzug  vor  rein 

auf Verhältnis- bzw. Verhaltensprävention ausge-
richteten Programmen eingeräumt (vgl. Sachver-
ständigenrat 2005:102 f. sowie Kapitel 4.1). 

2.2	­ Schwer erreichbare Personen 
(­gruppen) – „Hard to Reach“ 

Verschiedentlich ist darauf hingewiesen worden, 
dass gerade die Situation deprivierter Personen da-
durch verschärft werde, dass sie durch sie begüns-
tigende Interventionen, etwa im Bereich von Er-
wachsenenbildung, Sozialarbeit, Gesundheitsför-
derung, Psychiatrie oder Schulberatung, nicht er-
reicht werden könnten. Als Beispiele für „Hard to 
Reach“ werden genannt: 

•	­ von  Armut  betroffene  für  gesundheitliche  Ange-
bote  nicht  aufgeschlossene  (insbesondere 
männliche)  Kinder  und  Jugendliche  (vgl.  ATKIN-
SON,  FLINT  2001:1;  ALTGELD  2005:5  f.), 

•	­ sozioökonomisch  benachteiligte  alte  Menschen 
über  65  Jahren  (vgl.  SOOM  AMMANN,  SALIS 
GROSS  2011:31  ff.), 

•	­ sozial  benachteiligte  Personen  und  Angehörige 
von  Minoritäten,  wie  Obdachlose,  behinderte 
Menschen,  Analphabeten,  sozial  isolierte  Men-
schen  usw.  (vgl.  HILL  o.  J.:1  f.;  DARKENWALD 
1980:2  ff.;  MILBOURNE  2002:287  f.;  BRA- 
CKERTZ  2007:1  f.;  BRACKERTZ,  MEREDYTH 
2007:3  ff.;  WITHNELL  2004:11;  BORDE  2010: 
251;  FLANAGAN,  HANCOCK  2010:92  f.), 

•	­ Migranten,  ethnische  Gruppen  (vgl.  HILL  o.  J.: 
1  f.;  MILBOURNE  2002:287  f.;  BORDE  2010: 
252  f.;  FLANAGAN,  HANCOCK  2010:92  f.;  SA-
CHER  2011b), 

•	­ sozial  benachteiligte,  bildungsferne  Elterngrup-
pen  (vgl.  DESFORGES,  ABOUCHAAR  2003: 
88;  HARRIS,  GOODALL  2007:82;  HARTUNG, 
KLUWE,  SAHRAI  2009:41;  SACHER  2010, 
2011a;  AUGSBURG  2011;  HARTUNG,  KLUWE, 
SAHRAI  2011:599  f.;  SACHER  2011b:2  f.), 

•	­ Bildungsferne,  Analphabeten  und  sonstige  Per-
sonen,  denen  die  Kompetenz  fehlt,  sich  über 
Unterstützungsangebote  zu  informieren  und 
sich  diese  Information  zu  beschaffen  (vgl.  DAR-
KENWALD  1980;  DARKENWALD,  LARSON 
1980;  BRACKERTZ  2007:1  f.;  BRACKERTZ, 
MEREDYTH  2007:3  ff.;  SACHER  2010;  WITH-
NELL  2004:11). 
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Bild 2: Bedeutungsdimensionen von „Erreichbarkeit“ (eigene 
Darstellung, nach SOOM AMMANN, SALIS GROSS 
(2011:31 ff.)) 

Diese zunächst plausibel erscheinenden Zusam-
menhänge erweisen sich allerdings bei näherer Be-
trachtung als durchaus problematisch, da sich 
schwere Erreichbarkeit nicht notwendigerweise und 
ausschließlich mit Personen(-gruppen) in ungünsti-
ger sozialer Lage verknüpfen lässt. Deshalb ist zu-
nächst danach zu fragen, was mit „Erreichbarkeit“ 
überhaupt gemeint ist. 

Aus Bild 2 geht hervor, dass der Begriff „Erreich-
barkeit“ drei Ebenen betreffen kann, wo es etwa 
um Interventionen und Angebote geht, die sich 
letztlich im Verhalten der Adressaten niederschla-
gen sollen (vgl. SOOM AMMANN, SALIS GROSS 
2011:19 ff.): 

•	­ Die erste Ebene betrifft das eher organisato-
risch anzusehende Problem, die anvisierten 
Zielgruppen überhaupt zu identifizieren, aufzu-
finden und anzusprechen. Dies wird vor allem 
im Bereich der Marktforschung bzw. des Sozial-
marketings thematisiert. Dabei bereitet es die 
größten Schwierigkeiten, jene Personen ausfin-
dig zu machen, die sich bewusst einem Zugriff 
entziehen und bei denen u. U. Insiderwissen er-
forderlich ist, um sie erreichen zu können 
(„Hidden Populations“). 

Zu denken ist dabei vor allem an Menschen, die 
unter stigmatisierten oder ungewöhnlichen Be-
dingungen leben (z. B. Kriminelle, Prostituierte, 
Drogenkonsumenten, Obdachlose usw.) oder 
aber aufgrund ihres soziokulturellen Hintergrun-
des oder ihrer Überzeugungen und Einstellun-
gen (z. B. Migranten) nicht angesprochen wer-
den wollen. Dazu können andererseits durch-
aus auch gut situierte Personen, insbesondere 
Angehörige von Eliten und Prominente, gehö-
ren, an die man erfahrungsgemäß nur aus-
nahmsweise herankommt (vgl. ATKINSON, 
FLINT 2001:1; SMITH 2006; BACKERTZ 2007; 
BRACKERTZ, MEREDYTH 2007; FLANAGAN, 
HANCOCK 2010:92 f.). 

Zudem ist an Personen zu denken, denen auf-
grund von beruflichen oder familiären Verpflich-
tungen, Zeitmangel, ökonomischer Zwänge 
oder eingeschränkter Mobilität ein Zugang zum 
jeweiligen Angebot verwehrt ist (vgl. BEDER 
1980:19 f.; DARKENWALD 1980:3 ff.). Schließ-
lich gibt es Menschen, die es einfach überdrüs-
sig sind, immer wieder (z. B. von Call Centern, 
Marktforschern usw.) angesprochen zu werden 
(vgl. BRACKERTZ, MEREDYTH 2007:4 f.). 

•	­ Auf  der  zweiten  Ebene  ist  die  anvisierte  Ziel-
gruppe  zwar  identifiziert  und  (physisch)  erreicht. 
Jetzt  geht  es  aber  darum,  die  betreffenden  Per-
sonen  dafür  zu  gewinnen,  das  jeweilige  Angebot 
kognitiv  wahrzunehmen,  sich  damit  auseinan-
derzusetzen  und  schließlich  als  für  sie  relevant 
zu  akzeptieren.  Das  ist  aber  keineswegs  evi-
dent:  So  gibt  es  eine  Reihe  von  Personen,  die 
zwar  über  bestimmte  Angebote  wohlinformiert 
sind,  jedoch  von  diesen  nicht  erreicht  werden, 
weil  sie  in  dem  betreffenden  Bereich  keine  Prob- 
leme  haben  bzw.  zu  haben  glauben,  keinen 
Handlungsbedarf  erkennen  können  oder  aber 
meinen,  die  betreffenden  Probleme  selbst  lösen 
zu  können.  Andere  haben  schlechte  Erfahrun-
gen  mit  früheren  Angeboten  gemacht,  treten 
den  anbietenden  Institutionen  misstrauisch  ge-
genüber  und  sind  aus  diesen  Gründen  nicht  zu 
einer  Inanspruchnahme  zu  bewegen  (vgl. 
WITHNELL  2004:9;  SMITH  2006:i39;  BRA- 
CKERTZ,  MEREDYTH  2007:4  f.;  SACHER 
2010;  2011b:8  ff.;  WRIGHT  2010:229;  AUGS-
BURG  2011).  Schließlich  gibt  es  Personen,  die 
das  Angebot  aus  Bequemlichkeit  oder  ohne  nä-
here  Begründung  einfach  nicht  akzeptieren  wol-
len  („null  Bock“)  (vgl.  HILL  o.  J.). 

•	­ Die  dritte  Ebene  der  Erreichbarkeit  betrifft  das 
Verhalten  der  Zielpersonen:  Für  den  Erfolg  einer 
verhaltensorientierten  Intervention  entschei-
dend  ist  nämlich,  ob  bei  den  Zielgruppen  tat-
sächlich  ein  Verhalten  (Compliance)  beobachtet 
werden  kann,  das  den  Programmintentionen 
entspricht  (vgl.  SMITH  2006:i39;  SOOM  AM-
MANN,  SALIS  GROSS  2011).  Dies  ist  das  här-
teste  Kriterium  dafür,  ob  die  Maßnahmeadres-
saten  erreicht  werden  konnten. 

Es  ist  allerdings  darauf  hingewiesen  worden,  dass 
der  Begriff  „Hard  to  Reach“  aufgrund  seiner  Un-
schärfe  und  Mehrdeutigkeit  problematisch  sei. 
Zudem  sei  er  viel  zu  pauschal,  da  er  Homogenität 
innerhalb  wohldefinierter  Gruppen  postuliere,  die  in 
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der Realität jedoch nicht vorhanden sei: Personen 
könnten nämlich in bestimmten Bereichen schwer 
erreichbar sein, während dies in anderen nicht der 
Fall sei (vgl. KALATHIL o. J.:1; BRACKERTZ 2007: 
1 f.; BRACKERTZ, MEREDYTH 2007:4 f.; BORDE 
2010:251 f.; SACHER 2010; AUGSBURG 2011). 
Migranten oder als bildungsfern eingestufte Perso-
nen generell als schwer erreichbar anzusehen be-
ruhe häufig auf selektiver Wahrnehmung (vgl. 
SACHER 2011b:9). Umgekehrt seien schwer Er-
reichbare aber nicht notwendigerweise sozioökono-
misch unterprivilegiert und bildungsfern (vgl. 
PAULS 2010:102 f.): Vielmehr sind auch viele 
Bildungsnahe und gut Situierte schwer erreichbar, 
weil sie die betreffenden Angebote für sich irrele-
vant halten (vgl. WRIGHT 2010:229). 

Kritisiert wird insbesondere die häufig „soziallagen-
blinde“ (KABA-SCHÖNSTEIN, GOLD 2011), defizit-
orientierte Sicht, die die „Hard to Reach“ stigmati-
siere (vgl. KALATHIL o. J.:1; FREIMUT, METTGER 
1990:323; FLANAGAN, HANCOCK 2010:92): So 
werde den Betroffenen die Schuld für die fehlenden 
Kontaktmöglichkeiten nicht zuletzt deshalb zuge-
schrieben, weil vorwiegend verhaltensgebundene 
Determinanten zur Erklärung herangezogen wür-
den (vgl. KABA-SCHÖNSTEIN, GOLD 2011). Dies 
lenke jedoch davon ab, die wirklichen Kontaktbar-
rieren zu ermitteln, und spiele die Verantwortung 
der Professionellen herunter, ihre Angebote ziel-
gruppengerecht zu konzipieren. Dadurch würden 
die Betroffenen noch stärker ausgegrenzt (vgl. 
SACHER 2010, 2011a, b). In diesem Zusammen-
hang wird eine Reihe von Gründen dafür angeführt, 
dass bestimmte Angebote nicht wahrgenommen 
werden, die eindeutig den Programmverantwortli-
chen zuzuschreiben sind (vgl. HARRIS, GOODALL 
2007:82): 

•	­ An  Kenntnisse/Fertigkeiten  der  Adressaten  wer-
den  zu  hohe  Ansprüche  gestellt; 

•	­ zielgruppeninadäquates  Verhalten  der  Fachkräf-
te  (z.  B.  Überlegenheit,  Distanz,  Defizitorientie-
rung,  Schuldzuweisungen); 

•	­ Mittelschichtorientierung  der  Konzepte  (z.  B. 
Hochsprache,  Amtsdeutsch,  inhaltliche  Ausge-
staltung); 

•	­ zu  viel  oder  zu  wenig  übermittelte  Informationen 
(Informationsflut,  -mangel); 

•	­ starre  Rahmenbedingungen  (z.  B.  Sprechstun-
denzeiten); 

•	­ unübersichtliche Zuständigkeiten auf Seiten der 
Professionellen; 

•	­ wenig Mitbestimmung bzw. keine Einbindung 
der Adressaten bei der Programmgestaltung. 

2.3	­ Sozial Schwache als schwer 
erreichbare Gruppen 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen und 
Fakten lässt sich feststellen, dass es sich weder bei 
den in ungünstiger sozialer Lage befindlichen Grup-
pen noch bei jenen Personen, die als schwer er-
reichbar etikettiert werden, um homogene Popula-
tionen handelt. Zudem sind beide Gruppen nur zum 
Teil deckungsgleich (vgl. Bild 3). 

Zum Umfang der Gruppe der sozial Schwachen lie-
gen (in Abhängigkeit von den jeweils verwendeten 
Indikatoren) zumindest anhaltsweise Informationen 
vor: Während in Deutschland im Jahr 2002 noch 
9 % der Bevölkerung als dauerhaft einkommens-
arm8 eingestuft wurden, waren es im Jahr 2005 
schon 11 %. (vgl. Bundesregierung 2008:26). Dem-
gegenüber können dazu, wer als schwer erreichbar 
anzusehen ist, plausiblerweise generell keine Infor-
mationen vorgelegt werden. Nur vereinzelt (etwa in 
Umfrageforschungsberichten) wird mitgeteilt, wie 
viele der Adressaten nicht erreicht wurden und wie 
sie sich sozial zusammengesetzt haben. Im Übri-
gen liegen auch für spezielle sozialpolitisch rele-
vante Bereiche, wie Erwachsenenbildung, Sozialar-
beit, Gesundheitsförderung, Psychiatrie oder 
Schulberatung, keine zuverlässigen Informationen 
oder Einschätzungen vor, die über die Zahl der dort 
schwer Erreichbaren annäherungsweise Auskunft 
geben könnten. 

       
 

Bild 3: Überschneidung von sozial schwachen und schwer er-
reichbaren Personengruppen 

8 In Europa gilt als „dauerhaft einkommensarm“, wer im aktu-
ellen und in mindestens zwei von drei Vorjahren mit einem 
Nettoäquivalenzeinkommen von weniger als 60 % des (auf 
die Gesamtbevölkerung bezogenen) Medians auskommen 
musste (vgl. Bundesregierung 2008:26). 



M237­Dokument_graue Reihe  27.04.13  20:21  Seite 15

     
        

     
       

   
   

 
 

     
       

    
    

     
     

    
       

        
       
        
       

  

   
     

      
     

      
      

    
      
     

     
      
       
     

       
      

    
  

Autor(en) Jahr 
  Zusammenhang zwischen 

    sozialer Lage und Unfallrisiko 
 im Straßenverkehr 

Risikogruppe 

LIMBOURG 1998 Nein Kinder 

MERSMANN 1998 Nein  Kinder, Schulanfänger 

 SCHLACK 1998 Nein Kinder 

 SPIECKERMANN, SCHUBERT 1998 Ja Kinder 

    Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit 
 und Frauen 1999 Ja Kinder 

  SPIECKERMANN, SCHUBERT, ZIPPEL 1999 Ja  Kinder, Migranten 

  BÖHM et al. 2000 Ja Kinder 

 SCHMIDT, PRÜMEL-PHILIPPSEN 2001 Nein Kinder 

SETTERTOBULTE 2001 Nein Kinder 

  ELSÄSSER et al. 2002 Ja Kinder 

 BÖHM, ELSÄSSER 2004 Ja Kinder 

  BÖHMANN, ELSÄSSER 2004 Ja Kinder 

   BOLTE et al. 2004 Ja    Kinder (Babys und Kleinkinder) 

  LAMPERT et al. 2005 Ja Kinder 

ABEL 2006 Nein Kinder 

 HORNBERG, PAULI 2007 Nein Kinder 

ABEL 2007 Nein Kinder 

  Bundesarbeitsgemeinschaft mehr Sicherheit 
  für Kinder    e. V. 2007 Ja Kinder 

  WILDNER, HEISSENHUBER, KUHN 2009 Nein Kinder 

  GEYER, PETER 1998 Nein   Kinder, Jugendliche 

 SCHUBERT, HORCH 2004 Nein  Kinder, Jugendliche 

              Tab. 1: Übersicht über deutsche Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage und Gesundheits- bzw. Unfallrisiken 
 thematisiert werden 
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Vor dem Hintergrund dieser fehlenden Informa-
tionen ist es nicht möglich, den Umfang jener Grup-
pe abzuschätzen, die sowohl als sozioökonomisch 
depriviert als auch als „Hard to Reach“ anzusehen 
ist. 

3 Sozial Schwache und schwer 
Erreichbare im Kontext der 
Verkehrssicherheit 

3.1	­ Verkehrsicherheit sozial 
schwacher Menschen 

Die einschlägige Fachliteratur bietet heute eine 
Fülle von Hinweisen darauf, dass die Risiken, stra-
ßenverkehrsbedingt gesundheitlich zu Schaden zu 
kommen, mit dem individuellen sozioökonomischen 
Status und den Wohn(-umfeld)- bzw. Verkehrsbe-
dingungen variieren. Insbesondere im Hinblick auf 
das Verletzungsrisiko durch Verkehrsunfälle findet 
sich eine zunehmende Zahl von Studien, die so 

wohl im Hinblick auf Mortalität als auch auf Morbidi-
tät belegen, „… that low socioeconomic position at 
the area or individual level seems to increase the 
risk of being injured in traffic“ (LAFLAMME, BUR-
ROWS, HASSELBERG 2009:11). 

Entsprechende Forschungsergebnisse wurden ins-
besondere in den angelsächsischen Ländern (und 
hier vor allem in Großbritannien) sowie Skandina-
vien erarbeitet (vgl. dazu die Zusammenstellungen 
in den nachfolgenden Tabellen). Im Mittelpunkt ste-
hen dabei Kinder und Jugendliche sowie Verkehrs-
teilnehmer im Allgemeinen. Gelegentlich finden 
sich Studien, die auf die besondere Gefährdung 
von Migranten bzw. ethnischen Minoritäten sowie 
älteren Menschen abstellen. Darüber hinaus ist 
eine Reihe von Studien zum Thema „Gesundheit 
und soziale Ungleichheit“ vorhanden, in denen u. a. 
auch über die besonderen Verunfallungsrisiken so-
zial Schwacher berichtet wird, wobei es nicht nur 
um Unfälle im Straßenverkehr, sondern auch um 
Verletzungen durch Stürze, Ertrinken, Verbrühen, 
Vergiften usw. geht. 
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Autor(en) Jahr 
  Zusammenhang zwischen 

    sozialer Lage und Unfallrisiko 
 im Straßenverkehr 

Risikogruppe 

 KLOCKE, LAMPERT 2005 Nein  Kinder, Jugendliche 

 NEUMANN, JANSEN 2005 Nein  Kinder, Jugendliche 

  RICHTER, SCHLAG, GRUNER 2006 Nein  Kinder, Jugendliche 

  KAHL, DORTSCHY, ELLSÄSSER 2007 Ja  Kinder, Jugendliche 

  LOB-CORZILIUS et al. 2008 Nein  Kinder, Jugendliche 

  DRAGANO, LAMPERT, SIEGRIST 2009 Ja  Kinder, Jugendliche 

 LAMPERT, RICHTER 2009 Ja   Kinder, Jugendliche 

  BÖHME, REIMANN 2010 Nein  Kinder, Jugendliche 

HOLTE 2010 Ja  Kinder, Jugendliche 

 FREDERSDORF, HECKMANN 2010 Nein  Jugendliche Disko-Besucher 

 Deutsche Fahrlehrerakademie 1997 Nein Mobilitätsbehinderte 

STÖPPLER 1999 Nein  Geistig Behinderte 

 HIELSCHER, STÖPPLER 2008 Nein  Behinderte Menschern 

 Deutscher Verkehrssicherheitsrat 2002 Nein    Konsumenten von Drogen/ 
Medikamenten 

  LIS et al. 2011 Nein  Ältere Menschen 

 Deutscher Verkehrssicherheitsrat 2009 Nein  Ältere Verkehrsteilnehmer 

 CHLOND, OTTMANN 2007 Nein Alleinerziehende 

   KASPER, REUTTER, SCHUBERT 2007 Nein Migranten 

  SCHENK, NEUHAUSER, ELLERT 2008 Nein    Kinder, Jugendliche mit 
Migrationshintergrund 

FRIEDRICH 2008 Nein  Ethnische Minoritäten 

  Robert Koch-Institut 2008 Nein Migranten 

  BECKMANN, BRACHER, HESSE 2007 Nein Verkehrsteilnehmer 

  Robert Koch-Institut, 
  Statistisches Bundesamt 2006 Nein Bevölkerung 

 SCHOTT, KUNZ 2011 Nein Bevölkerung 

 BOLTE, KOHLHUBER 2009 Nein Bevölkerung 

 HESSE, SCHREINER 2007 Nein    Bevölkerung des städtischen 
Umlandes 

 STEINEBACH, RUMBERG 2007 Nein Bevölkerung 

Bundesregierung 2008 Nein Bevölkerung 

SPITZNER 1999 Nein  Bevölkerung, Migranten 

HRADIL 2009 Nein Bevölkerung 

  GOLD et al. 2010 Nein Bevölkerung 

 LIMBOURG, REITER 2010 Nein Bevölkerung 

  BÄR, BÖHME, REIMANN 2009 Nein Bevölkerung 

   Wissenschaftlicher Beirat beim BMVBS 2010 Nein Bevölkerung 

 DLUGOSCH, DAHL 2011 Nein Bevölkerung 

 Tab. 1: Fortsetzung 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

 SPIEKERMANN, 
 SCHUBERT (1998) 

     a) Berichterstattung über die eigene geplante/laufende Untersuchung;  
 b)  – 
 c)  – 
 d) – 

 SPIEKERMANN, 
 SCHUBERT, 

 ZIPPEL (1999) 

     a) Primärerhebung und Sekundäranalyse polizeilicher Unfalldaten; 
            b) Schüler im Alter von 9 bis 16 Jahren in drei deutschen Städten; 

c)           n = 2.161 Schüler; keine Angabe zur Anzahl der Unfallakten; 
          d) „Eine direkte Abhängigkeit der Unfallbeteiligung von den Faktoren nationale Zugehörigkeit, Wohlstand 

           und Stadtquartierstyp konnte im Rahmen dieser Studie nicht nachgewiesen werden. Vielmehr scheint 
           die Verkehrsmittelwahl als intervenierende Variable eine wesentliche Rolle zu spielen“ (ohne Seiten-

zahl). 

   Ministerium für Arbeit, 
  Soziales, Gesundheit 

   und Frauen [MASGF] 
(1999) 

 a) Primärerhebung(en); 
       b) Brandenburger Einschüler der Jahre 1994 bis 1998; 

                 c) Stichprobenumfänge: 1994: n = 32.223; 1995: n = 30.430; 1997: n = 25.718; 1998: n = 18.502; 
            d) „Kinder aus Familien mit niedrigem Sozialstatus verunglücken fast doppelt so häufig im Straßenver-

         kehr als Kinder aus Familien mit hohem Sozialstatus“ (S. 28). 

   BÖHM et al. (2000) 

   a) Berichterstattung MASGF (1999); 
  b) – 
  c) – 
             d) „Kinder aus Familien mit niedrigem Sozialstatus verunglücken fast doppelt so häufig im Straßenverkehr 

        als Kinder aus Familien mit hohem Sozialstatus“ (S. 5). 

   ELLSÄSSER et. al. 
(2002) 

       a) Sekundäranalyse der Einschulungsuntersuchungen aus dem Land Brandenburg; 
    b) Brandenburger Einschüler im Jahr 2000;  

c)    n = 15.641; 
            d) „Kinder aus Familien mit niedrigem Sozialstatus verunglücken fast doppelt so häufig im Straßenver-

         kehr als Kinder aus Familien mit hohem Sozialstatus“ (S. 14). 

 BÖHM, 
 ELSÄSSER 

(2004) 

            a) Berichterstattung über die Einschulungsuntersuchungen der Jahre 2000 bis 2003 aus dem Land Bran-
 denburg; 

b)  – 
c)  – 

            d) „Kinder aus sozial benachteiligten Familien erleiden mehr signifikant (sic!) Verkehrsunfälle … als Kin-
        der aus Familien mit einem hohen Sozialstatus“ (S. 4). 

 BÖHMANN, 
 ELSÄSSER 

(2004) 

 a) Primärerhebung; 
       b) alle verletzten Kinder in der Stadt Delmenhorst; 

                  c) Grundgesamtheit der Kinder unter 15 Jahren: 1998: N = 17.580; 1999: N = 17.607; 2000: N = 17.496; 
           d) Verletzungsrate nicht-deutscher Kinder ist höher als die deutscher Kinder (Jungen: unter 5-Jährige: 

             3,3fach, 5- bis 15-Jährige: 1,7fach; Mädchen: unter 5-Jährige: 2,3fach, 5- bis 15-Jährige: 1,1fach); im 
             Schulalter sind Unfälle auf öffentlichen Verkehrswegen an vierter Stelle; „… die oft geäußerte Be-
         hauptung, dass schwere Verletzungsfolgen nach Verkehrsunfällen häufig vorkommen, findet sich 

      durch die Zahlen nicht bestätigt“ (S. 304); 

   BOLTE et al. (2004) 

         a) Primärerhebung LISA-Studie („Einfluss von Lebensbedingungen und Verhaltensweisen auf die Ent-
      wicklung von Immunsystem und Allergien im Ost-West-Vergleich“);  

         b) Geburtskohorte 1998 aus München, Leipzig, Bad Honnef und Wesel; 
              c) 1.467 Kinder aus München und 976 Kinder aus Leipzig in den ersten beiden Lebensjahren; 

          d) „… sozial ungleiche Belastungen des Wohnumfeldes von Kindern mit verkehrsabhängigen Luftschad-
            stoffen …. signifikant inverse Sozialgradienten mit den höchsten Expositionen in der niedrigsten Sozi-

     alkategorie“ (BOLTE et al. 2004: 190). 

  LAMPERT et. al. 
(2005) 

           a) Berichterstattung über die Einschulungsuntersuchungen aus dem Land Brandenburg im Jahr 2000 
 (S. 101);  

b)  – 
c)  – 
d) – 

Bundesarbeits-
gemeinschaft 

 mehr Sicherheit  
    für Kinder e. V. 

(2007) 

          a) Berichterstattung über Studien aus GB (DOWSWELL, TOWNER 2002; ROBERTS, POWER 1996), 
     Griechenland und Brandenburg (S. 14 f);  

b)  – 
c)  – 
d) – 

        a) eigene Untersuchung/Primärerhebung oder Sekundäranalyse oder Berichterstattung von Ergebnissen;  
   b) falls a): Stichprobenbeschreibung; 
   c) falls a): Stichprobenumfang; 
    d) falls a): signifikante Ergebnisse 

              Tab. 2: Übersicht über deutsche Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage von Verkehrsteilnehmern und Unfall-
  risiken thematisiert werden 

17 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

 KAHL, 
 DORTSCHY, 
 ELLSÄSSER (2007) 

       a) Primärerhebung, Auswertung der Verletzungen durch Unfälle oder Gewalt; 
      b) Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) des Robert Koch-Instituts; 

c)   n = 17.641;  
             d) „Unfälle auf öffentlichen Verkehrswegen nahmen in allen Altersgruppen den vierten Platz ein“ (S. 722); 

           „…, dass Kinder und Jugendliche mit niedrigem Sozialstatus signifikant häufiger Verkehrsunfälle hat-
              ten als Kinder und Jugendliche mit einem hohen Sozialstatus. Dies traf auch signifikant für Mädchen 
              (…) und Jungen (…) zu“ (S. 723). Die Differenzierung der Verunfallung von Kindern mit Migrations-

            hintergrund im Straßenverkehr nach dem Sozialstatus ist aufgrund zu geringer Fallzahlen nicht mög-
lich. 

 DRAGANO, 
 LAMPERT, 
 SIEGRIST (2009) 

            a) Berichterstattung über Studien aus GB (ROBERTS, POWER 1996) und Deutschland (BOLTE et al. 
  2004) (S. 20);  

b) –  
c) –  
d) – 

 LAMPERT, 
 RICHTER (2009) 

       a) Berichterstattung über die Brandenburger Einschulungsuntersuchungen (S. 216);  
 b) –  
  c) – 
 d) – 

 HOLTE (2010) 

         a) Sekundäranalyse des Kinder- und Jugendgesundheitssurveys (KiGGS) des Robert Koch-Instituts; 
           b) repräsentative Stichprobe der 0- bis 17-Jährigen in Deutschland in drei Untersuchungsjahren; 

c) n  =    17.641 (n  =            16.327 für Verkehrsunfallprävalenz [S. 30]); d) „Kinder mit geringen Werten in ver-
          schiedenen Problembereichen, mit stark prosozialem Verhalten, mit hoher Lebensqualität und starkem 

           familiären Zusammenhalt sind weniger verkehrsunfallgefährdet als Kinder mit hohen Werten in den 
         Problembereichen, mit gering ausgeprägtem prosozialem Verhalten und schwächerem familiärem Zu-

  sammenhang“ (S. 38). 

 Tab. 2: Fortsetzung 
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3.1.1 Verkehrssicherheit von sozial 
Schwachen in Deutschland 

Ähnliche Befunde lassen sich auch für Deutschland 
nachweisen. Tabelle 1 listet die im Rahmen dieser 
Arbeit durchgesehene, entsprechende Literatur 
auf. Allerdings befassen sich nur 14 der mehr als 50 
gesichteten Veröffentlichungen mit dem Zusam-
menhang zwischen sozialer Lage und den Unfallri-
siken im Straßenverkehr und nehmen dabei explizit 
Bezug auf Primär- oder Sekundäranalysen von 
Daten bzw. präsentieren explizit empirische Befun-
de (vgl. Tabelle 2). 

Auch in den einschlägigen deutschen Veröffentli-
chungen wird am häufigsten auf die besonderen Ri-
siken von Kindern und Jugendlichen aus sog. „sozi-
al benachteiligten Milieus“ sowie gelegentlich von 
Personen mit Migrationshintergrund, behinderten 
Menschen oder älteren Personen hingewiesen. Al-
lerdings konnten SPIECKERMANN, SCHUBERT, 
ZIPPEL (1999) die These von der hohen Unfallge-
fährdung von Kindern aus einkommensschwachen 
Familien und Migrantenhaushalten in direkter Ab-
hängigkeit von Migrationshintergrund, Wohlstand 
und Stadtquartierstyp empirisch nicht bestätigen. 

Gleichwohl sind die Autoren der Ansicht, dass „… 
die Untersuchung Hinweise auf die Unfallgefähr-
dung von Kindern und Jugendlichen in Abhängigkeit 
vom sozialen Umfeld“ (SPIECKERMANN, SCHU-
BERT, ZIPPEL 1999:9) liefere.9 Hierbei weisen sie 
der Verkehrsmittelwahl eine zentrale Rolle zu. 

Sieben weitere Publikationen aus Deutschland 
greifen auf Daten von Einschulungsuntersuchun-
gen unterschiedlicher Jahrgänge im Bundesland 
Brandenburg zurück. Diese umfassen ein breites 
Spektrum relevanter Gesundheits- bzw. Krankheits-
aspekte, wie Infektionsschutz/Impfen, Zahn- und 
Mundgesundheit, Übergewicht, Allergien, Sprach-
störungen und Unfälle. Dabei erlauben sie die Dif-
ferenzierung der Kinderunfälle nach dem Unfallort 
und die Identifizierung von Verkehrsunfällen. Mit 
dieser Datenbasis lässt sich nachweisen, dass Kin-

9 Kritisch muss in diesem Zusammenhang insbesondere die 
Bildung einer Variablen „Wohlstandsindikator“ angemerkt 
werden. Die Autoren selbst schließen nicht aus, dass deren 
Schwächen die Ergebnisse der Datenanalyse nachhaltig be-
einflusst haben könnten (vgl. SPIECKERMANN, SCHU-
BERT, ZIPPEL 1999: ohne Seite). 
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Bild 4: Verkehrsunfälle von Kindern bis zur Einschulung – 
nach dem Sozialstatus 1998 bis 2003 (Quellen:
ELLSÄSSER et al. (2002:15) und BÖHM, ELLSÄSSER 
(2004:4)) 

      
         

      
   

Bild 5: Prozentualer Anteil der Verkehrsunfälle verletzter Kin-
der und Jugendliche im Alter von einem bis unter 18 
Jahren – nach Geschlecht und Sozialstatus (Quelle:
KAHL, DORTSCHY, ELLSÄSSER (2007:724)) 

        
   

Bild 6: Verkehrsunfälle der Ein- bis 17-Jährigen im Kinder- und 
Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) (Quelle: HOLTE 
(2010:31)) 
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der  aus  Familien  mit  niedrigem  Sozialstatus  fast 
doppelt  so  häufig  im  Straßenverkehr  verunglücken 
wie  Kinder  aus  Familien  mit  hohem  Sozialstatus 
(vgl.  MASGF  1999:15  f,  28;  BÖHM  et  al.  2000:5; 
ELLSÄSSER  et  al.  2002:14;  BÖHM,  ELLSÄSSER 
2004:4  sowie  Bild  4). 

Die  aktuellste  Datenquelle  zum  Thema  stellt  der 
Kinder- und  Jugendgesundheitssurvey  des  Robert 
Koch-Instituts  (KiGGS)  dar.  Mit  dessen  Daten  wei-
sen  KAHL,  DORTSCHY,  ELLSÄSSER  (2007:723  f.) 
nach,  dass  die  bis  17-Jährigen  mit  niedrigem  Sozi-
alstatus  signifikant  häufiger  Verkehrsunfälle  erlei-
den  als  Kinder  und  Jugendliche  mit  einem  hohen 
Sozialstatus  (vgl.  auch  Bild  5).  In  diesem  Zusam-
menhang  wird  das  Wohnen  sozial  Schwacher  an 
verkehrsreichen  Straßen  als  eine  ursächliche  Be-
dingung  angesehen  (vgl.  auch  ELLSÄSSER  et  al. 
2002:14;  SPIEKERMANN,  SCHUBERT,  ZIPPEL 
1999:  ohne  Seite). 

In  einer  jüngeren  Studie  arbeitet  HOLTE  (2010)  aus 
den  Daten  des  KiGGS  Profile  von  im  Straßenver-
kehr  verunglückten  Kindern  und  Jugendlichen  he- 
raus.  Von  16.327  Befragten  waren  in  den  letzten 
zwölf  Monaten  vor  der  Erhebung  192  Kinder  und 
Jugendliche,  d.  h.  1,1  %  der  Befragten,  wegen 
eines V erkehrsunfalls  in ärztlicher Behandlung (vgl.    
HOLTE  2010:30).  Bei  mehr  als  der  Hälfte  dieser 
Unfälle  waren  die  Kinder  mit  einem  Zweirad  unter-
wegs,  Unfälle  als  Pkw-Mitfahrer  oder  Fußgänger 
folgen  erst  mit  deutlichem  Abstand  (vgl.  Bild  6). 

Für  seine  weiteren  Analysen  konzentriert  sich 
HOLTE  auf  Unfälle,  bei  denen  Kinder  und  Jugend-
liche selbst aktiv mobil waren, die sog. „Eigenmobi       -
lität“  als  Fußgänger,  Zweiradfahrer  oder  Nutzer 
eines  Kinderfahrzeuges.  Solche  Unfälle  lassen  sich 
bei  137  Personen,  d.  h.  0,9  %  der  KiGGS-Stichpro-
be,  nachweisen  (vgl.  HOLTE  2010:30). 

Das  in  der  KiGGS-Studie  berichtete  Unfallgesche-
hen  von  unter  15-jährigen  „Eigenmobilen“  im  öffent-
lichen  Straßenverkehr  ist  mehr  als  doppelt  so  hoch 
wie  das  in  der  amtlichen  Unfallstatistik  ausgewiese-
ne  (vgl.  HOLTE  2010:32).  Der  Autor  gibt  darüber 
hinaus  zu  bedenken,  dass  im  Kinder- und  Jugend-
gesundheitssurvey  lediglich  der  letzte  Unfall  im  ver-
gangenen  Zwölfmonatszeitraum  erfragt  wurde,  die 
tatsächliche  Unfallprävalenz  also  eher  noch  höher 
sein  dürfte. 

Ausgehend  von  potenziellen  Determinanten  des 
Unfallrisikos von   Kindern und Jugendlichen    werden 
mittels  einer  sog.  Clusteranalyse10 vier  Gruppen 10 Vgl.  zum  Verfahren  der  Clusteranalyse  BACHER  (1996).  
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(„Cluster“11) von Minderjährigen gebildet und durch 
weitere verkehrssicherheitsrelevante Merkmale als 
sog. „Profile“ beschrieben, die zur Konzeption ziel-
gruppenspezifischer Verkehrssicherheitsmaßnah-
men herangezogen werden können (vgl. HOLTE 
2010:34): 

•	­ Cluster 1: „die Teenager“ – Die älteren Unauffäl-
ligen 

Hierunter werden durchschnittlich 14-jährige, 
psychisch „normale“, in relativ günstigen sozia-
len Verhältnissen lebende und eine höhere 
Schulbildung durchlaufende, gesundheitlich un-
auffällige Kinder und Jugendliche zusammenge-
fasst. Der Familienzusammenhalt ist eher gering 
und die Mobilitätsmuster entsprechen dem Alter. 
Dieses Profil trifft auf etwa ein Drittel der KiGGS-
Stichprobe (34 %) zu. 

Die „Teenager“ zeigen eine Prävalenz von Ver-
kehrunfällen bei Eigenmobilität von 1,1 % und 
bei Verkehrsunfällen insgesamt von 1,6 %. 

•	­ Cluster 2: „die Ausgeglichenen“ – Die jüngeren 
Unauffälligen 

Dieses Cluster vereint Kinder im Durchschnitts-
alter von etwa siebeneinhalb Jahren, die psy-
chisch „normal“, mit dem relativ besten Gesund-
heitszustand, in günstigen sozialen Verhältnis-
sen und einem sehr starken Familienzusam-
menhalt aufwachsen und (im höheren Alter) 
eine eher höhere Schulbildung durchlaufen. Drei 
von zehn Kindern und Jugendlichen (30 %) las-
sen sich durch dieses Profil relativ ungefährde-
ter und auf Sicherheit bedachter Kinder charak-
terisieren. 

Die „Ausgeglichenen“ erweisen sich als am we-
nigsten durch Verkehrsunfälle betroffen (Ver-
kehrsunfälle bei Eigenmobilität: 0,5 %, Ver-
kehrsunfälle insgesamt: 0,9 %). 

•	­ Cluster 3: „die Gebremsten“ – Die jüngeren Auf-
fälligen 

Diese im Durchschnitt etwa acht Jahre alten 
Kinder weisen zum Teil einen „grenzwertigen“ 
oder „auffälligen“ psychischen Zustand auf, 

11 Zur differenzierten Beschreibung der nachfolgend in Kürze 
referierten Cluster, die aufgrund spezifischer, inhaltlich und 
empirisch-statistisch getroffener Vorannahmen errechnet 
werden konnten vgl. HOLTE (2010:39 ff). 

leben  in  eher  ungünstigen  sozialen  Verhältnis-
sen,  bei  häufiger  nicht  gutem  Gesundheitszu-
stand  und  einem  eher  mäßigen  Zusammenhalt 
in  der  Familie.  Etwa  ein  Fünftel  der  Kinder  und 
Jugendlichen  (21  %)  lässt  sich  entsprechend 
charakterisieren  und  diesem  Profil  zuordnen. 

Die  Verkehrsunfallbeteiligung  der  „Gebremsten“ 
liegt  für  Unfälle  mit  Eigenmobilität  bei  1,1  %  und 
bei  allen  Verkehrsunfällen  bei  1,4  %. 

•	­ Cluster  4:  „die  Ungezügelten“  –  Die  älteren  Auf-
fälligen 

Auch  der  psychische  Zustand  dieser  im  Durch-
schnitt  elf  Jahre  alten  Kinder  und  Jugendlichen 
wird  als  „grenzwertig“  oder  „auffällig“  einge-
schätzt.  Sie  leben  in  eher  ungünstigen  sozialen 
Verhältnissen  mit  dem  relativ  schwächsten  Fa-
milienzusammenhalt,  dem  relativ  niedrigsten 
Bildungsstand  und  einem  häufig  nicht  guten  Ge-
sundheitszustand.  Immerhin  fast  jeder  siebte 
Minderjährige  (15  %)  wird  diesem  Profil  zuge-
ordnet. 

Die  „Ungezügelten“  verunfallen  im  Straßenver-
kehr  bei  Eigenmobilität  zu  1,6  %,  bei  Verkehrs-
unfällen  insgesamt  zu  2,0  %. 

Den  Zusammenhang  zwischen  Clusterzugehörig-
keit  und  Unfallrisiko  fasst  der  Autor  folgenderma-
ßen  zusammen: 

„Kinder  mit  geringen  Werten  in  verschiede-
nen  Problembereichen,  mit  stark  prosozia-
lem  Verhalten,  mit  hoher  Lebensqualität  und 
starkem  familiärem  Zusammenhalt  sind  we-
niger  verkehrsunfallgefährdet  als  Kinder  mit 
hohen  Werten  in  den  Problembereichen,  mit 
gering  ausgeprägtem  prosozialem  Verhalten 
und  schwächerem  familiärem  Zusammen-
hang“  (HOLTE  2010:38). 

Die  empirischen  Befunde  der  Sekundäranalyse  von 
HOLTE  (2010)  verweisen  auf  ein  Konglomerat  von 
gesundheitlich-sozialen  Lebensverhältnissen,  die 
als  Determinanten  der  Exposition  sowie  der  Kom-
petenzen,  Motive  und  Emotionen  der  Kinder  und 
Jugendlichen  und  vermittelt  über  Wahrnehmungs-, 
Bewertungs- und  Entscheidungsprozesse  deren 
Mobilitätsverhalten  und  damit  letztlich  das  Unfallri-
siko  beeinflussen  (vgl.  HOLTE  2010:24). 

Schließlich  soll  hier  auch  noch  auf  eine  Studie  hin-
gewiesen  werden,  die  nicht  die  Verunfallung,  son-
dern  die  Luftschadstoffexposition  von  Kindern  in 
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unterschiedlicher sozialer Lage untersucht (vgl. 
BOLTE et al. 2004). Im Blickpunkt stehen dabei die 
vier verkehrsabhängigen Belastungen Leben an 
einer Hauptstraße, regelmäßige Staubildung, tägli-
cher Lkw-Verkehr sowie störender Verkehrslärm. 
Die Autoren stellen diesbezüglich fest: 

„Für alle vier Merkmale der Belastung mit 
verkehrsabhängigen Luftschadstoffen zeigte 
sich ein deutlicher Sozialgradient, d. h. eine 
zunehmende Exposition mit abnehmendem 
elterlichen Bildungsindex“ (BOLTE et al. 
2004:186). 

Zusammenfassend wird deutlich, dass die Daten-
basis zum Zusammenhang zwischen der sozialen 
Lage von Verkehrsteilnehmern in Deutschland und 
ihrer Verunfallung im Straßenverkehr bis vor kur-
zem noch sehr dünn bzw. auf einige wenige, regio-
nal begrenzte empirischen Erhebungen beschränkt 
war und auch heute noch – mit nur einer einzigen 
bundesweit repräsentativen Datenbasis – nicht als 
zufrieden stellend bezeichnet werden kann. Nach 
wie vor fehlt eine genuin verkehrssoziologisch ak-
zentuierte bundesweit repräsentative epidemiologi-
sche Erhebung, die primär auf das Unfallrisiko von 
sozial Benachteiligten im Straßenverkehr ausge-
richtet ist. 

3.1.2 Verkehrssicherheit von Migranten in 
Deutschland 

Forschungsprojekte der Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen haben sich sowohl mit der Verkehrssi-
cherheit von Spätaussiedlern (vgl. DOSTAL, 
DOSTAL 1996) als auch mit jener von ausländi-
schen Arbeitnehmern in Deutschland beschäftigt 
(vgl. FUNK, WIEDEMANN, REHM 2002). Aller-
dings lassen sich dabei die beiden Bevölkerungs-
gruppen der sog. „Autochthonen“ oder Einheimi-
schen im Vergleich zu den sog. „Allochthonen“ 
oder Zugewanderten nicht trennscharf bestimmen. 
So wurden z. B. Spätaussiedler in der Statistik 
schon immer als Deutsche geführt. Seit dem Jah-
resbeginn 2000 bekommen Neugeborene auslän-
discher Eltern, von denen ein Elternteil rechtmäßig 
seit mindestens acht Jahren seinen Aufenthalt im 
Inland hat, automatisch die deutsche Staatsange-
hörigkeit (sog. „Ius soli“-Prinzip). Seitdem ist die 
Dichotomie deutsche versus ausländische Bevöl-
kerung nicht mehr zielführend, wenn es um die 
Thematik kulturell-ethnischer Einflüsse auf das 
Verhalten der Individuen geht (vgl. bereits FUNK, 
WIEDEMANN, REHM 2002:56). 

Dies  gilt  auch  für  das  Verhalten  im  Straßenverkehr. 
Informationen  zur  Verkehrssicherheit  von  Migran-
ten bzw . zur V  erunfallung von Menschen mit Migra    -
tionshintergrund  sind  nur  schwer  zu  erhalten.  Ins-
besondere  unter  Kindern  ist  heute  davon  auszuge-
hen,  dass  ein  hinreichend  großer  Teil  zwar  formal 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  besitzt,  ein  mög-
licher  Migrationshintergrund  jedoch  nicht  mehr  sta-
tistisch  erfasst  wird.  SUHL  (2008:4  ff.)  und  REUT-
TER,  SUHL  (2012:29  f.)  führen  diese  Problematik 
ausführlich  aus.  SUHL  (2008:7)  macht  insbesonde-
re  darauf  aufmerksam,  dass  hinreichend  viele  Kin-
der,  die  vor  dem  Jahr  2000  in  der  Statistik  aus  „Aus-
länder“  geführt  worden  wären,  heute  dort  als  „Deut-
sche“  aufscheinen.12 

Vor  diesem  Hintergrund  verwundert  es  kaum,  dass 
hinsichtlich  Aussagen  zur  Verkehrssicherheit  von 
Kindern  mit  Migrationshintergrund  nach  wie  vor  äl-
tere  Untersuchungen  aus  dem  zwanzigsten  Jahr-
hundert  mit  ihrer  Dichotomie  Deutsche  versus  Aus-
länder  herangezogen  werden: 

•	­ Unter  Bezugnahme  auf  noch  ältere  Untersu-
chungen  verweisen  HOHENADEL,  POR-
SCHEN,  SELIGER  (1985)  auf  die  stärkere  Un-
fallbeteiligung  ausländischer,  insbesondere  tür-
kischer  Kinder.  Für  das  Vorschulalter  machen 
die  Autoren  im  Jahr  1981  eine  zwei- bis  dreimal 
häufigere  Verunfallung  ausländischer  Kinder 
aus  und  auch  für  Sechs- bis  14-Jährige  wird 
deren  höhere  Verunfallung  behauptet  (vgl.  HO-
HENADEL,  PORSCHEN,  SELIGER  1985:8). 

•	­ HOLLEDERER  (2000:106)  errechnet  für  die 
Jahre  1986  bis  1996  in  der  Stadt  Nürnberg  bei 
Fußgänger- und  Radfahrunfällen  von  unter 
Sechsjährigen  eine  zweieinhalb  Mal  so  hohe  In-
zidenzdichte  (Anzahl  aller  Unfälle  im  betrachte-
ten  Zeitraum  geteilt  durch  Personenjahre  „at 
risk“)  ausländischer  Kinder  im  Vergleich  zu  ihren 
deutschen  Pendants. 

•	­ Eine  Sonderauswertung  des  Statistischen  Bun-
desamtes  für  das  Jahr  1990  bestätigt  Zusam-
menhänge  zwischen  der  Nationalität  und  der 
Verunfallung  von  Kindern  im  Straßenverkehr:  So 
verunglückten  beispielsweise  von  den  Kindern 
unter  sechs  Jahren  247  ausländische  Kinder  je 
100.000  Einwohner  dieser  Altersgruppe  als  Fuß-

12 „Diese Kinder haben zwar keine eigene Migrationserfahrung, 
jedoch einen Migrationshintergrund, der in der amtlichen 
Statistik unberücksichtigt bleibt“ (SUHL 2008:7). 

http:aufscheinen.12
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gänger, im Vergleich zu lediglich 91 entspre-
chenden deutschen Kindern. Beim Radfahren 
verhält es sich dagegen umgekehrt: Hier verun-
fallten 31 deutsche Kinder je 100.000 Einwoh-
ner dieser Altersgruppe gegenüber lediglich 19 
ausländischen Kindern. In der Altersgruppe von 
sechs bis unter zehn Jahren wird dieses Muster 
reproduziert: Hier verunglückten, je 100.000 der 
altersgleichen Einwohner, 315 ausländische 
Kinder als Fußgänger und 155 als Radfahrer 
sowie 203 deutsche Kinder als Fußgänger bzw. 
182 als Radfahrer. In der Altersgruppe von zehn 
bis unter 15 Jahren verunglückten schließlich 
110 ausländische und 100 deutsche Fußgänger 
je 100.000 Einwohner sowie 213 ausländische 
und 347 deutsche Radfahrer (vgl. DESTATIS 
o. J.:16). Offensichtlich waren also unter den 
Fußgängern die ausländischen Kinder und Ju-
gendlichen unfallgefährdeter, unter den Radfah-

13rern dagegen die deutschen. Ähnliche Ergeb-
nisse berichten HAUTZINGER, TASSAUX-
BECKER, HAMACHER (1996:71). 

• Vereinzelt liegen entsprechende Differenzierun-
gen der Unfalldaten für Kommunen vor. So be-
richtet z. B. STIEBING (1999a:14) für die Stadt 
Hagen und das Jahr 1998 von einer zweimal hö-
heren Verunglücktenhäufigkeitszahl ausländi-
scher Kinder und einer sogar dreimal so hohen 
Verunglücktenhäufigkeitszahl türkischer Kinder 
gegenüber deutschen Kindern. Als „dramatisch“ 
bezeichnet STIEBING die für 1999 festgestellte 
Differenz in den Verunglücktenhäufigkeitszahlen 
aktiver Verkehrsteilnehmer im Alter bis zu sechs 
Jahren: „Hier verunglückten im Vergleich zu 
deutschen Kindern türkische Kinder 19,5-mal 
häufiger, Kinder anderer Nationalitäten 10,2-mal 
häufiger, nichtdeutsche Kinder (gesamt) 14,3-
mal häufiger“ (STIEBING 1999b:3). 

Als Ergebnis dieser älteren Studien muss festge-
halten werden: Ausländische Kinder und Jugendli-
che waren in ihrer Gesamtheit, insbesondere aber 
die jüngeren ausländischen Kinder als Fußgänger, 
eine besonders gefährdete Gruppe (vgl. hierzu 
auch HOHENADEL, PORSCHEN, SELIGER 
1985:6). Dies traf vor allem auf junge Türken zu 

13 Erstaunlicherweise kann dieser quantitative Vergleich für die 
gesamte Bundesrepublik nicht mit aktuellerem amtlichem 
Zahlenmaterial durchgeführt werden, da eine regelmäßige 
eigenständige statistische Auswertung der Unfallmeldungen 
für Kinder nach der Nationalität nicht stattfindet. 

(vgl. STIEBING 2001a, 2001b, 1999a, 1999b; 
HOHENADEL, PORSCHEN, SELIGER 1985:8; 
STANGE, WEIDNER 1984:26). 

Vereinzelt finden sich auch in neuerer Zeit in 
lokal/regional begrenzten Datenerhebungen Hin-
weise auf einen Zusammenhang zwischen Migra-
tionshintergrund und Verkehrsunfallwahrschein-
lichkeit bei Kindern und Jugendlichen in Deutsch-
land. Ein bevölkerungsbezogenes Unfallmonitoring 
in der Stadt Delmenhorst (vgl. BÖHMANN, ELL-
SÄSSER 2004:301) kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Verletzungsrate nicht-deutscher Kinder höher 
ist als jene von deutschen Kindern (Jungen: unter 
Fünf-Jährige: 3,3fach, Fünf- bis 15-Jährige: 
1,7fach; Mädchen: unter Fünfjährige: 2,3fach, 
Fünf- bis 15-Jährige: 1,1fach). Der Unterschied zu 
den deutschen Kindern lässt sich nach Meinung 
der Autoren nicht nur durch eine kulturell bedingte 
erhöhte Inanspruchnahme der Notfallambulanzen 
erklären. BÖHMANN, ELLSÄSSER (2004:303) 
verweisen vielmehr, abgesehen von analogen Er-
gebnissen in internationalen Studien, auf die Zuge-
hörigkeit zu ethnischen Minderheiten sowie auf 
einen niedrigeren sozioökonomischen Status. In-
sofern leuchtet ein, dass eine differenzierte Be-
trachtung des Unfallgeschehens bei Kindern und 
Jugendlichen das Herkunftsland des Kindes bzw. 
der Familie sowie das Geschlecht berücksichtigen 
muss (vgl. RAZUM et al. 2008:74 f.). 

SCHENK, NEUHAUSER, ELLERT (2008:86) wei-
sen darauf hin, dass die Quoten hinsichtlich per-
sönlicher Schutzmaßnahmen beim Fahrradfahren 
und Inlineskaten unter Migrantenkindern besorg-
niserregend gering sind. Als Gründe werden feh-
lende finanzielle Ressourcen, aber auch ein Unter-
schätzen der Gefahren vermutet, wobei systemati-
sche Analysen der dem Handeln zugrunde liegen-
den Orientierungen noch ausstehen. 

Höhere Unfallrisiken bei Menschen mit Migrations-
hintergrund erscheinen auch aufgrund der Wohnsi-
tuation in verkehrsreichen Innenstädten plausibel 
(vgl. KASPER, REUTTER, SCHUBERT 2007; 
HARMS 2007), lassen sich jedoch weder aus den 
Ergebnissen des Kinder- und Jugendgesundheits-
surveys (vgl. KAHL, DORTSCHY, ELLSÄSSER 
2007:723; SCHENK, NEUHAUSER, ELLERT 
2008:86) noch aus vorliegenden Mikrozensusda-
ten (vgl. RAZUM et al. 2008:46 f.) ableiten. Zu be-
achten ist jedoch, dass in diesen Studien Unfallrisi-
ken im Allgemeinen beleuchtet werden, ohne auf 
verkehrsbezogene Verunfallungsrisiken im Spe-

http:einenniedrigerensozio�konomischenStatus.In
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ziellen einzugehen. Das aktuelle HBSC-Fakten-
blatt widmet sich noch allgemeiner „Verletzungen 
von Kindern und Jugendlichen“. Dabei weisen Jun-
gen mit Migrationshintergrund eine höhere Verlet-
zungswahrscheinlichkeit auf als Jungen ohne Mi-
grationshintergrund, für Mädchen gilt dieser Zu-
sammenhang jedoch nicht. Für Verletzungen im 
Straßenverkehr bietet diese Publikation keine Hin-
weise (vgl. HBSC-TEAM Deutschland 2012). Kon-
zentriert man sich auf die Gruppe der 14- bis 19-
jährigen Jugendlichen, sind die Raten deutscher 
Jungen und Mädchen bei tödlichen Verkehrsunfäl-
len sogar deutlich höher als jene ihrer ausländi-
schen Pendants. Auf mögliche Gründe für diesen 
Befund geht die Autorin jedoch nicht ein (vgl. ELL-
SÄSSER 2010:29). 

STIEBING führt die in Hagen deutlich hervorgetre-
tenen Unterschiede zwischen deutschen und aus-
ländischen Kindern auf ein „… offensichtlich man-
gelndes Betreuungsverhalten ausländischer Eltern 
gegenüber den Kleinsten“ (STIEBING 1999b:3) zu-
rück und macht „erhebliche Defizite“ im Betreu-
ungsverhalten hinsichtlich des Straßenverkehrs 
bei ausländischen Eltern aus (vgl. STIEBING 
2001a:11; 1999a:15). Dieser Aspekt wurde auch 
bereits von HOHENADEL, PORSCHEN, SELIGER 
(1985:21) und STANGE, WEIDNER (1984:7) an-
gesprochen und findet sich auch bei THOMSON, 
TOLMIE, MAMOON (2001). 

Allerdings gibt es auch aktuellere Befunde, die 
diese Sichtweise nicht ohne weiteres stützen. So 
kann SUHL (2008:87 ff.) kein höheres Sicherheits-
bedürfnis der Eltern von Kindern ohne Migrations-
hintergrund im Vergleich zu Eltern von Kindern mit 
Migrationshintergrund feststellen. Auch hinsichtlich 
der Eigenverantwortung für die Verkehrssicherheit 
ihrer Kinder (z. B. Schulwegsicherung, Einüben der 
Verkehrsmittelnutzung oder der Informationsbe-
schaffung) unterscheiden sich die beiden Eltern-
gruppen nicht signifikant. 

Trotz der seit dem Jahr 2000 erheblichen Unschär-
fen der Dichotomie deutscher versus ausländi-
scher Verkehrsteilnehmer in der Verkehrsunfallsta-
tistik soll diese für Kinder als Verkehrsteilnehmer 
nachfolgend differenzierter betrachtet werden. 
Hierzu stellte das Referat U2 „Unfallstatistik, Un-
fallanalyse“ der Bundesanstalt für Straßenwesen 
die Absolutzahlen der im Jahr 2010 verunglückten, 
d. h. getöteten oder verletzten, Kinder unter 15 
Jahren mit Angaben zum Geschlecht und zur Aus-
länderkennzeichnung für „Beteiligte“14 (vgl. Tabelle 
3) und Mitfahrer (vgl. Tabelle 4) zur Verfügung.15 

Für die angemessene Interpretation der Unfallda-
ten gilt es, folgenden Sachverhalt zu beachten: Im 
Zuge der Unfalldatenerhebung erfolgt eine evtl. 
Ausländerkennzeichnung explizit nur für „Beteilig-
te“. D. h., deutsche Kinder mit Migrationshinter-
grund werden bei Unfällen als Fußgänger oder 
Radfahrer in der Statistik als „Deutsche“ gezählt. 
Mitfahrer erhalten in der Unfallstatistik gegebenen-
falls den Ausländerstatus des „Beteiligten“ (Fah-
rers). D. h. deutsche Kinder werden bei Unfällen 
als Mitfahrer in Pkw, auf motorisierten Zweirädern 
oder als Fahrradmitfahrer dann als „Ausländer“ ge-
zählt, wenn auch der „Beteiligte“ aufgrund seiner 
Nationalität als Ausländer gilt. Plausiblerweise darf 
dies für deutsche Kinder mit Migrationshintergrund 
durchaus häufig angenommen werden. 

Vor dem Hintergrund der in der älteren Literatur be-
haupteten stärkeren Verunfallung ausländischer 
Kinder und der Tatsache, dass nach der Änderung 
des Staatsbürgerschaftsrechts Kinder mit Migrati-
onshintergrund in der Unfallstatistik als Deutsche 
aufscheinen, wäre – zumindest bei Unfällen als 
„Beteiligte“ – im Vergleich zu älteren Verunglück-
tenzahlen eine Verringerung der überproportiona-
len Unfallbelastung explizit „ausländischer“ Kinder 
im Vergleich zu deutschen Kindern mit und ohne 
Migrationshintergrund zu erwarten. 

Bezieht man die absolute Anzahl der Verunglückten 
aus Tabelle 3 auf die deutsche bzw. nichtdeutsche 
Bevölkerung zum 31.12.2010,16 so errechnen sich 
die in Tabelle 5 dokumentierten Anteile verunglück-
ter deutscher und ausländischer Kinder als sog. 
„Beteiligte“, d. h. überwiegend als eigenmobile 
Fahrradfahrer oder Fußgänger, an der gleichaltri-
gen Bevölkerungsgruppe. Bereits ein Blick auf die 
„Insgesamt“-Zeile von Tabelle 5 zeigt, dass die Ge-
fahr, im Straßenverkehr zu verunglücken, für aus-
ländische Kinder bei ihrer Eigenmobilität (im 
Sprachgebrauch der Statistik: als „beteiligte“ Rad-
fahrer oder Fußgänger) höher ist als jene der deut-
schen Kinder. 

14 „Als Beteiligte an einem Straßenverkehrsunfall werden alle 
Fahrzeugführer oder Fußgänger erfasst, die selbst – oder 
deren Fahrzeug – Schäden erlitten oder hervorgerufen 
haben. Verunglückte Mitfahrer zählen somit nicht zu den Un-
fallbeteiligten“ (DESTATIS 2011b:10). 

15 Aus der Datenanalyse ausgeschlossen sind Verunglückte 
ohne Angabe des Geschlechts und verunglückte ausländi-
sche Kinder mit Wohnsitz im Ausland. 

16 „Tabelle B 15 für 2010 Deutsche Deutschland 95 u. m.“ und 
„Tabelle B 15 für 2010 Nichtdeutsche Deutschland 95 u. m.“. 

http:Verf�gung.15
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Alter Insge­
samt 

Männlich Weiblich 

Insge­
samt 

Motori­
siertes 
Zweirad 

Pkw Fahrrad Fuß 
gänger 

Insge­
samt 

Motori­
siertes 
Zweirad 

Pkw Fahrrad Fuß 
gänger 

 Deutsche 

 < 1 28 17 0 0 0 14 11 0 0 0 9 

1 80 44 0 2 0 40 36 0 0 1 33 

2 165 105 0 1 2 100 60 0 0 0 57 

3 263 158 0 0 15 142 105 0 0 3 98 

4 388 248 1 0 69 176 140 0 0 23 117 

5 482 312 0 1 109 201 170 0 0 49 117 

6 750 468 0 1 185 280 282 0 0 85 193 

7 1.019 654 0 0 253 393 365 0 0 107 255 

8 1.156 750 1 0 326 420 406 0 0 140 262 

9 1.292 847 3 1 440 398 445 0 0 186 251 

10 1.725 1.088 0 1 665 409 637 0 0 314 319 

11 1.934 1.155 0 1 784 365 779 0 1 441 327 

12 1.996 1.240 2 0 904 327 756 2 1 484 266 

13 2.142 1.307 8 1 1.008 283 835 2 0 596 232 

14 1.951 1.145 35 5 872 226 806 9 1 528 261 

Insge-
samt 15.371 9.538 50 14 5.632 3.774 5.833 13 3 2.957 2.797 

Ausländer 

 < 1 4 3 0 0 0 2 1 0 0 0 1 

1 5 1 0 0 0 1 4 0 0 0 4 

2 19 14 0 0 0 14 5 0 0 0 5 

3 47 31 0 0 4 27 16 0 0 0 16 

4 46 30 0 0 4 26 16 0 0 0 16 

5 63 41 0 0 12 29 22 0 0 6 15 

6 83 62 0 0 25 37 21 0 0 3 18 

7 94 61 0 1 19 40 33 0 0 7 26 

8 95 67 0 0 27 40 28 0 0 9 19 

9 108 69 0 0 31 38 39 0 0 15 24 

10 128 90 0 0 51 38 38 0 0 16 22 

11 180 110 0 0 78 32 70 0 0 31 38 

12 184 115 0 0 81 34 69 0 0 37 32 

13 159 98 0 0 69 28 61 0 0 27 34 

14 149 95 3 1 69 22 54 0 0 29 25 

Insge-
samt 1.364 887 3 2 470 408 477 0 0 180 295 

               Tab. 3: Verunglückte Beteiligte 2010, Getötete und Verletzte – nach der Ausländerkennzeichnung, dem Geschlecht und dem Alter 
           (Quelle: Sonderauswertung der Bundesanstalt für Straßenwesen auf der Basis der polizeilichen Unfalldaten) 
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Alter Insge­
samt 

Männlich Weiblich 

Insge­
samt 

Motori­
siertes 
Zweirad 

Pkw Fahrrad Fuß 
gänger 

Insge­
samt 

Motori­
siertes 
Zweirad 

Pkw Fahrrad Fuß 
gänger 

Deutsche 

 < 1 330 158 1 136 0 – 172 0 145 0 – 

1 579 320 0 268 18 – 259 1 218 8 – 

2 500 238 1 197 16 – 262 0 215 20 – 

3 501 251 0 217 11 – 250 0 218 17 – 

4 579 286 0 250 12 – 293 1 254 13 – 

5 596 273 7 237 12 – 323 3 301 3 – 

6 622 305 4 272 8 – 317 5 279 3 – 

7 706 343 7 303 4 – 363 3 319 5 – 

8 736 343 10 296 7 – 393 8 349 2 – 

9 804 359 13 305 2 – 445 11 385 2 – 

10 817 384 19 302 2 – 433 10 365 6 – 

11 844 380 9 295 7 – 464 14 367 4 – 

12 856 379 23 301 8 – 477 16 377 9 – 

13 876 347 32 265 4 – 529 23 424 12 – 

14 986 396 63 267 6 – 590 64 435 10 – 

Insge-
samt 10.332 4.762 189 3.911 117 – 5.570 159 4.651 114 – 

Ausländer 

 < 1 44 24 0 21 0 – 20 0 17 0 – 

1 76 30 0 25 2 – 46 0 38 2 – 

2 73 31 0 25 1 – 42 0 38 – 

3 89 55 0 51 0 – 34 0 28 4 – 

4 84 42 2 32 3 – 42 0 38 2 – 

5 84 35 0 34 1 – 49 0 44 2 – 

6 84 42 0 39 2 – 42 0 34 7 – 

7 88 46 1 38 1 – 42 0 39 2 – 

8 85 39 1 31 2 – 46 0 41 1 – 

9 86 40 0 34 1 – 46 1 42 – 

10 81 33 0 30 0 – 48 0 47 – 

11 80 37 2 30 2 – 43 0 41 – 

12 87 48 2 38 2 – 39 0 32 1 – 

13 75 33 2 27 2 – 42 0 36 1 – 

14 97 42 4 34 1 – 55 2 47 1 – 

Insge-
samt 1.213 577 14 489 20 – 636 3 562 23 – 

               Tab. 4: Verunglückte Mitfahrer 2010, Getötete und Verletzte – nach der Ausländerkennzeichnung, dem Geschlecht und dem Alter 
           (Quelle: Sonderauswertung der Bundesanstalt für Straßenwesen auf der Basis der polizeilichen Unfalldaten) 

25 
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Alter 

Insgesamt Männlich Weiblich 

Deut­
sche 

Auslän­
der 

Deut­
sche 

Auslän­
der 

Deut­
sche 

Auslän­
der 

In % der gleichaltrigen Bevölkerung 

< 1 0,0043 0,0119 0,0052 0,0174 0,0035 0,0061 

1 0,0126 0,0141 0,0135 0,0056 0,0116 0,0231 

2 0,0253 0,0504 0,0314 0,0724 0,0189 0,0272 

3 0,0401 0,1348 0,0469 0,1735 0,0329 0,0941 

4 0,0600 0,1410 0,0747 0,1772 0,0445 0,1019 

5 0,0733 0,1889 0,0926 0,2397 0,0531 0,1355 

6 0,1120 0,2181 0,1363 0,3168 0,0864 0,1136 

7 0,1524 0,2365 0,1906 0,3010 0,1121 0,1693 

8 0,1699 0,2283 0,2148 0,3143 0,1226 0,1380 

9 0,1855 0,2501 0,2371 0,3117 0,1312 0,1852 

10 0,2374 0,2732 0,2929 0,3768 0,1794 0,1655 

11 0,2757 0,2432 0,3202 0,2912 0,2287 0,1931 

12 0,2788 0,2406 0,3377 0,2936 0,2169 0,1850 

13 0,2900 0,2000 0,3449 0,2409 0,2322 0,1570 

14 0,2685 0,1909 0,3067 0,2380 0,2282 0,1416 

Insge­
samt 0,1505 0,1882 0,1820 0,2390 0,1172 0,1348 

Tab. 5: Anteile  verunglückter  Kinder  als  Beteiligte  2010  nach 
dem Alter, der Nationalität und dem Geschlecht (Quel­
le: Sonderauswertung der Bundesanstalt  für Straßen­
wesen; Bevölkerung zum 31.12.2010) 

Zum  intuitiven Verständnis  veranschaulicht Bild  7 
das Verhältnis der bevölkerungsbezogenen Anteile 
verunglückter ausländischer Kinder zu verunglück­
ten deutschen Kindern. Ein Wert  von  „1“  indiziert 
genau gleiche bevölkerungsbezogene Anteile ver­
unglückter Kinder für beide Nationalitätengruppen, 
Werte  größer  als  „1“  verweisen  auf  eine  stärkere 
Unfallbelastung  ausländischer,  Werte  kleiner  als 
„1“  auf  eine  stärkere  Unfallbelastung  deutscher 
Kinder. 

Bild  7  veranschaulicht,  dass  unter  verunglückten 
Kindern als eigenmobile „Beteiligte“ (überwiegend 
Fahrrad­  und  Fußgängerunfälle)  die  Unfallbelas ­
tung im Jahr 2010 für ausländische Kinder bis zum 
Alter von zehn Jahren höher ist als jene von deut­
schen  Kindern  (mit  und  ohne  Migrationshinter­
grund). Dies gilt auch  für die Subgruppe der Jun­
gen. Unter Mädchen  verunglücken  deutsche Kin­
der ab dem Alter von zehn Jahren häufiger als aus­
ländische Kinder. Ausländische Jungen weisen 
unter  Neugeborenen  sowie  im  Kindergartenalter 
(drei  bis  fünf  Jahre)  eine  bevölkerungsbezogene 
Verunfallung auf, die zwischen 2,3­ und 3,7­mal so 
hoch ist wie unter gleichaltrigen deutschen Jungen 
(mit  und  ohne  Migrationshintergrund). Auch  drei­

Bild 7: Verhältnis der Anteile verunglückter ausländischer zu deutschen Kindern 2010 als Beteiligte 
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bis fünfjährige ausländische Mädchen verunglük-
ken mehr als doppelt so häufig wie altersgleiche 
deutsche Kinder als „beteiligte“ Radfahrer und 
Fußgänger. 

Analoge Berechnungen für deutsche und ausländi-
sche Kinder als Mitfahrer lassen sich mit den 
Daten der amtlichen Unfallstatistik nicht verzer-
rungsfrei durchführen. Zwar kann man zur Berech-
nung der bevölkerungsanteiligen Verunglückten – 
im Zähler des entsprechenden Bruches – alle Mit-
fahrer von ausländischen „Beteiligten“ (Pkw-Fah-
rern) als ausländische Kinder definieren. Dies ist 
jedoch bei den Bevölkerungsdaten – im Nenner 
des Bruches – nicht möglich. In diesem Fall würde 
man irrtümlich als Mitfahrer verunglückte ausländi-
sche Kinder und eine unbekannte Anzahl deut-
scher Kinder – mit und ohne Migrationshintergrund 
– auf die Bevölkerungsbasis der ausländischen 
Kinder beziehen. Auch wenn man, z. B. aus den 
Mikrozensusdaten, die Anzahl der deutschen Kin-
der mit Migrationshintergrund schätzen und – im 
Nenner des Bruches – zu den ausländischen Kin-
dern hinzuaddieren würde, wäre die Abschätzung 
der Verunfallung von autochthonen und allochtho-
nen Kindern nicht unverzerrt. Denn auch die An-
nahme, dass die Kinder eines ausländischen Pkw-
Fahrers („Beteiligter“) selbst Ausländer oder Deut-
sche mit Migrationshintergrund sind, ist letztlich nur 
eine zwar plausible, aber nicht zu beweisende An-
nahme. 

Damit stellt sich weiterhin die Frage, ob z. B. eine 
nicht adäquate Kindersicherung im Pkw für auslän-
dische Kinder bzw. deutsche Kinder mit Migrations-
hintergrund weiter verbreitet ist als für deutsche 
Kinder. Für eine besondere Problemlage von Kin-
dern mit Migrationshintergrund bei ihrer Sicherung 
als Pkw-Mitfahrer sprechen die Befunde von 
FASTENMEIER, LEHNIG (2006), die Schwierigkei-
ten „ausländischer Mitbürger“ bzw. Menschen mit 
Migrationshintergrund in der korrekten Anwendung 
von Pkw-Kindersitzen nahelegen.17 

Eine fehlerhafte oder unterbleibende Kindersiche-
rung im Pkw verweist auf die Verletzung der Sorg-
faltspflicht von erwachsenen Verkehrsteilnehmern, 
im engeren Sinn auf jene der Erziehungsberechtig-

17 Vgl. BREUSS (2010) zu entsprechenden Ergebnissen aus
Österreich. 

18 Vgl. zu einer ersten Enumerierung entsprechender Determi-
nanten die Ausführungen zu Migranten in Kapitel 3.2. 

ten. Würde sich die Hypothese von unterschiedlich 
stark ausgeprägtem „Misuse“ bei der Kindersiche-
rung zwischen deutschen und ausländischen An-
wendern bestätigen, spräche dies für die Notwen-
digkeit entsprechender Verkehrssicherheitsmaß-
nahmen zur richtigen Pkw-Kindersicherung für aus-
ländische Eltern (vgl. Kapitel 3.3.3). 

Die deutlichen Unterschiede der auf die gleichaltri-
ge Bevölkerung bezogenen Anteile verunglückter 
deutscher und ausländischer Kinder als „beteiligte“ 
Radfahrer oder Fußgänger werfen viele weitere 
Fragen nach den Determinanten ihrer unterschied-
lich häufigen Verunfallung auf und verlangen drin-
gend nach weiterer Aufklärung der dahinter wirken-
den Faktoren und Mechanismen.18 Trotz der Indi-
zien für eine überproportional häufige Verunfallung 
ausländischer Kinder als „Beteiligte“ bleibt nämlich 
nach wie vor offen, inwieweit tatsächlich die ethni-
sche Zugehörigkeit im Sinne einer kulturellen De-
terminante einen Einfluss auf die Verkehrsteilnah-
me und Verunfallung ausländischer Kinder und Ju-
gendlicher hat oder ob nicht vielmehr spezifische 
sozioökonomische Merkmalskombinationen (Fami-
liengröße, Einkommen, Wohnsituation usw.) sich in 
Haushalten mit Migrationshintergrund bzw. Auslän-
derhaushalten ballen und lediglich vermittelt über 
die Variable Nationalität im Straßenverkehrsunfall-
geschehen von Kindern aufscheinen. Eine solche 
Analyse kann im Rahmen der hier vorgelegten Ar-
beit nicht geleistet werden. Im Sinne der vorge-
nannten Überlegungen verweisen REUTTER, 
SUHL (2012:34) auf die Notwendigkeit der Berück-
sichtigung der Wohn- und Lebenssituation, des so-
zialen Umfelds und der Verkehrssituation vor Ort, 
mithin auf die Berücksichtigung des sozialen Set-
tings (vgl. Kapitel 4.5). 

3.1.3 Verkehrssicherheit von sozial 
Schwachen in Großbritannien 

Tabelle 6 listet die gesichteten britischen Studien 
auf, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer 
Lage und Gesundheits- bzw. Unfallrisiken themati-
siert werden. In der überwiegenden Mehrheit dieser 
Publikationen wird explizit auf den Handlungskon-
text Straßenverkehr eingegangen. Dies ist zu 
einem guten Teil auf die Verkehrssicherheitsstrate-
gie „Tomorrow’s roads: safer for everyone“ (vgl. 
DETR 2000) für den Zehnjahreszeitraum 2000 bis 
2010 zurückzuführen. Darin war die Halbierung der 
Anzahl getöteter oder schwer verletzter Kinder im 
Straßenverkehr ein zentrales Ziel, zu dessen Errei-

http:Mechanismen.18
http:nahelegen.17
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Autor(en) Jahr 
 Zusammenhang zwischen 

    sozialer Lage und Unfall­
  risiko im Straßenverkehr 

Risikogruppe 

   Department of Transport   o. J. a Ja    Sozial Ausgeschlossene und ÖPNV-Nutzer 
  Department for Transport   o. J. b Ja Verkehrsteilnehmer 

    Neighbourhood Road Safety Initiative 2006 Ja Kinder 
  WOODALL et al. 2007 Ja   Kinder als Fußgänger 

CHRISTIE 1995 Ja   Kinder als Fußgänger 
   DOWSWELL et al. 1996 Ja Kinder 

 ROBERTS, POWER 1996 Ja Kinder 
  WHITE, REASIDE, BARKER 1999 Ja Kinder 

  TOWNER, DOWSWELL, JARVIS  2001a, b Ja Kinder 
  GRAYLING et al.  2002 Ja   Kinder als Fußgänger 

 TOWNER, DOWSWELL 2002 Nein Kinder 
  LALLOO, SHEIHAM, NAZROO 2003 Ja    4- bis 15-jährige Kinder 
  TOWNER et al. 2005 Ja    0- bis 14-jährige Kinder 

  EDWARDS et al. 2006b Ja Kinder 
  CLARKE et al. 2007 Ja   Kinder als Fußgänger 

MASHTA 2009 Ja Kinder 
 GRAHAM, STEPHENS 2008 Ja   Kinder als Fußgänger 

   European Child Safety Alliance   2010 Nein Kinder 
  GREEN, MUIR, MAHER 2011 Ja   Kinder als Fußgänger 

  CHRISTIE et al. 2011 Ja   9- bis14-jährige Kinder 
  TOWNER et al. 2011 Ja    13- bis 14-jährige Kinder 
  TOWNER, CARTER, HAYES 1998 Nein  Kinder, Jugendliche 
 TOWNER, WARD 1998 Nein  Kinder, Jugendliche 
  GRAHAM, GLAISTER, ANDERSON 2005 Ja    Kinder, Erwachsene als Fußgänger 

  MILLWARD, MORGAN, KELLY 2003 Ja   Kinder, ältere Menschen 
 TOWNER, ERRINGTON 2004 Nein   Kinder, ältere Menschen 
  Department for Transport   2009 Ja  Fußgänger, Fahrradfahrer 
  THOMSON, TOLMIE, MAMOON 2001 Ja   Kinder ethnischer Minoritäten 
  MALHOTRA, HUTCHINGS, EDWARDS 2008 Ja  Ethnische Minderheiten 

  CHRISTIE et al.  2010a Ja  Ethnische Minoritäten 
  DUNBAR, HOLLAND, MAYLOR  2004 Ja  Alte Fußgänger 

  VANDREVALA et al. 2010 Nein   Konsumenten von Medikamenten 
  WARD et al. 2007a Ja Kfz-Führer 
  WARD et al. 2007b Ja Kfz-Führer 

  CLARKE et al. 2009 Ja Kfz-Führer 
  CHRISTIE, WHITFIELD 2011 Ja  Benachteiligte Verkehrsteilnehmer 
   CHRISTIE et al. 2010b Ja  Benachteiligte Verkehrsteilnehmer 
  ABDALLA et al. 1997 Ja Verkehrsteilnehmer 

  EDWARDS et al. 2006a Ja Verkehrsteilnehmer 
 GERVAIS, CONCHA 2008 Ja Verkehrsteilnehmer 

  HAYES et al. 2008 Ja Verkehrsteilnehmer 
  WOOD, BELLIS, WATKINS 2010 Ja Verkehrsteilnehmer 

  LOWE et al. 2011a Ja Verkehrsteilnehmer 
GRAHAM 2002a Ja Bevölkerung 
GRAHAM 2002b Ja Bevölkerung 

  Social Exlusion Unit 2003 Ja Bevölkerung 
   Neighbourhood Road Safety Initiative 2006 Ja Bevölkerung 

 GRAHAM, GLAISTER 2003 Ja Fußgänger 
  DISSABAYAKE, ARYAIJA, WEDAGAMA 2009 Ja Fußgänger 

              Tab. 6: Übersicht über britische Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage und Gesundheits- bzw. Unfallrisiken 
 thematisiert werden 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

  Department of 
   Transport (o. J. a) 

        a) Literaturumschau und Feldarbeit (Gruppeninterviews, individuelle Interviews und Befragungen); 
 b) ? 
 c) ? 

                 d) „Transport has a significant impact on the lives of socially excluded people in all age groups” (S. 58) 

 Department of 
   Transport (o. J. b) 

        a) Beratungs-/Orientierungshilfe für Behörden wie die Verkehrssicherheitsfolgen von sozialer Benachtei-
      ligung behandelt werden können (2 Seiten); 

b)  – 
c)  – 
d) – 

        a) eigene Untersuchung/Primärerhebung oder Sekundäranalyse oder Berichterstattung von Ergebnissen 
  b) falls a): Stichprobenbeschreibung  
   c) falls a): Stichprobenumfang 
   d) falls a): signifikante Ergebnisse 

              Tab. 7: Übersicht über britische Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage von Verkehrsteilnehmern und Unfallri-
  siken thematisiert werden 
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chung Engineering- und Education-Maßnahmen 
herausgestellt wurden. Dabei sollten Kommunen 
(Local Authorities) bzw. auf dieser administrativen 
Ebene angesiedelte Verkehrssicherheitsmaßnah-
men eine zentrale Rolle spielen (vgl. DETR 
2000:10). 

Das Anliegen der Verkehrssicherheit wurde da-
mals seitens der Regierung zudem eingebettet in 
einen breiteren Kontext von politischen Initiativen 
in den Bereichen Gesundheit, Umwelt, Bildung, 
sozialer Zusammenhalt („Social Inclusion“) (vgl. 
GRAHAM 2002b) bzw. der Verringerung von so-
zialer Ausgrenzung als besondere Form der sozia-
len Ungleichheit („Social Exclusion“) sowie der 
Verbrechensbekämpfung (vgl. DETR 2000:6 f.). 

In einer Zwischenbilanz der zur Jahrtausendwen-
de propagierten Verkehrssicherheitsstrategie 
wurde die entscheidende Rolle der Kommunen bei 
deren Umsetzung auf lokaler Ebene wieder aufge-
griffen und insbesondere hinsichtlich der Verbes-
serung der Verkehrssicherheit in sozial schwa-
chen Wohngebieten („Social Exclusion“) betont 
(vgl. hierzu auch DFT 2002:10 f.), z. B. durch die 
Anbindung an die Initiative „Dealing with 
Disadvantage“ (vgl. DFT 2004:19). 

Unter den Maßnahmen gegen „Social Exclusion“ 
und für die Verbesserung der Verkehrssicherheit 
ist insbesondere die „Neighbourhood Road Safety 
Initiative“ einschlägig, aus der auch mehrere der in 
Tabelle 6 und Tabelle 7 aufgelisteten Publikationen 
entstammen (vgl. CHRISTIE et al. 2010b; HAYES 
et al. 2008; Neighbourhood Road Safety Initiative 
2006). Diese Initiative bedient sich eines sog. „Set-
ting-Ansatzes“ (vgl. Kapitel 4.5) und schließt in 
ihren Bemühungen auch an den Aktivitäten ent-

sprechender lokaler Interessensgruppen an. Die-
sen Aktionsgruppen geht es zwar häufig primär 
nicht um Aspekte der Verkehrssicherheit, jedoch 
haben die dort diskutierten Inhalte bzw. die dort 
getroffenen Entscheidungen häufig Einfluss auf 
die Verkehrssicherheit vor Ort. 

Die „Neighbourhood Road Safety Initiative“ griff 
das Thema Verkehrssicherheit in diesen lokalen 
Gruppen auf und trieb es mit explizit lokalem 
Bezug voran. Sie baute dabei auf der Arbeit in die-
sen anderen Initiativen auf, initiierte bzw. förderte 
verkehrssicherheitsrelevante Aktivitäten mit finan-
zieller Unterstützung, regte die Vernetzung der lo-
kalen Aktionsgruppen aus dem Verkehrs-, Ge-
sundheits-, Bildungs- und Sozialbereich mit der 
Polizei und gegebenenfalls weiteren einschlägi-
gen lokalen Institutionen an und nutzte dabei zuta-
ge tretende Synergieeffekte zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit vor Ort. 

Die breite empirische Basis der Studien aus Groß-
britannien (vgl. Tabelle 7) lässt sich zu der empi-
risch gut gesicherten Aussage verdichten, dass 
ganz eindeutige Zusammenhänge zwischen der 
sozialen Lage und der Unfallbeteiligung im Stra-
ßenverkehr festzustellen sind: Je schlechter die 
soziale Lage, desto häufiger werden die Men-
schen in Verkehrsunfälle verwickelt (vgl. z. B. 
CHRISTIE et al. 2010a, 2010b; DFT 2009; 
GRAHAM, STEPHENS 2008; WARD et al. 2007a; 
EDWARDS et al. 2006a; GRAHAM, GLAISTER, 
ANDERSON 2005; GRAHAM, GLAISER 2003; 
ABDALLA et al. 1997). Dies scheint insbesondere 
für die Verunfallung von Kindern als Fußgänger 
belegt (vgl. GREEN, MUIR, MAHER 2011 sowie 
die anderen in Tabelle 7 dokumentierten Studien 
zu diesem Problemfeld). 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

Neighbourhood 
  Road Safety 

 Initiative (2006) 

        a) Strategische Aspekte der Ausrichtung der Initiative werden erläutert; 
b)  – 
c)  – 
d) – 

  WOODALL et al. 
(2007) 

  a) Eigene Untersuchung; 
           b) Beobachtung: 5 teilnehmende lokale Gemeinden an 25 Tagen. Fokusgruppen: 3 teilnehmende lokale 

      Gemeinden; 15 Gruppen – 154 Eltern; 
c) –  

           d) Keine signifikanten Unterschiede in der Begleitung zur Schule oder im außerschulischen Verkehr. 
  (Ausnahme: Strecke zur         Moschee) zwischen Nicht-BME-(Black and Minority Ethnic) und BME-

Gruppen. 

 CHRISTIE (1995) 

  a) Eigene Untersuchung; 
        b) Als Fußgänger verunfallte Schulkinder und Kontrollgruppe im gleichen (Krankenhaus-)Einzugsgebiet 

        + ein Elternteil von jedem Kind (S. 1); 
           c) 152 Kinder die als Fußgänger verunfallten; Kontrollgruppe: 484 Kinder; 636 Eltern; 

             d) Häufiges unbeaufsichtigtes Spielen auf der Straße als Prädiktor für Unfälle. Mehr Kinder aus unterer 
            sozioökonomischer Gruppe spielen täglich auf der Straße; aus dem Sozialkontext scheinen ein „unty-

          pischer“ Familienstand, eine fehlende Teilnahme an einem „Kinderclub“, eine nicht-weiße Hautfarbe, 
               ein Alter von unter elf Jahren, ein behindertes Familienmitglied, drei Kinder unter 16 Jahren im Haus-
         halt und ein geringes Verantwortungsgefühl der Erziehungsberechtigten Fußgängerunfalle von Kin-
             dern zu begünstigen. Aus der Verkehrsumwelt werden ein alter Hausbestand, das Wohnen an Durch-

          gangsstraßen und das Fehlen von verkehrsbehindernden Parkmöglichkeiten auf der Straße genannt 
 (S. 27). 

  DOWSWELL et al. 
(1996) 

         a) Sekundäranalyse: Office of Population Censuses and Surveys. Occupational Mortality: Childhood  
 Supplement (1988);  

b) –  
c) –  

             d) In England und Wales verunfallen Kinder als Fußgänger in der niedrigsten sozialen Klasse viermal 
        häufiger als Kinder in der höchsten Sozialklasse (S. 141). 

ROBERTS,  
 POWER (1996) 

 a) Eigene Untersuchung/Sekundäranalyse;  
         b) Kinder von 0-15 Jahren; 1989-1992 in England und Wales; 

c) –  
              d) Tödliche Fahrzeugunfälle gingen in Sozialklasse 1/2 um 30 %/39 %, in Klasse 4/5 lediglich um  

       18 %/1 % zurück (Tabelle 2, S. 785). 

WHITE,  
 REASIDE, 

 BARKER (1999) 

      a) Literaturumschau (Verkehrsunfälle und Kinder aus benachteiligten Wohngebieten);  
b) –  
c) –  
d) – 

TOWNER, 
DOWSWELL,  

  JARVIS (2001a, b) 

      a) Literaturumschau (Bezug zu sozialer Ungleichheit in 2001b);  
b) –  
c) –  
d) – 

  GRAYLING et al. 
(2002) 

 a) Sekundäranalyse; 
             b) Road Accident Data – GB (STATS 19 Database) für die Jahre 1999 und 2000;  

         c) 16.876 (1999) bzw. 16.184 (2000) als Fußgänger verunfallte Kinder; 
              d) „There is a visible correlation between child pedestrian accident rates and deprivation score, which is 

   statistically significant“ (S. 17). 

 LALLOO, 
SHEIHAM,  

 NAZROO (2003) 

 a) Eigene Untersuchung;  
       b) Kinder im Alter von 4 bis 15 Jahren;  

c)   n = 5.913;  
d) „Major   accidents involving  a  moving  vehicle“  nach  der  sozialen  Klasse   (SES) (I/höchste  bis  

        V/niedrigste): Odds Ratios: Referenzkategorie(n) Klasse I/II (1,0); Klasse III  –   skilled non-manual 
             (0,96); Klasse III – skilled manual (1,09); Klassen IV/V (1,19) (Tabelle 2, S. 664). 

  TOWNER et al. 
(2005) 

     a) Zusammenschau von Studien (Unfallrisiko von Kindern  
  Verweisen auf Straßenverkehr);  

   b) 0- bis 14-jährige Kinder;  
c) –  
d) – 

–      allgemein, mit kleinen Abschnitten und  

 Tab. 7: Fortsetzung 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

  EDWARDS et al. 
(2006b) 

  a) Eigene Untersuchung; 
           b) England/Wales; Zensusdaten 1981, 1991 und 2001; 8 Sozialklassen der National Statistics Socio-

            Economic Classification (NS-SEC), wobei NS-SEC 8 die niedrigste Klasse darstellt. Kinder von 0-15 
     Jahren (Sterberaten von Verletzungen und Vergiftungen); 

c) –  
              d) Die Wahrscheinlichkeit, als Fußgänger zu verunfallen, liegt für NS-SEC 8 20,6-mal höher als für Kin-
            der in NS-SEC 1. Für Fahrradfahrer liegt sie 27,5-mal höher (vgl. S. 1). 

  CLARKE et al. 
(2007) 

 a) Eigene Befragung;  
             b) 806 Fußgängerunfälle, die sich in dem benachteiligten Gebiet der „Greater Manchester Area“ im Zeit-

    raum von 07/03-05/06 ereigneten  –         Kinder von 0-15 Jahren, von der Neighbourhood Road Safety  
           Initiative (NRSI) zur Verfügung gestellt; eigene Befragung (108 Teilnehmer, Rücklaufquote 17 %);  

  c) vgl. b; 
           d) Keine Zusammenhänge zwischen Verunfallung und sozialer Lage. Ergebnisse u. a. bzgl. Familientyp, 

          Wohngebiet, Straßen, Ort des Unfalles (vgl. Seite 22 ff. deskriptive Ergebnisse) 

 MASHTA (2009) 

            a) Berichterstattung des House of Commons Public Accounts Committee (auf Basis von Polizeidaten und 
     von Daten des Department for Transport);  

b) –  
c) –  

               d) 121 Fußgängerunfälle mit Beteiligten die jünger als 17 Jahre sind pro 100.000 Einwohner in den am 
         meisten sozial benachteiligten Wohngebieten gegenüber 32 Fußgängerunfällen pro 100.000 Einwoh-

       ner in den am wenigstens sozial benachteiligten Wohngebieten. 

 GRAHAM, 
 STEPHENS (2008) 

  a) Eigene Untersuchung; 
      b) Querschnittanalyse von Fußgängerunfällen mit Kindern in Engl

c) –  
      d) Die Ergebnisse belegen einen Zusammenhang zwischen niedri
      von Kinderunfällen als Fußgänger (Abstract ohne Zahlen). 

 and; 

    gem Einkommen und dem Vorkommen 

GREEN,  
 MUIR, 

 MAHER (2011) 

       a) Eigene Untersuchung der Verunfallung von Kindern als Fußgänger;  
         b) Unfallvorhersagemodelle auf der Ebene von Lower Super Output Areas (LSOAs);  

        c) 783 LSOAs: 476 in Leeds und 307 in Bradford;  
         d) Als signifikante sozioökonomische Faktoren lassen sich Einelternhaushalte, Sozialhilfebezug und die 

          Kriminalitätsrate identifizieren. Umwelteinflüsse auf die Verunfallung von Kindern als Fußgänger sind 
          der Grünflächenanteil, die Kreuzungsdichte und die Verkehrsdichte. Faktoren der nahen Lebensum-
            welt wirken verstärkt in den Modellen, die den Unfallort „erklären“, während sozioökonomische Fakto-

          ren einen größeren Einfluss in Modellen zur „Erklärung“ des Wohnorts zeigen.  

  CHRISTIE et al. 
(2011) 

   a) Eigene Untersuchung (Befragung, Fokusgruppen);  
         b) Eltern von 9- bis 14-jährigen Kindern, die in sozial schw

       c) 86 Teilnehmer (im Durchschnitt 8 pro Gruppe); 
    d) Gefahren von Autofahrern; Unzureichende Verantwortli

Ausstattung/Möglichkeiten 

 achen G

 chkeit d

ebie

 er El

 ten (10)  

 tern; Fehl

wohne

 en v

n;  

  on Aktivitäten und 

  TOWNER et al. 
(2011) 

             a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalysen, unter anderem von LAFLAMME et al. 2009 (S. 17 f.);  
             b) Daten der Langzeitstudie „Avon Longitudinal Study of Parents and Children” (ALSPAC). Kinder im Alter 

       von 13 bis 14 Jahren im Jahr 2005;  
c)   n = 6.090;  

           d) Kein Beweis für Unterschiede der verschiedenen sozioökonomischen Gruppen für Unfälle, aber sozi-
             al Benachteiligte überwogen bei den Fußgänger- und Fahrradunfällen (S. 25). Guter Überblick über die 

          Ergebnisse von LAFLAMME et al. 2009 und WAZANA et al. 1997. 

 GRAHAM, 
 GLAISTER, 
 ANDERSON (2005) 

    a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
     b) Fußgängerunfälle mit Kindern in England; 

c) –  
          d) Ergebnisse bestätigen einen Zusammenhang zwischen sozialer Benachteiligung und der Anzahl von 

  Fußgängerunfällen in England. 

 MILLWARD, 
MORGAN,  

 KELLY (2003) 

          a) Keine eigene Untersuchung (Prävention und Verringerung der unfallbedingten Verletzungen bei Kin-
       dern und älteren Menschen im Bezug zum Straßenverkehr);  

b) –  
c) –  

              d) Verweis auf Department of Health (1999): Kinder >15 aus unqualifizierten Familien haben ein 5fach hö-
         heres tödliches Unfallrisiko als jene aus gebildeten Familien (S. 1). 

 Tab. 7: Fortsetzung 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

 Department of 
 Transport (2009) 

      a) Berichterstattung und Sekundäranalyse von Polizeidaten und Krankenhausstatistiken;  
b) – 
c)  – 

               d) „There is a disproportionately high level of pedestrian and cyclist casualties in deprived areas” (S. 5). 

 THOMSON, 
 TOLMIE, 

 MAMOON (2001) 

       a) Literaturumschau mit Berichterstattung der Ergebnisse der gesichteten Studien;  
b)  – 

 c) 36 Veröffentlichungen;  
           d) Es wurde bestätigt, dass ethnische Unterschiede bzgl. der Kinderunfallrate bestehen; Ethnische Min-

           derheiten haben ein höheres Unfallrisiko als Kinder der „Majority Culture“; Sozioökonomische Fakto-
           ren spielen eine große Rolle, da ethnische Minderheiten typischerweise einen niedrigeren Sozial-

    status besitzen (S. 29). 

 MALHOTRA, 
 HUTCHINGS, 

 EDWARDS (2009) 

    a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
               b) STATS 19 (Daten der London Road Safety Unit) London 2001-2006; Kinder unter 14 Jahren und Er-

    wachsene ab 15 Jahre; 
c)  – 

            d) Opferzahl bei Verkehrsunfällen sinkt in London jährlich durchschnittlich um 8,8 %; davon profitieren 
             Asiaten am wenigsten (10,9 % Rückgang, im Vergleich zu weißen Erwachsenen: 14,4 %). Fußgän-

              gerunfälle sinken unter Schwarzen um 7,4 % und unter Weißen um 9,3 %; verunfallte Pkw-Insassen 
      (Rückgang: Schwarze: 13,2 %; Weiße 14,4 %). 

  CHRISTIE et al. 
(2010a) 

   a) Eigene Befragung (face-to-face-Interview); 
               b) Befragung in fünf Distrikten, welche die ärmsten 15 % der Distrikte in England und Wales repräsentie-

              ren (hohe Unfallraten). Teilnehmer sind älter als 16 Jahre und leben in benachteiligten Gebieten. Zeit-
  raum 2005-2007. 

      c) 800 Personen pro Distrikt; 4.102 Interviews/Untersuchungsfälle; 
             d) In sozial benachteiligten Wohngebieten ist die Unfallrate als Pkw-Insasse der BME Gruppe (= Black 

          and Minority Ethnic) im Vergleich zur Mehrheit der Bevölkerung höher (S.102). 

 DUNBAR, 
HOLLAND,  

 MAYLOR (2004) 

 a) Literaturumschau; 
b)  – 
c)  – 

             d) Ältere Menschen haben ein erhöhtes Unfallrisiko; Daten aus GB (1998) zeigen, dass Personen über 
              60 Jahre (= 20,5 % der Bevölkerung) 14,6 % der Fußgängerunfälle mit körperlichen Verletzungen aus-

            machen, aber 46,6 % der tödlichen Fußgängerunfälle (S. 166); erhöhtes Risikoexposition (S. 168). 

   WARD et al. (2007a) 

           a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse, unter anderem von CHRISTIE (1995), TOWNER et al. 
    (2004), EDWARDS et al. (2006);  

b) Alle  Verunfallten  2001-2004  in  England  und  Wales;  Soziale  Klassen  durch  Socio-economic  
    Classification Codes (NS-SEC) (S.19); 

c)  – 
               d) „The disadvantaged in society have a higher fatality rate as vehicle occupants than the more affluent“ 

               (S. 43). Sterberate NS-SEC 1 und 2 (hohes Einkommen, Autobesitz) bei 11; bei NS-SEC 3-7 hingegen 
    doppelt so hoch (S. 40).  

   WARD et al. (2007b) 

           a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse, unter anderem von CHRISTIE (1995), TOWNER et al. 
    (2004), EDWARDS et al. (2006);  

b)  – 
c)  – 

               d) „The disadvantaged in society have a higher fatality rate as vehicle occupants than the more affluent“ 
                 (S. 23). Sterberate NS-SEC 1 und 2 bei 11; bei 3-7 hingegen doppelt so hoch (S. 21 f.). 

  CLARKE et al. 
(2009) 

           a) Eigene Untersuchung (Daten von Polizei und Index of Multiple Deprivation = IMD);  
b)  – 

         c) 893 (fatal vehicle occupant cases) Untersuchungseinheiten; 1994-2005, von 10 UK-Polizeistationen  
     d) Deskriptive Ergebnisse nach IMD-Quantilen (1 =      am stärksten sozial benachteiligt). (Geschwindig-

          keitsbezogene Unfälle, Riskantes Fahren, Beeinträchtigung, Sitzgurt, Mitfahrer, …) (S. 4 ff.) 

CHRISTIE,  
 WHITFIELD (2011) 

 a) Berichterstattung/Literaturumschau; 
b)  – 
c)  – 

             d) Auch Verweise in Bezug auf ethnische Minderheiten, z. B. auf THOMSON, TOLMIE, MAMOON (2001) 

 Tab. 7: Fortsetzung 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

  CHRISTIE et al. 
(2010b) 

       a) Evaluation der Neighbourhood Road Safety Initiative (NRSI); 
     b) 15 Local Authorities in England; 

c) –  
            d) Rückgang der Verletzten (ohne Alterskategorisierung), der verletzten Kinder (1 bis 15 Jahre), jungen 

             Erwachsenen (16 bis 24 Jahre) und Erwachsenen bis 59 Jahre; Rückgang der verletzten Fußgänger 
              (insgesamt) und in der Gruppe der Kinder (1 bis 15 Jahre); Rückgang der verletzten Auto(mit)fahrer 

             (insgesamt),unter Kindern (1 bis 15 Jahre), jungen Erwachsenen (16 bis 24 Jahre) und Erwachsenen 
        bis 59 Jahre (S. 51; vgl. auch S. 64) 

  ABDALLA et al. 
(1997) 

  a) Eigene Untersuchung; 
       b) Zensusdaten der früheren Lothian Region in Schottland; 

c)  – 
           d) Unfallopferraten in den sozial benachteiligten Wohngebieten liegen signifikant höher als in wohlha-

     benderen Gebieten (vgl. Tabelle S. 589/590). 

  EDWARDS et al. 
(2006a) 

            a) Sekundäranalyse der Daten der London Road Safety Unit und Berichterstattung unter anderem über 
      EDWARDS (2006b) und GRAYLING et al. (2003);  

              b) Alle Verkehrsunfälle in London zwischen 1994 und 2004 (London Road Safety Unit); Index of Multiple 
  Deprivation (IMD); 

c)   n = 478.945;  
            d) Die Verletzungsrate von Fußgängern der Gruppe der am stärksten Benachteiligten ist dreimal höher 
     als in der Gruppe der   am wenigsten von      Benachteiligung betroffenen Erwachsenen und Kinder  
            (S. 17 ff.). Die Verletzungsrate erwachsener Fahrradfahrer ist für sozial am stärksten Benachteiligte 

   2,1-mal höher (S. 20). 

 GERVAIS, 
 CONCHA (2008) 

           a) Evaluation bestehender Projekte von EDWARDS et al. (2006), STEINBACH et al. (2007);  
b)  – 

   c) 7 ausgewählte Projekte; 
            d) Es handelt sich um Maßnahmen, die bereits auf ethnische Minderheiten bzw. sozial Benachteiligte 

 ausgerichtet sind. 

   HAYES et al. 
(2008) 

          a) Guide für Praxisansätze Verkehrssicherheit in benachteiligten Gebieten, basierend unter anderem auf 
      ROBERTS, POWER (1996), EDWARDS et al. (2006);  

     b) Neighbourhood Road Safety Initiative (NRSI); 
c)  – 
d) – 

 WOOD, 
 BELLIS, 

 WATKINS (2010) 

    a) Berichterstattung von Befunden anderer Autoren;  
b)  – 
c)  – 
d) – 

   LOWE et al. 
(2011a) 

        a) Eigene Untersuchung und Literaturumschau von TOWNER et al. (2005);  
      b) Unfalldaten von STATS19 sowie qualitative Interviews; 

   c) 5 Case Study Areas;  
           d) Keine speziellen Daten zur Verkehrsverunfallung in Verbindung mit sozialer Lage. Deskriptive Ergeb-
        nisse über den Einfluss unterschiedlicher Einflussfaktoren (Fahrverhalten, Umweltfaktoren, Lifestyle-

        faktoren) auf das Unfallrisiko von Bewohnern sozial benachteiligter Wohngebiete 

 GRAHAM 
 (2002a, b) 

       a) Eigene Untersuchung (Entwicklung eines „Good Practice Guide“); 
b)  – 

       c) 30 Projekte; 10 Case Studies wurden detaillierter untersucht;  
                   d) „The research evidence is that the poorer the person is, or if one is a member of a socially excluded 

               group, i.e. one which does not have the same access to employment, education, good housing, 
                  transport and amenities, the more likely one is to be involved in some form of road accident” (S. 1). 

 Social Exclusion 
 Unit (2003) 

     a) Endbericht einer Literatur- und Forschungsumschau; 
b)  – 
c)  – 

             d) “The effects of road traffic also disproportionately impact on socially excluded areas and individuals 
              through pedestrian accidents, air pollution, noise and the effect on local communities of busy roads  

              cutting through residential areas” (S. 1); Fußgängerunfälle: “Children from social class V are five times 
                    more likely to die in a road accident than those from social class I. Social deprivation is also a key 

      determinant of child road injuries“ (S. 18). 

Neighbourhood 
 Road Safety  

 Initiative (2006) 

a) 
b) 
c) 
d) 

      Bericht der Neighbourhood Road Safety Initiative; 
 – 
 – 

– 

 Tab. 7: Fortsetzung 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

 GRAHAM, 
 GLAISER (2003) 

          a) Erstellung eines Modells zur örtlichen Variation von Fußgängerunfällen und Sekundäranalyse; 
            b) Fußgängerunfälle in den Jahren 1999 und 2000 in England (STATS 19-Daten, S. 1592);  

          c) 73.526 Fußgängerunfälle; davon 23 % „Killed or Seriously Injured“ (KSI); 
            d) Eine 10%ige Erhöhung sozialer Benachteiligung in England geht mit einem 2,6%igem Anstieg der  

          Unfälle einher. Die Wahrscheinlichkeit eines Fußgängerunfalls im sozial benachteiligsten Gebiet ist  
          2,7-mal höher als im wenigsten benachteiligten Gebiet, für KSI: 2,6-mal höher. 

DISSANAYAKE, 
 ARYAIJA, 

 WEDAGAMA (2009) 

  a) Eigene Untersuchung; 
                 b) 10 von 11 Stadtbezirken von New Castle; Daten von der Tyne and Waer Traffic Accident and Data Unit 

 (TADU); 
c) –  

         d) Die Modelle sagen voraus, dass zwischen „Secondary Retail“ (Einzelhandel)/hoher Bebauungsdich-
           te/vielen Siedlungsstätten und Kinderunfällen ein positiver Zusammenhang besteht (S. 1021; S. 1023); 
           negativer Zusammenhang zwischen „High Density Land Use“/hoher Dichte von Kreuzungen und Kin-

  derunfällen (als Fußgänger). 

 Tab. 7: Fortsetzung 
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Nach CHRISTIE et al. (2010b:33 f.) ist die Wahr-
scheinlichkeit, als Fußgänger (unabhängig vom 
Alter) in den als am meisten depriviert eingestuften 
Wohngegenden zu verunfallen, 3,3-mal so hoch 
wie in den am wenigsten deprivierten Quartieren. 
Für Kinder beträgt dieses Verhältnis sogar 3,9 :1. 
Ähnliche Befunde werden auch aus einzelnen 
Landesteilen berichtet (vgl. für England: GRA-
HAM, GLAISTER, ANDERSON 2005; GRAHAM, 
STEPHENS 2008; für Schottland: WHITE, 
REASIDE, BARKER 1999). WOOD, CHRISTIE, 
TOWNER (2011:4.1) berichten für Kinder aus den 
am stärksten benachteiligten Wohngebieten in 
Nord-Irland eine fünffach höhere Wahrscheinlich-
keit, als Fußgänger oder Radfahrer zu verunfallen, 
als für Kinder aus den am wenigsten benachteilig-
ten Wohngebieten. 

Auch BUCHANAN und PARTNERS (2010:62) 
stellen fest, dass Kinder in den am stärksten be-
nachteiligten Wohngebieten 4,8-mal wahrscheinli-
cher in einem Fußgängerunfall verletzt werden als 
Gleichaltrige aus den wohlhabendsten Wohnge-
bieten. Dieses Verhältnis schwankt stark, je nach 
Geschlecht und Alter der betrachteten Kinder, und 
ist am extremsten für fünf- bis siebenjährige Mäd-
chen aus den am meisten benachteiligten Wohn-
gebieten: Diese verunfallen 14,7-mal wahrschein-
licher als Fußgänger als ihre Pendants aus den 
wohlhabendsten Wohngebieten (vgl. BUCHANAN 
and Partners 2010:62). 

In den Modell-Stadtteilen der Neighbourhood Road 
Safety Initiative (NRSI) konnten die Verletztenzah-
len im Straßenverkehr signifikant um etwa 9 % – im 
Vergleich zur Situation ohne NRSI – gesenkt wer-
den. Für bis zu 15-jährige Kinder und Jugendliche 

werden eine Absenkung aller Unfallverletzten um 
15 %, ein Rückgang der verletzten Fußgänger um 
13,5 % und ein Rückgang der verletzten Pkw-Mit-
fahrer um 20 % geschätzt. Junge Erwachsene 
haben mit einem Rückgang der Verunfallten um 11 
% von der NRSI profitiert. 25- bis 59-jährige Er-
wachsene wurden um 5 % seltener im Straßenver-
kehr verletzt (vgl. CHRISTIE et al. 2010b:64). Die 
Autoren führen diesen Erfolg auf einen Mix aus Ver-
kehrserziehung, Öffentlichkeitsarbeit und Enginee-
ring-Maßnahmen zurück. Allerdings machen sie 
auch darauf aufmerksam, dass gerade die Ver-
kehrserziehung- und Öffentlichkeitsarbeit erst mit-
tel- und langfristig Erfolge abwerfen dürfte. Die Er-
gebnisse für Kinder werden als ungewöhnlich be-
zeichnet und vor dem Hintergrund geringer Unfall-
zahlen in den Modell-Stadtteilen interpretiert (vgl. 
CHRISTIE et al. 2010b:64 f.). 

3.1.4 Verkehrssicherheit von sozial 
Schwachen in weiteren europäischen 
Ländern 

Tabelle 8 gibt einen Überblick über die aus anderen 
europäischen Ländern nachgewiesenen Publikatio-
nen zum Thema. Die französischen und spani-
schen Studien zu Zusammenhängen zwischen der 
sozialen Lage von Verkehrsteilnehmern und ihrer 
Unfallverwicklung werden in Tabelle 9 erläutert. Aus 
Frankreich liegt insbesondere eine Reihe von Pu-
blikationen zu Untersuchungen mit Daten aus dem 
Département Rhône vor, die eine stärkere Unfall-
verwicklung von Bewohnern sog. ZUS-Gebiete 
(Zone Urbaine Sensible) belegen. Auch die Befun-
de von FERRANDO et al. (2005) und GOTSENS et 
al. (2011) aus Spanien decken sich mit der in an-
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Autor(en) Jahr 

 Zusammenhang zwi­
   schen sozialer Lage 

    und Unfallrisiko im 
Straßenverkehr 

Risikogruppe 

Frankreich 

 LICAJ, HADDAK  o. J. Ja     Junge Leute (unter 25 Jahre) 

    Club Innovations Transports des Collectivites 2008 Ja   Junge arme Menschen 

   HADDAK et al. 2010 Ja Jugendliche 

  LICAJ et al. 2011 Ja     Junge Leute (unter 25 Jahre) 

    Club Innovations Transports des Collectivites 2002 Ja  Arme Menschen 

   FLEURY et al. 2010 Ja Verkehrsteilnehmer 

  LENGUERRAND et al. 2008 Ja Bevölkerung 

Spanien 

   BORRELL et al. 2002 Ja Bevölkerung 

  FERRANDO et al. 2005 Ja Bevölkerung 

  GOTSENS et al. 2011 Ja Bevölkerung 

  BORRELL et al. 2005 Ja     über 30 Jahre alte Bevölkerung 

Skandinavien 

 REIMERS, LAFLAMME 2005 Ja Kinder 

 LAFLAMME, DIDERICHSEN 2000 Ja  Kinder, Jugendliche 

    HASSELBERG, LAFLAMME, RINGBÄCK WEITOFT 2001 Ja  Kinder, Jugendliche 

 LAFLAMME, ENGSTRÖM 2002 Ja  Kinder, Jugendliche 

 GULDBRANDSSON, BREMBERG 2004 Ja  Kinder, Jugendliche 

  LAFLAMME et al. 2009a Ja  Kinder, Jugendliche 

  HASSELBERG, LAFLAMME 2005 Ja  Junge Fahrer 

  HASSELBERG, VAEZ, LAFLAMME  2005 Ja  Junge Fahrer 

   LAFLAMME et al. 2005 Ja  Junge Fahrer 

  LAFLAMME, VAEZ 2007 Ja  Junge Fahrer 

 ZAMBON, HASSELBERG 2006 Ja Motorradfahrer 

 LAFLAMME, EILERT-PETERSSON 2001 Nein    Personen im erwerbsfähigen Alter 

 Ohne Autor  o. J. Ja Bevölkerung 

  LI, SUNDQUIST, JOHANSSON 2008 Ja Bevölkerung 

  LAFLAMME et al. 2009b Ja Bevölkerung 

  KRISTENSEN et al. 2011 Ja Jugendliche 

Andere 

   European Transport Safety Council 2007 Ja Verkehrsteilnehmer 

 KÖRMER, SMOLKA 2008 Ja Verkehrsteilnehmer 

  RACIOPPI et al. 2004 Ja Verkehrsteilnehmer 

HARMS 2007 Ja  Ethnische Minoritäten 

 KAIL, IRSCHIK 2007 Nein  Benachteiligte Menschen 

               Tab. 8: Übersicht über weitere europäische Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage und Gesundheits- bzw. Un-
  fallrisiken thematisiert werden 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

Frankreich 

 LICAJ, 
  HADDAK (o. J.) 

  a) Eigene Untersuchung; 
              b) Jugendliche unter 25 Jahren in einem Register des Département Rhône von 1996-2006; 30 ZUS (Zone 

     Urbaine Sensible) aus 25 Gemeinden; 
  c) nicht bekannt; 

          d) Logistische Regression: Odds-Ratio, einen Verkehrsunfall in seinem Wohngebiet zu haben (ZUS-
                          Wohngebiet vs. Kein ZUS): 0 b. u. 5 J.: 2,84; 5 b. u. 10 J.: 2,85; 10 b. u. 15 J.: 2,86; 15 b. u. 20 J.: 

            1,34; 20 b. u. 25 J.: Referenzkategorie; Fußgänger: 2,66; Rollerfahrer: 1,24; Fahrradfahrer: 1,72;  
   Auto: Referenzkategorie (S. 11) 

 Club Innovations 
 Transports des 

 Collectivités 
(2002) 

  a) Eigene Untersuchung; 
         b) 6 sensible Quartiere („quartiers sensibles“) in Grenoble und Lyon; 
            c) 80 Personen mit schwachem Einkommen, die öffentliche Verkehrsmittel nutzen, und 120 Personen mit 

       schwachem Einkommen, die im Besitz eines Fahrzeuges sind;  
     d) Keine signifikanten Ergebnisse im Text aufgeführt 

 Club Innovations 
  Transports des 

 Collectivités 
(2008) 

 a) Eigene Befragung;  
        b) Schüler der seconde première (ohne Altersbeschränkung) im Département Rhône;  

 c) Nicht bekannt;  
     d) Keine signifikanten Ergebnisse im Text aufgeführt 

 LENGUERRAND 
  et al. (2008) 

 a) Sekundäranalyse; 
  b) Französische GAZEL Kohortenstudie;  

c)   n = 15.237;  
             d) Manager haben im Vergleich zu Arbeitern ein höheres Unfallrisiko (Road Crash Involvement – RCI) 
               (Männer: 1.30; Frauen: 1.44), für die Autoren ist dies ein Hinweis auf die Beachtung der Expositions-

          bedingungen (Fahrleistung und Risikoverhalten im Straßenverkehr) bei der Analyse von Unfällen. 

  FLEURY et al.  
(2010) 

  a) Eigene Untersuchung; 
              b) An einem Unfall beteiligte Personen in einem bestimmten Gebiet (ZUS sowie „normale Viertel“ als Kon-

 trollgruppe); 
        c) 1.863 Personen, die an insgesamt 1.519 Unfällen beteiligt waren;  

            d) Das relative Unfallrisiko für ZUS-Bewohner liegt im Vergleich zu anderen Wohngebieten bei 1,366. 

  HADDAK et al.  
(2010) 

  a) Eigene Untersuchung; 
             b) Jugendliche unter 25 Jahren (mit und ohne ZUS Département Rhône Road Trauma Register 1996-

2007);  
 c) Nicht bekannt;  

           d) Signifikant höheres relatives Verletzungsrisiko für ZUS-Bewohner (Männer: 1.23; Frauen: 1.28) im Ver-
    gleich zu Nicht-ZUS-Bewohnern (S. 7) 

  LICAJ et al.  
(2011) 

  a) Eigene Untersuchung; 
             b) Jugendliche unter 25 Jahren (mit und ohne ZUS Département Rhône Road Trauma Register 2004-

2007);  
c)   n = 13.589;  

               d) „For the main types of road users except motorized two-wheeler users, the incidences were higher in 
    the deprived municipalities“ (S. 171). 

Spanien 

  BORRELL et al. 
(2002) 

 a) Eigene Untersuchung/Sekundäranalyse;  
            b) Barcelona 1992-1998; alle verletzungsbedingten Todesfälle bei Personen > 19 J. im Zeitraum 1992-

   1998, darunter auch Verkehrsunfälle;  
c)   n = 4.393;  

          d) Obwohl soziale Ungleichheiten bei Verkehrsunfällen festzustellen sind, lassen sich keine entspre-
             chenden Kontexteffekte nachweisen (S. 300); die Daten geben keine Auskunft darüber, ob die festge-

          stellten Ungleichheiten Unterschiede in der Exposition, dem genutzten Fahrzeugtyp, der Verletzungs-
        schwere oder dem Gebrauch von Schutzvorrichtungen widerspiegeln (S. 300). 

       a) eigene Untersuchung/Primärerhebung oder Sekundäranalyse oder Berichterstattung von Ergebnissen  
  b) falls a): Stichprobenbeschreibung  
  c) falls a): Stichprobenumfang  
   d) falls a): signifikante Ergebnisse 

               Tab. 9: Übersicht über Studien aus Frankreich und Spanien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage von Verkehrsteil-
    nehmern und Unfallrisiken thematisiert werden 
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Autor(en)   Beschreibung der Studie 

Spanien 

  FERRANDO et al. 
(2005) 

 a) Eigene Untersuchung/Sekundäranalyse;  
         b) Alle Personen über 19 Jahre, die sich im Zeitraum v

    sechs Hauptkrankenhäuser in Barcelona befanden;  
  c) Nicht bekannt; 

      d) Das Verletzungsrisiko für Personen mit niedrigerem Bi
    auch separat für Verkehrsverletzungen (Abstract). 

 on 1990

ldungsn

  -1991 in d

  iveau ist v

 er Notau

ergleichs

  

  weise höher. D

 fnahme in einem der 

 ies gilt 

  GOTSENS et al. 
(2011) 

 a) Eigene Untersuchung/Sekundäranalyse;  
      b) Zensusdaten von 10 spanischen Städten 1996-2003; 

  c) Nicht bekannt; 
    d) Zusammenhang zwischen verletzungsbedingtem Tod u

    letzungsarten gehen Verkehrsunfälle und Drogen-Übe
  nachteiligung einher (Abstract). 

 nd ein
rdosi

 em In
erung

  dex der Dep
  en am häufig

  rivation. Von all
  

 en Ver-
 sten mit sozialer Be-

  BORRELL et al. 
(2005) 

      a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse der sog. SEdHA-Studie;  
      b) Bevölkerung aus neun EU-Ländern über 30 Jahre;  

c) –  
            d) Finnland weist die größten Divergenzen im Hinblick auf Bildungsniveau und tödliche Unfallrate auf 

                (Low Educational Level: 31.1 – High Educational Level: 16.5) (vgl. Abb. 1, S. 138). In Norwegen ge-
            genteilige Ergebnisse, Personen mit höherer Bildung haben höhere Todesrate bei Unfällen (S. 140). 

 Tab. 9: Fortsetzung 
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Autor(en) Beschreibung der Studie 

Skandinavien 

REIMERS, 
LAFLAMME (2005) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Kinder von 0-15 J. aus dem Stockholm County im Zeitraum 1999-2001; 
c) – 
d) Höhere Konzentration der Personen mit niedrigem sozioökonomischem Status zeigte keinen Einfluss 

auf das verkehrsbedingte Verletzungsrisiko (S. 1488); wohl aber das Niveau sozialer Benachteiligung 
und sozialer Integration (S. 1491); Gemeinden mit niedrigerer sozialer Integration hatten signifikant hö-
here Raten von fahrrad- und motorradbedingten Verletzungen. 

LAFLAMME, 
DIDERICHSEN 
(2000) 

a) Literaturumschau; 
b) – 
c) – 
d) Fazit: Für die meisten Unfallarten sind die Mortalität und Morbidität für Kinder aus einer niedrigen So-

zialklasse sowie in sozialökonomisch benachteiligten Gebieten höher. Unklar ist, ob dies an der Wohn-
gegend selbst oder an bestimmten Mustern der sozioökonomisch schwachen Gruppe liegt. 

HASSELBERG, 
LAFLAMME, 
RINGBÄCK-
WEITOFT (2001) 

a) Eigene Untersuchung; 
b) Swedish Population and Housing Census 1985; Sweden’s National Hospital Discharge Register (1987-

1994) – alle Kinder von 0 bis 15 Jahren im Jahr 1985; 
c) – 
d) Das Verletzungsrisiko von Kindern von „Manual Workers“ als Fußgänger und Fahrradfahrer ist 20-30 

% höher als bei „intermediate and high level salaried employees“ (S. 858); Sozioökonomische Unter-
schiede bei verkehrsbedingten Verletzungen sind maßgeblich für Jungen und Mädchen, Verkehrsrisi-
ken steigen, wenn junge Menschen motorisierte Fahrzeuge benutzen (vgl. S. 861 Key Points). 

LAFLAMME, 
ENGSTRÖM (2002) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Zusammenführung der Daten von 13 schwedischen Registern (1990-1994); 
c) 2.2 Mio. Kinder und Jugendliche (0 bis 19 Jahre); 
d) Das relative Risiko, in einem Verkehrsunfall verletzt zu werden, ist für 5- bis 19-Jährige, die zu einer 

niedrigen Sozialklasse gehören, höher (S. 397). 

a) eigene Untersuchung/Primärerhebung oder Sekundäranalyse oder Berichterstattung von Ergebnissen 
b) falls a): Stichprobenbeschreibung 
c) falls a): Stichprobenumfang 
d) falls a): signifikante Ergebnisse 

Tab. 10: Übersicht über Studien aus weiteren europäischen Ländern, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage von Ver-
kehrsteilnehmern und Unfallrisiken thematisiert werden 
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Autor(en) Beschreibung der Studie 

Skandinavien 

GULDBRANDSSON, 
BREMBERG 
(2004) 

a) Eigene Befragung; 
b) 15 Gemeinden im Stockholm County; 
c) 40.000 Einwohner; 
d) Nur vier Gemeinden hatten mehr als 10 % ihrer Straßen mit einem Geschwindigkeitslimit von 30 km/h 

belegt sowie nur fünf Gemeinden > 10 % mit Geschwindigkeitsbeschränkern (z. B. Speed humps) 

LAFLAMME et al. 
(2009a) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Alle Personen im Alter von 7 bis 16 Jahren, die im Januar 1998 im Stockholm County lebten; 
c) n = 184.545; 
d) Zwischen ökonomisch Benachteiligten, sozialer Fragmentierung, Sozialhilfe-Empfängerschaft, Immi-

granten und Kraftfahrzeugunfällen bestehen Zusammenhänge (nicht alle signifikant) (vgl. Tabelle 3-5, 
S. 1830 f) 

HASSELBERG, 
LAFLAMME 
(2005) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Kohortenstudie Schweden, 18- bis 26-Jährige; 
c) – 
d) Die Unfallrisiko-Verteilung der Autofahrer mit wiederholten Unfällen zeigt keine Unterschiede bzgl. 

Geschlecht, Bildung oder dem sozioökonomischen Status 

HASSELBERG; 
VAEZ, 
LAFLAMME 
(2005) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalysen unter anderem von HASSELBERG et al. (2001); 
b) Swedish Population and Housing Census 1985, Road traffic data 1988-2000; 
c) – 
d) Fahrer mit geringerer Bildung haben für bestimmte Verletzungen ein größeres Risiko und zeigen für 

alle Unfälle ein höheres Risiko; das Unfallrisiko junger Fahrer aus sozial benachteiligten Gruppen ist 
über alle Unfallarten hinweg konstant höher; aber ausgeprägter bei schweren Unfällen sowie „front-on 
and overtaking collisions“ und für Unfälle bei denen nur ein Fahrzeug beteiligt ist (S. 7) 

LAFLAMME et al. 
(2005) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Schwedischer Zensus 1985, Geborene 1970-1972; Unfalldaten 1988-2000; 
c) 334.070 (Zensus), 4.875 (Unfälle mit Schwerverletzten oder Getöteten); 
d) Keine wesentlichen Unterschiede für Fahrer verschiedener sozioökonomischer Gruppen, außer für 

Unfälle mit Autos, die deutlich sicherer als der Durchschnitt sind; Risikounterschiede über alle Auto-
sicherheitskategorien in Bezug auf das Bildungsniveau (Abstract). 

LAFLAMME, 
VAEZ 
(2007) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse von LAFLAMME, ENGSTRÖM (2002), LAFLAMME et al. 
(2005, 2006), HASSELBERG et al. (2005) (S. 8); 

b) Swedish Population and Housing Census 1985; Unfalldaten 1988-2000; 
c) Zensus: 334.070; Unfalldaten: 4.875; 
d) Niedrigere Bildung und sozioökonomische Gruppenzugehörigkeit haben Einfluss auf Unfälle (tödliche 

und nicht-tödliche). Arbeiter (34,3 %); Angestellte, Selbstständige (11,8 %/10,4 %) (S. 7 f). 

ZAMBON, 
HASSELBERG 
(2006) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) 16- bis 25-jährige Motorradfahrer; geboren 1970-1972; Swedish Population and Housing Census 

1985; police reported data; hospital-based data; 
c) n = 334.070; 
d) Die größten Unterschiede im Verletzungsrisiko zwischen sozioökonomischen Gruppen treten auf, 

wenn die Mitglieder 17 bis 19 Jahre alt sind. 18-Jährige mit niedriger sozialökonomischer Position 
haben ein 2,5-mal höheres Verletzungsrisiko als jene mit dem höchsten sozioökonomischen Status 
(Abstract). 

Ohne Autor (o. J.) 

a) Eigene Untersuchung (noch nicht abgeschlossen, Untersuchungsplan wird erläutert); 
b) 11- bis 19-Jährige; 
c) – 
d) Erwartete Ergebnisse: Besseres Wissen über die zu erklärenden Faktoren und Ungleichheiten bei 

Verkehrsunfällen; präventive Maßnahmen entwickeln 

LI, SUNDQUIST, 
JOHANSSON 
(2008) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) – 
c) – 
d) Niedrigere soziale Integration steht in signifikantem Zusammenhang mit höheren fahrrad- und moped-

verursachten Verletzungen für Kinder (S. 201) 

Tab. 10: Fortsetzung 
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Autor(en) Beschreibung der Studie 

Skandinavien 

LAFLAMME et al. 
(2009b) 

a) Policy Briefing (Bericht, Empfehlungsguide) auf Basis von EDWARDS et al. (2006a), BORRELL et al. 
(2002) (S. 2); 

b) – 
c) – 
d) – 

KRISTENSEN et al. 
(2011) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Norweger/Innen welche im Zeitraum 1967-1976 geboren wurden, ab dem 16. Lebensjahr für fünf Jahre 

in der Studie; 
c) n = 611.654; 
d) Multivariate Analysen: Tödliche Autounfälle steigen mit städtischer Ungleichheit sowie mit sinkendem 

Bildungsniveau der Eltern 

Andere Länder/Internationale Vergleiche 

European Transport 
Safety Council 
(2007) 

a) Literaturumschau und Zusammenfassung der Befunde aus diversen europäischen Ländern; Empfeh-
lungen für Forschung und Politik, u. a. zu „social disparities in road accident risk“; 

b) – 
c) – 
d) „Social disparities in road accident risk are also not very well known. However, most studies show that 

individuals who have a low social status are more frequently involved in road accidents than individuals 
who have a high social status. This tendency applies to all groups of road users” (S. 7) 

KÖRMER, 
SMOLKA (2008) 

a) Unfalldatenbericht Europa, eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) – 
c) – 
d) Mortalitätsraten sowie Morbidität der EU Länder im Vergleich (S. 32 ff) (Bezug auf Vulnerable Road 

Users (VRU) = Fußgänger, Fahrradfahrer, Zweiradfahrer) 

RACIOPPI et al. 
(2004) 

a) Berichterstattung von Ergebnissen aus 52 Ländern der WHO-Region Europa; 
b) – 
c) – 
d) Abstrakter Bezug auf Länder mit unterschiedlichem Einkommensniveau und der Verunfallung im Stra-

ßenverkehr (S. 16) 

HARMS (2007) 

a) Berichterstattung; 
b) Studie „Lebenssituation ausländischer Städter“ von 2004/2005 in den Niederlanden; 
c) Rund 4.000 Personen; 
d) Signifikante Unterschiede bzgl. der Anzahl von Ausflügen, der Reisezeit sowie der gefahrenen Kilo-

meter zwischen Türken und Einheimischen (vgl. Tabelle 2, S. 4); Benutzung von Verkehrsmitteln in % 
nach ethnischen Minderheiten (S. 4); Unterschiede in Aktivitäten außer Haus (Tabelle S. 7); Unter-
schiede Autonutzung (Abb. 2, S. 8); Nutzung Öffentlicher Verkehrsmittel (Abb. 3, S. 9); Fahrradnutzung 
(Abb. 4, S. 10) 

Tab. 10: Fortsetzung 

deren Ländern festgestellten stärkeren Unfallbetei-
ligung sozial Benachteiligter. 

Tabelle 10 informiert über weitere europäische Stu-
dien zum Thema, die vor allem aus Skandinavien 
stammen. Auch hier verweisen die Ergebnisse 
meist auf sozioökonomische Unterschiede (soziale 
oder ökonomische Benachteiligung, niedrige Sozi-
alklasse, geringe Bildung, geringe soziale Integra-
tion) beim Verletzungsrisiko im Straßenverkehr. 
Unter den betrachteten Zielgruppen finden sich Kin-
der als Fußgänger und Fahrradfahrer, aber auch 
junge Pkw- und Motorradfahrer sowie Verkehrsteil-
nehmer allgemein. 

3.1.5 Verkehrssicherheit von sozial 
Schwachen in außereuropäischen 
Ländern 

Tabelle 11 dokumentiert außereuropäische bzw. 
weltweit vergleichende Studien zum Zusammen-
hang zwischen sozialer Lage und Gesundheits-
oder Unfallrisiken. Jene mit Bezug zum Straßen-
verkehr werden in Tabelle 12 ausführlicher be-
schrieben. Dabei verstärkt sich das bereits aus den 
europäischen Studien bekannte Bild eines Zusam-
menhangs zwischen Verkehrsunfallrisiko und nied-
rigem sozioökonomischem Status (geringer Bil-
dung, geringem Einkommen), Benachteiligung oder 
Armut. 
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Autor(en) Jahr 
Zusammenhang zwischen 
sozialer Lage und Unfall­
risiko im Straßenverkehr 

Risikogruppe 

FACTOR, MAHALEL, YAIR 2007 Ja Kfz-Fahrer 

FACTOR, MAHALEL, YAIR 2008 Ja Verkehrsteilnehmer 

FACTOR, YAIR, MAHALEL 2010 Ja Verkehrsteilnehmer 

FACTOR, YAIR, MAHALEL 2011 Ja Verkehrsteilnehmer 

DOWSWELL, TOWNER 2002 Ja Kinder 

CHEN et al. 2009 Ja Junge Fahrer 

BLANK 2005 Nein Kinder 

ABDALLA 2002 Nein Ältere Menschen, Migranten 

FAELKER, PICKETT, BRISON 2000 Nein Kinder 

DESAPRIYA et al. 2011 Ja Kinder 

HONG et al. 2010 Ja Kinder 

WINSTON, ASCH 2007 Nein Kinder 

WINSTON, ERKOBONI, XIE 2007 Ja Kinder als Beifahrer 

SMITH 2006 Nein Jugendliche 

MUELLER et al. 1990 Ja Kinder als Fußgänger 

COTTRILL, THAKURIAH 2010 Ja Fußgänger 

SUTHERS 2008 Nein Migranten 

FACTOR, KAWACHI, WILLIAMS 2011 Nein Minoritäten 

CUBBIN, LECLERE, SMITH 2000 Ja Bevölkerung 

DIEZ ROUX 2004 Nein Bevölkerung 

LIMBOURG 1998 Nein Kinder, Jugendliche 

Cerepri Apollo WP3 Partners 2007 Nein Bevölkerung (Verkehrsteilnehmer) 

PEDEN et al. 2004 Ja Bevölkerung (internationaler Vergleich) 

LAFLAMME, BURROWS, HASSELBERG 2009 Ja Bevölkerung 

LU, CHIANG, LYNCH 2005 Nein Bevölkerung (internationaler Vergleich) 

Word Health Organization 2009 Nein Bevölkerung 

Word Health Organization 2010 Nein Bevölkerung 

Tab. 11: Übersicht über außereuropäische Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage und Gesundheits- bzw. 
Unfallrisiken thematisiert werden 

Autor(en) Beschreibung der Studie 

FACTOR, MAHALEL, 
YAIR (2007) 

a) Modellentwicklung; 
b) – 
c) – 
d) Entwicklung eines theoretischen Modells „Social Accidents“ 

FACTOR, MAHALEL, 
YAIR (2008) 

a) Eigene Untersuchung; 
b) Israel Road Accidents Records 1996-2004; Israelischer Zensus; 
c) n = 409.051; 
d) In Unfälle verwickelte Fahrer sind im Durchschnitt jünger, jüdische Fahrer sind weniger involviert; Mus-

lime sind überproportional beteiligt (S. 2002); „non-skilled workers“ sind ebenfalls überproportional be-
teiligt (S. 2004, Abbildung). Je höher die Bildung und je höher der Sozialstatus, desto geringer die 
Wahrscheinlichkeit in einen Unfall verwickelt zu sein (S. 2006); „it seems that underprivileged groups 
are the most vulnerable when it comes to driving“ (S. 2006) 

a) eigene Untersuchung/Primärerhebung oder Sekundäranalyse oder Berichterstattung von Ergebnissen 
b) falls a): Stichprobenbeschreibung 
c) falls a): Stichprobenumfang 
d) falls a): signifikante Ergebnisse 

Tab. 12: Übersicht über außereuropäische Studien, in denen Zusammenhänge zwischen sozialer Lage von Verkehrsteilnehmern 
und Unfallrisiken thematisiert werden 
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Autor(en) Beschreibung der Studie 

FACTOR, 
YAIR, 
MAHALEL (2010) 

a) Eigene Untersuchung; 
b) Israel Road Accidents Records; Israelischer Zensus; 
c) – 
d) Fahrer mit niedriger Bildung und geringem Einkommen sind stärker von Unfällen betroffen. 

FACTOR, 
YAIR, 
MAHALEL (2011) 

a) Eigene Untersuchung und Sekundäranalyse; 
b) Israelische Unfalldaten 1983-2004; Zensusdaten 1983-1995; 
c) – 
d) „Homogenitäts-Hypothese“ (S. 12) 

DOWSWELL, 
TOWNER (2002) 

a) Literaturumschau; 
b) Systematische Zusammenschau der Weltliteratur von 1975 bis 2000 zum Thema Prävention von 

Kinderunfällen/-verletzungen mit Bezug zu sozialer Ungleichheit; 
c) 155 erfüllten die Anforderungen, davon 32 mit Bezug zu Sozialer Ungleichheit; 
d) „It is possible that socially deprived groups are less likely to be reached by some interventions“ (S. 236). 

CHEN et al. (2009) 

a) Eigene Untersuchung; 
b) Fahranfänger zwischen 17 und 24 Jahren; 
c) 20.822 Datensätze aus Online-Fragebogen; 
d) „The risk of having a crash-related hospitalisation for drivers of low SES was 80 % higher than that of 

drivers of high SES“ (S. 999). 

DESAPRIYA et al. 
(2011) 

a) Sekundäranalyse von Prozessdaten („Child Death Review Unit“); 
b) Fußgängerunfälle von unter 18-Jährigen in British Columbia in den Jahren 2003 bis 2008; 
c) 33 tödliche Fußgängerunfälle von Minderjährigen; 
d) Signifikant häufiger wurden minderjährige Ureinwohner und Minderjährige aus Familien mit niedrigem 

Einkommen als Fußgänger getötet (S. i4). 

HONG et al. (2010) 

a) Sekundäranalyse von Geburts- und Sterbeurkunden; 
b) Geburtsurkunden von 1995 und 1996, Sterbeurkunden von Kindern unter acht Jahren von 1995 bis 

2004; 
c) 2.380 Kinder mit Unfalltod („unintentional injury deaths“) 
d) „The risk of childhood injury deaths from traffic accidents (…) were associated with the SES of the 

parents. Younger parents were associated with higher risks of injury deaths from traffic accidents“ 
(S. 313). 

WINSTON, 
ERKOBONI, 
XIE (2007) 

a) Eigene Untersuchung: Gruppendiskussionen zur Nutzung von Kindersitzen im Pkw; 
b) Eltern von (Klein-)Kindern; 
c) 117 und 171 Eltern; 
d) „Lack of education and fear of injury were the primary barriers to belt-positioning booster seat use“ 

(S. S29). 

MUELLER et al. 
(1990) 

a) Eigene Untersuchung; 
b) Alle Einwohner von King County; jünger als 15 Jahre; 
c) 123 Telefonnummern/Haushalte mit Kindern unter 15 Jahren; 
d) Kinder aus Mehrfamilienhäusern haben ein 5,5fach höheres Risiko für eine Verletzung als Kinder aus 

Einfamilienhäusern. (Kein deutlicher Bezug zu Straßenverkehr; es wird eher von Unfällen allgemein 
gesprochen.) 

COTTRILL, 
THAKURIAH (2010) 

a) Eigene Untersuchung; 
b) Unbekannt; 
c) Unbekannt; 
d) „Crash incidents in EJ areas are related to variables of exposure, crime rates … general population 

demographics“ (Abstract). 

CUBBIN, LECLERE, 
SMITH (2000) 

a) Sekundäranalyse von Daten der National Household Income Study (NHIS) (S. 70); 
b) Jährliche repräsentative Befragung von Haushalten in den USA; 
c) – 
d) „Low SES predicted motor vehicle-related fatalities“ (S. 72). 

PEDEN et al. (2004) 

a) Berichterstattung über weltweite Bemühungen der Verkehrsunfallprävention; 
b) – 
c) – 
d) „Studies have found that individuals from disadvantaged socioeconomic groups or living in poorer 

areas are at greatest risk of being killed or injured as a result of a road traffic crash, even in high-
income countries“ (S. 46). 

Tab. 12: Fortsetzung 
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Autor(en) Beschreibung der Studie 

LAFLAMME, BUR-
ROWS, HASSEL-
BERG (2009) 

a) Literaturumschau; 
b) weltweite Publikationen zu sozioökonomischen Unterschieden im Unfallrisiko; 
c) Etwa 300 wissenschaftliche Publikationen; 
d) „Altogether, the findings show that low socioeconomic position at the area or individual levels seems 

to increase the risk of being injured in traffic“ (S. 11) 

Tab. 12: Fortsetzung 

3.2	­ Determinanten der Verunfallung 
sozial Schwacher 

Obwohl in Deutschland systematische Studien zu 
sozioökonomischen und soziokulturellen Einflüs-
sen auf das Unfallgeschehen auch heute noch 
weitgehend fehlen und sich die entsprechenden 
Erkenntnisse mit wenigen Ausnahmen auf auslän-
dische Forschungsergebnisse stützen müssen 
(vgl. DRAGANO, LAMPERT, SIEGRIST 2009:20; 
siehe auch: ABEL, RUHE 2007:14 f.), erscheinen 
die epidemiologischen Zusammenhänge zwischen 
sozialer Ungleichheit und Unfallgefährdung im 
Straßenverkehr insgesamt gesehen erdrückend: 
Sozial Schwache19 sind in deutlich höherem Maße 
als besser Situierte Unfallrisiken ausgesetzt (vgl. 
LAFLAMME, BURROWS, HASSELBERG 2009: 
12). Die Mechanismen, die hinter den Korrelatio-
nen zwischen sozialer Ungleichheit und Unfall-
risiken stehen, müssen allerdings bisher als uner-
forscht gelten (vgl. LIMBOURG 1998:4; 

19 Nach PEDEN et al. (2004:10) und FACTOR, YAIR, MAHA-
LEL (2010:1421) sind das nicht zuletzt auch Personen, die 
wenig politische und ökonomische Macht und daher wenig 
Einfluss auf politische Entscheidungen haben. 

20 Dies gilt in gleichem Maße für die Wirkmechanismen gene-
reller Gesundheitsgefahren: Auch diese sind bis heute nicht-
vollständig geklärt (vgl. ROSENBROCK 1998: 718). 

21 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass bis-
her (abgesehen von rein technisch ausgerichteten Konzep-
ten) (verhaltens-)psychologische Paradigmen im Bereich der 
Straßenverkehrssicherheitsforschung dominieren, während 
sozialwissenschaftliche Ansätze eher vereinzelt zum Tragen 
kommen. Dies dürfte nicht zuletzt darauf zurückzuführen 
sein, dass hier weit überproportional häufig Psychologen 
professionell tätig sind, die sich eher individuumzentrierten 
Denkansätzen verpflichtet fühlen (siehe dazu: HUGUENIN
2005). Im Übrigen kann sich dies auch im Zuge von Meta-
analysen von Untersuchungen zur Wirksamkeit von unfall-
präventiven Interventionen bemerkbar machen: Wenn etwa 
verhaltensorientierte Studien, die Education im Fokus 
haben, bei weitem gegenüber solchen, die sich auf Produkt-
sicherheit und Engineering beziehen, überrepräsentiert sind, 
dann kann dies zu Fehlbeurteilungen von Effektivität und Ef-
fizienz der betreffenden Maßnahmen führen (vgl. TOWNER, 
DOWSWELL, JARVIS 2001b:251). 

LAFLAMME, DIDERICHSEN 2000:298; HASSEL-
BERG, VAEZ, LAFLAMME 2005:295; TOWNER 
et al. 2005:15; 23; LAFLAMME, BURROWS, 
HASSELBERG 2009:3; CHRISTIE, WHITFIELD 
2011:6).20 

Zwar werden zur Erklärung je nach Forschungsin-
teresse und professioneller Ausrichtung der Auto-
ren21 vorwiegend Ursachen im individuellen Ver-
halten oder in den sozioökonomischen bzw. sozial-
räumlichen Rahmenbedingungen hervorgehoben. 
Wie FACTOR, KAWACHI, WILLIAMS (2011:7) 
ausführen, besteht dabei aber die Gefahr, dass die 
einen strukturelle Gegebenheiten, die anderen 
aber individuelle Merkmale vernachlässigen und 
dass Menschen als passive Individuen angesehen 
werden, die durch psychische Probleme oder Um-
gebungsfaktoren beeinflusst werden oder falsche 
Entscheidungen treffen. FACTOR, YAIR, 
MAHALEL (2010:1412) plädieren daher für eine 
soziologische Sichtweise, indem sie sich u. a. auf 
HUGUENIN berufen: 

„It can be seen, that in the area of general 
prevention and intervention, the individually-
focused approach must rightly and increa-
singly be abandoned and preference given 
to a social one” (HUGUENIN 2005:7). 

Den Vorstellungen dieser Autoren entsprechend 
sind bei der Analyse von Unfällen die involvierten 
Stakeholder, abgesehen von Umgebungsmerkma-
len (Straßenverhältnisse, Wetter usw.), vor dem 
Hintergrund ihrer individuellen Merkmale und Le-
bensläufe sowie ihres kulturell und sozioökono-
misch determinierten, verkehrsrelevanten Verhal-
tensrepertoires anzusehen (vgl. FACTOR, MAHA-
LEL, YAIR 2007:916 f.). Insofern erscheint es wich-
tig, die grundlegenden sozialen Ursachen für ris-
kantes Verhalten zu identifizieren: Nur so lassen 
sich die betreffenden Personengruppen erreichen, 
Widerstände überwinden und Verhaltensweisen 
positiv beeinflussen (vgl. FACTOR, KAWACHI, 
WILLIAMS 2011:7). 

http:2011:6).20
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Bild 8: Konzeptioneller Rahmen zur Analyse der Einflüsse von 
sozialer Position und sozialem Kontext auf das Unfall-
geschehen (Quelle: LAFLAMME, DIDERICHSEN 
(2000:294)) 

       
   

Bild 9: Modell des Unfallrisikos von Kindern (Quelle: 
THOMSON, TOLMIE, MAMOON (2001:21)) 

43 

Unabhängig von sozialpsychologisch bzw. soziolo-
gisch orientierten Konzepten wird inzwischen weit-
hin angenommen, dass das Unfallgeschehen nicht 
nur durch einzelne Faktoren erklärbar, sondern viel-
mehr multifaktoriell determiniert ist: Nicht alle 
Kinder mit niedrigem sozioökonomischem Status 
oder aus deprivierten Wohngegenden verunfallen 
und nicht alle verletzten Kinder kommen aus sozial 
schwachen Familien oder einer ungünstigen Um-
gebung (vgl. LAFLAMME, HASSELBERG, 
BURROWS 2009:36):Insofern sind nicht nur indivi-
duelle Faktoren, sondern auch Kontextvariablen in 
die Analyse einzubeziehen, wenn es um die Erklä-
rung der besonderen Unfallgefährdung sozial 
Schwacher geht (vgl. LAFLAMME, BURROWS, 
HASSELBERG 2009:3). Daher greifen LAFLAM-
ME, DIDERICHSEN (2000:294) auf ein Modell zu-
rück, das die sozioökonomisch determinierte spezi-
fische Exposition der Verkehrsteilnehmer betont 
(vgl. Bild 8). 

Diesem konzeptionellen Rahmen zufolge sind für 
die Krankheits- bzw. Verunfallungsgenese nicht nur 
die die individuelle sowie die soziale Position einer 
Person kennzeichnenden Merkmale relevant. Viel-
mehr sind als intervenierende Mechanismen die je-
weils spezifische Exposition (Exposure) (Pfeil I) und 
Anfälligkeit (Susceptibility) des jeweiligen Betroffe-
nen (Pfeil II) zu berücksichtigen. Dabei wird dieses 
Geschehen von physikalischen, kulturellen, sozia-
len und ökonomischen Kontextvariablen beein-
flusst:22 Diese bestimmen die soziale Lage einer 
Person (Pfeil A), wirken sich auf ihre Exposition 
aus, also die konkreten (potenziell) riskanten Be-
dingungen, denen sie im Straßenverkehr ausge-
setzt ist (Pfeil B), haben Einfluss auf ihre besonde-
re Anfälligkeit für die betreffenden Risikofaktoren 
(Pfeil C) und beeinflussen schließlich auch direkt 
Gesundheit und Krankheit (Pfeil D). Erkennbar ist, 
dass sich diese Modellannahmen im Prinzip wenig 
von jenen unterscheiden, die im Bereich von Public 
Health gängig sind und die bereits eingangs skiz-
ziert wurden (vgl. Kapitel 2.1.2). 

Da das Unfallgeschehen multifaktoriell determiniert 
ist, modellieren THOMSON, TOLMIE, MAMOON 
(2001:21) die Unfallwahrscheinlichkeit von Kindern 
als eine Funktion der drei Variablen der auf der 
Straße verbrachten Zeit, der umgebungsbedingten 
Risiken sowie der individuellen Fähigkeit, ange-
messen mit diesen Risiken umzugehen, und ord-
nen diese Variablen in Form eines mathematischen 
Bruches (vgl. Bild 9). 

Jede der in diesem Modell enthaltenen Variablen 
kann durch viele Faktoren beeinflusst werden. Das 
bedeutet, dass alle Einflüsse, die das Ausmaß der 
Variablen im „Zähler“ des Bruchs erhöhen oder 
den „Nenner“ vermindern, dazu führen, dass das 
Unfallrisiko steigt. Umgekehrt werden alle Einflüs-
se, die in die entgegengesetzte Richtung wirken, 
dieses Risiko vermindern (vgl. THOMSON, TOL-
MIE, MAMOON (2001:21). Unter Berücksichtigung 
der Überlegungen von TOWNER et al. (2005:11) 
erscheint es schlüssig, bei Kindern und anderen 
Personen, die selbst nicht über die Fähigkeit ver-
fügen, mit Risiken angemessen umzugehen, im 
„Nenner“ dieses Modells auch die Fähigkeit der 
verfügbaren Aufsichtspersonen zu berücksichti-
gen. Diese Betrachtung könnte noch ergänzt wer-
den, indem man im „Zähler“ auch die im Straßen-
verkehr zurückgelegte Entfernung sowie das ge-
nutzte Verkehrsmittel berücksichtigte (vgl. 
EDWARDS et al. 2006b:34). 

Verkehrssicherheitsrelevante individuelle Merkmale 
sozial Schwacher werden häufig im Zusammen-

22 LU, CHIANG, LYNCH (2009:131) weisen darauf hin, dass 
Variablen der Makro-Ebene, wie politische Verhältnisse, 
Stadtplanung, Straßengestaltung, Verkehrsregeln, Bevölke-
rungsdichte, Verkehrsaufkommen usw., individuelles Verhal-
ten und damit auch die Entscheidungen, die von Einzelnen 
getroffen werden, direkt beeinflussen. 
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hang  mit  Kindern  und  Jugendlichen,  Eltern  von  Kin-
dern  und  Jugendlichen  sowie  insbesondere  jungen 
Auto- und  Motorradfahrern  thematisiert: 

•	­ Kinder  und  Jugendliche,  die  in  ungünstigen  so-
zialen  Verhältnissen  leben,  weisen  überpropor-
tional  häufig  grobmotorische  Koordinationsstö-
rungen,  Verhaltensauffälligkeiten  im  Sinne  von 
Hyperkinetik  (starker  Bewegungsdrang,  oft  un-
ruhig  und  zappelig;  vgl.  HÖLLING  et  al  2007: 
788  f.;  SCHLACK  et  al.  2007:830),  Störungen 
von  Visumotorik  bzw.  visueller  Wahrnehmung 
(vgl.  MERSMANN  1998:70  ff.;  STEINHAUSEN 
2001:34)  sowie  motorische  Defizite  und  Auffäl-
ligkeiten  auf  –  mit  zunehmender  Tendenz  –  u.  a. 
auch  bei  Migranten  (vgl.  DORDEL  1998:98  ff.; 
LAMPERT,  KURTH  2007:A2956  ff.;  LAMPERT 
et  al.  2007:64;  STARKER  et  al.  2007:782).  Dass 
derartige  Defizite  verkehrssicherheitsrelevant 
sind,  zeigte  sich  u.  a.  in  der  bereits  oben  aus-
führlicher  vorgestellten  Untersuchung  von 
HOLTE  (2010):Danach  waren  Kinder,  deren •	­
psychischer  Zustand  als  „grenzwertig“  oder  „auf-
fällig“  beschrieben  wurde,  überproportional  un-
fallgefährdet.  Dies  gilt  besonders  auch  für  Kin-
der  (insbesondere  Jungen),  die  als  hyperaktiv 
angesehen  werden  und  ein  viermal  höheres  
Unfallrisiko  haben  als  Kinder  ohne  Aufmerk- 
samkeitsdefizit-Hyperaktivitäts-Symptomatik 
(ADHS)  (vgl.  LALLOO,  SHEIHAM,  NAZROO 
2003:665  f.;  LIMBOURG  et  al.  2003:103  f.; 
SCHLACK  et  al.  2007:827;  LIMBOURG,  
REITER  2010:210  f.). 

•	­ Schichtspezifische  Sozialisationsstile  von  El-
tern  werden  nicht  nur  als  Ursache  gesundheits-
schädigender  Verhaltensweisen  von  Kindern 
angesehen  (vgl.  SIEGRIST  2002:12).  Vielmehr 
wird  zum  einen  darauf  hingewiesen,  dass  sich 
defizitäres  elterliches  Vorbildverhalten  (z.  B. 
riskantes  Fahrverhalten,  alkoholisiertes  Fah-
ren,  Verletzung  von  Verkehrsregeln)  und  unan-
gemessene  Erziehungsstile  auf  die  Gefahren-
wahrnehmung,  das  Präventionsverständnis 
und  die  Regelbefolgung  im  Straßenverkehr  im 
Kindes- und  Jugendalter  auswirken  können 
(vgl.  LIMBOURG  1998:4).  Zum  anderen  wird 
angemerkt,  dass  Eltern  aus  sozial  schwachen 
Milieus  aufgrund  entsprechender  Bildungsdefi-
zite  oder  wegen  ihrer  sozialen  Situation  (z.  B. 
Alleinerziehend,  Abwesenheit  aus  beruflichen 
Gründen)  nicht  im  angemessenen  Umfang 
ihren  Aufsichtspflichten  nachkommen  können 

(vgl. CHLOND, OTTMANN 2007:60; MOR-
RONGIELLO, SCHELL 2010:67). 

THOMSON, TOLMIE, MAMOON identifizieren 
bei ihren Modellüberlegungen in der großen 
Breite möglicher (psycho-)sozialer Risikofakto-
ren für die Verunfallung von Kindern eine Be-
einflussung durch drei Prozesse, die alle in der 
Familie gründen und zentral für das Ausmaß 
des kindlichen Unfallrisikos sind: „These are: 
supervision; opportunities to learn; socialisati-
on” (THOMSON, TOLMIE, MAMOON 2001:23). 
Die Autoren schlussfolgern, dass die vielen In-
dikatoren von Deprivation deshalb mit Kinder-
unfällen korrelieren, weil sie die Exposition im 
Straßenverkehr erhöhen, die Beaufsichtigung 
der Kinder verringern, eine erfolgreiche 
Sozialisation untergraben und Möglichkeiten 
zum Erlernen sicheren Verkehrsverhaltens re-
duzieren (vgl. THOMSON, TOLMIE, MAMOON 
2001:23). 

Riskantes Verhalten (insbesondere junger Män-
ner) und rücksichtsloses Auto- und Kraftradfah-
ren in prekären Wohnlagen sind verschiedent-
lich im Zusammenhang mit Verunfallungsrisiken 
thematisiert worden (vgl. CHRISTIE, 
WHITFIELD 2011:8; LOWE et al. 2011a:7). In 
diesem Zusammenhang wurden von HENNING, 
LANGE, CHASELON (1996:114 f.) die sog. 
„Problem Kids“ identifiziert, die häufig männlich 
sind, in problematischen Verhältnissen leben 
und einen Freundeskreis (Peergroup) haben, in 
dem motorisiertes Fahren „in“ ist, Alkohol bzw. 
Drogen konsumiert werden und riskant gefahren 
wird (vgl. LIMBOURG et al. 2003:103 f.; LIM-
BOURG, REITER 2010:217). Insbesondere 
marginalisierte (männliche) Jugendliche präsen-
tieren sich in der Öffentlichkeit, Bezug nehmend 
auf Körperkraft und Dominanz, in extremer 
Weise als „männlich“ und „hart“ und drücken 
dies durch nach außen gerichtete Verhaltens-
weisen (z. B. riskantes Verkehrsverhalten, Alko-
hol-, Drogenkonsum) aus. Dies gilt besonders 
für den entsprechenden Personenkreis aus be-
nachteiligten Soziallagen, der seine Geschlecht-
sidentität (auch) aus seinem Risikoverhalten 
und der Anwendung körperlicher Gewalt herlei-
tet (vgl. RAITHEL 2003a:275; RAITHEL 
2003b:22; RAITHEL 2011:6 f.). Dies wird ver-
stärkt, wenn die Betreffenden infolge von Kom-
petenzdefiziten und mangelnder Sozialisation 
im Elternhaus Gefahren nicht so gut einschät-
zen können wie Kinder und Jugendliche aus 
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besser  gestellten  Milieus  (vgl.  LIMBOURG,  REI-
TER  2010:212). 

Insbesondere  im  Zusammenhang  mit  der  spezifi-
schen  Gefährdung  sozial  Schwacher  im  Straßen-
verkehr  erscheint  evident,  dass  Umgebungsvaria-
blen  erhebliche  Bedeutung  beizumessen  ist,  da  sie 
für  die  Exposition  der  Verkehrsteilnehmer,  vor 
allem  aber  für  Kinder  und  Jugendliche,  entschei-
dend  sind  (vgl.  WHITE,  RAESIDE,  BARKER 
1999:11  ff.;  THOMSON,  TOLMIE,  MAMOON 
2001:19;  GRAHAM,  GLAISTER  2003:1605  f.; 
TOWNER  et  al.  2005:15,  19  ff.;  BECKMANN,  BRA-
CHER,  HESSE  2007;  CLARKE  et  al.  2007:27  f.; 
HESSE,  SCHEINER  2007;  STEINEBACH,  RUM-
BERG  2007;  WOODALL  et  al.  2007:39;  LIM-
BOURG  2008:130  f.;  CLARKE  et  al.  2009;  HAD-
DAK  et  al.  2010:4  ff.;  HONG  et  al.  2010;  CHRI-
STIE,  WHITFIELD  2011:5  ff.;  LOWE  et  al. 
2011a:6):23 

•	­ Sozial  Deprivierte  leben  überdurchschnittlich 
häufig  in  (vor)städtischen  Problemvierteln  („so-
zialen  Brennpunkten“)  mit  älterer  Bausubstanz, 
hoher  Bevölkerungsdichte,  hohem  Verkehrsauf-
kommen,  langen  geraden  Straßen  mit  schnell 
fließendem  Verkehr  und  vielen  auf  der  Straße 
geparkten  Fahrzeugen  sowie  wenig  Möglichkei-
ten  zur  abgesicherten  Straßenüberquerung 
(„Zebrastreifen“,  Ampelanlagen). 

•	­ Sozial  Deprivierte  haben  keinen  oder  weniger 
Zugang  zu  sicheren  Örtlichkeiten  und  über-
wachten  Einrichtungen  für  Kinder  und  Jugendli-
che  (Gärten,  Grünanlagen,  öffentliche  Spielplät-
ze),  sodass  ihnen  keine  Alternativen  zum  Auf-
enthalt  in  einer  unfallträchtigen  Umgebung  zur 
Verfügung  stehen. 

•	­ Sozial  Schwache  weisen  –  gezwungenermaßen 
–  andere  Lebensstile  und  -gewohnheiten  als 
weniger  Deprivierte  auf,  bei  denen  sie  in  höhe-
rem  Maße  umweltbedingten  Risiken  ausgesetzt 

23 Allerdings haben KAIL, IRSCHIK (2007) darauf aufmerksam 
gemacht, dass Menschen auch in hochwertigen Stadtquar-
tieren mit guter Erschließungsqualität in ihrer Mobilität be-
nachteiligt sein können: Dabei handelt es sich um Kinder und 
Jugendliche, Eltern mit Kinderwagen und alte Menschen, die 
in ihrer Lebenswelt stark lokal orientiert und gezwungen sind, 
zu Fuß unterwegs zu sein. Auch sie treffen auf Qualitäts-
mängel im öffentlichen Wegenetz wie schmale Gehwege, 
Gehweg-Parker, Fehlen von Querungshilfen, schlechte Geh-
wegbeläge sowie die grundsätzliche Priorisierung des moto-
risierten Individualverkehrs. 

sind:  So  sind  sie  häufiger  gezwungen,  zu  Fuß  zu 
gehen,  und  können  seltener  ein  Auto  benutzen, 
Kinder  müssen  häufiger  auf  der  Straße  spielen 
oder  längere  Wege  zu  sicheren  Spielplätzen 
oder  Freizeiteinrichtungen  zurücklegen,  werden 
seltener  von  ihren  berufstätigen  oder  alleinerzie-
henden  Eltern  im  Auto  zur  Schule  gebracht  bzw. 
abgeholt  oder  begleitet.  Insofern  sind  sie  auch 
zeitlich  einem  höheren  Risiko  ausgesetzt,  ver-
letzt  zu  werden. 

Auch  die  Zusammensetzung  des  Kreises  der  Per-
sonen  aus  prekären  Verhältnissen  und  ihres  sozia-
len  Umfeldes  ist  als  relevante  Wirkgröße  anzuse-
hen: 

•	­ Kinder,  die  in  weniger  privilegierten  Wohnvier-
teln  leben,  kommen  häufiger  aus  Haushalten,  in 
denen 

–	­ nur  eine  Person  erziehungsberechtigt  ist  
(Alleinerziehende;  siehe  dazu  auch: 
CHLOND,  OTTMANN  2007), 

–	­ das  Alter  der  Eltern  und  ihr  Bildungsgrad  als 
niedrig  anzusehen  sind  und  sie  insofern 
(noch)  nicht  über  die  Fähigkeiten  verfügen, 
ihren  Aufsichts- und  Erziehungspflichten  an-
gemessen  zu  entsprechen  und  sich  über  si-
cherheitsrelevante  Themen  und  Angebote  in 
Kenntnis  zu  setzen, 

–	­ Elternteile  chronisch  krank  oder  behindert 
sind  (einschließlich  Alkohol- oder  psychi-
scher  Krankheit), 

–	­ aufgrund  von  Kinderreichtum  ungünstige, 
beengte  Wohnverhältnisse  herrschen,  so-
dass die Kinder gezwungen     sind, sich haupt  -
sächlich  im  Freien,  d.  h.  auf  der  Straße,  auf-
zuhalten. 

Alles  dies  trägt  dazu  bei,  dass  Eltern  bzw.  Auf-
sichtspersonen  in  geringerem  Umfang  in  der 
Lage  sind,  die  Kinder  zu  beaufsichtigen  und 
ihnen  adäquates  Verhalten  im  Straßenverkehr 
nahezubringen  (vgl.  TOWNER  et  al.  2005:15  ff.; 
LIMBOURG  2008:130  f.;  CHRISTIE,  WHIT-
FIELD  2011:7;  LOWE  et  al.  2011a:6). 

•	­ (Insbesondere  junge)  Kraftfahrer  aus  prekären 
Verhältnissen  bzw.  Problemvierteln  werden  als 
in  besonderem  Maß  von  Unfallrisiken  bedroht 
geschildert  (vgl.  WARD  et  al.  2007a:40  f., 
2007b:21  f.;  CHRISTIE,  WHITFIELD  2011:7  f.). 
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- Wie Untersuchungen in England belegen, 
gingen tödliche Unfälle in unterprivilegierten 
Wohnvierteln signifikant am häufigsten ein-
her mit überhöhter Geschwindigkeit, Nicht-
anlegen von Sicherheitsgurten, Fahren unter 
Alkoholeinfluss und/oder ohne Führerschein 
bzw. ohne Kfz-Versicherung. Hier waren 
auch am häufigsten mehrere Opfer gleichzei-
tig zu beklagen (vgl.CLARKE et al. 2009: 
10 f.; LOWE et al. 2011a:6). 

- Von Anwohnern solcher Viertel wird die An-
sicht geäußert, dass solche Fahrten vor 
allem auch Ausdruck asozialen Verhaltens 
seien: Die betreffenden Fahrer bedrohten mit 
ihrem aggressiven Herumfahren und ihren 
Wettfahrten die Sicherheit und die Lebens-
qualität der Bevölkerung (vgl. CHRISTIE, 
WHITFIELD 2011:8). 

•	­ Personen, die in prekären sozioökonomischen 
Verhältnissen leben, wird zugeschrieben, in ge-
ringerem Maße als andere über die Risiken im 
Straßenverkehr sowie über sicherheitsrelevante 
Dienste und Einrichtungen informiert zu sein. Zu 
denken ist hier etwa an Eltern, die nicht wissen, 
wie ihre Kinder ihre Freizeit sicher und beauf-
sichtigt verbringen können. Dies wird nicht zu-
letzt darauf zurück geführt, dass verkehrssicher-
heitsrelevante Inhalte in den betreffenden Area-
len nicht adressatengerecht platziert werden 
bzw. jene Gruppen, die den größten Risiken 
ausgesetzt sind, nicht erreichen bzw. nicht spe-
ziell für diese konzipiert sind (vgl. CHRISTIE, 
WHITFIELD 2011:6).24 

LOWE et al. (2011a:6) weisen allerdings darauf 
hin, dass es keine Hinweise darauf gibt, dass 
Personen, die in weniger privilegierten Gegen-
den leben, weniger Einsicht als andere in die 
Risiken im Straßenverkehr hätten oder nicht 
bereit wären, vor Ort Vorsichtsmaßnahmen zu 
treffen. Vielmehr hätten sie durchaus genaue 
Kenntnisse über die betreffenden Gefahren. Al-
lerdings müssten sie häufig andere, mit Sicher-
heitsinteressen konkurrierende Dinge berück-
sichtigen, etwa dass die Umgebung ihrer Häu-

24 Anzumerken ist, dass diese Hinweise auf Studien aus Groß-
britannien zurückgehen, ohne dass an dieser Stelle ent-
schieden werden kann, ob die betreffenden Probleme auch 
in Deutschland gegeben sind. 

ser  vandalisiert  ist,  hohe  Kriminalität  herrscht 
oder  Freizeitanlagen  unzugänglich  oder  für  die 
Zielgruppen  ungeeignet  sind. 

•	­ Schlüssig  erscheint,  dass  ältere  Menschen  aus 
weniger  privilegierten  Gegenden  größeren  Ver-
unfallungsrisiken  im  Straßenverkehr  ausgesetzt 
sind.  Begründet  wird  dies  damit,  dass  diese 
Menschen  häufiger  zu  Fuß  gehen  müssen,  weil 
sie  über  kein  Kraftfahrzeug  verfügen  oder  weil 
ihnen  die  Kompetenz  fehlt,  öffentliche  Verkehr-
mittel  zu  nutzen.  Letzteres  wird  insbesondere 
älteren  Menschen  zugeschrieben,  die  vom 
Lande  kommen  (vgl.  CHRISTIE,  WHITFIELD 
2011:  10).  In  einer  südkoreanischen  Studie  er-
wiesen  sich  ältere  Männer  mit  niedrigem  Bil-
dungsstand,  die  in  deprivierten  Wohngegenden 
lebten,  sogar  als  die  Gruppe,  die  als  am  ver-
letzlichsten  eingeschätzt  wurde  (vgl.  PARK  et 
al.  2010:329). 

•	­ Im  Hinblick  auf  Migranten  bzw.  ethnische  Mino-
ritäten  wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  je-
weilige  Kultur  als  Variable  an  sich  kaum  geeig-
net  ist,  spezifische  Risiken  im  Straßenverkehr 
zu  erklären.  Ihr  kommt  jedoch  kontributiver 
Charakter  zu.  So  weit  die  betreffenden  Perso-
nen  in  deprivierten  Verhältnissen  bzw.  Wohn-
gegenden  leben,  sind  auch  für  sie  viele  der  be-
reits  angesprochenen  Risikofaktoren  relevant 
(vgl.  KENNEWEG  (1996)  zitiert  nach  
LIMBOURG  1998:  3).  Im  Übrigen  können  –  zu-
mindest  für  die  erste  Einwanderergeneration  – 
Sprachprobleme,  unvertraute  Verkehrsverhält-
nisse,  Unkenntnis  von  Verkehrsregeln,  ina- 
däquate  Risikoeinschätzungen,  (kulturspezi -
fische)  Erziehungsvorstellungen  sowie  fehlen-
de  Kompetenzen,  sicherheitsrelevante  Infor-
mationen  einzuholen  und  Angebote  zu  nutzen, 
bei  diesem  Personenkreis  in  besonderem 
Maße  zu  einer  Gefährdung  im  Straßenverkehr 
beitragen  (vgl.  SCHLACK  1998:56;  
SPIECKERMANN,  SCHUBERT,  ZIPPEL  1999: 
7;  THOMSON,  TOLMIE,  MAMOON  2001:23  ff.; 
TOWNER  et  al  2005:17  ff.;  HARMS  2007; 
CHRISTIE,  WHITFIELD  2011:9  f.).  Befunden 
aus  verschiedenen Ländern   zufolge  sind  Ange-
hörige  von  Minoritäten  aus  deprivierten  Verhält-
nissen  häufiger  als  die  Mehrheitsbevölkerung 
als  Fußgänger  im  Straßenverkehr  exponiert 
(vgl.  EDWARDS  et  al  2006a:5;  KASPER, 
REUTTER,  SCHUBERT  2007:67),  haben  in 
England  öfter  (vgl.  CHRISTIE  et  al.  2010a: 
100),  in  Deutschland  seltener  (KASPER, 

http:2011:6).24
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REUTTER,  SCHUBERT  2007:67)  Zugang  zu 
Kraftfahrzeugen,  besitzen  jedoch  seltener 
Fahrräder  (vgl.  HARMS  2007:82  f.;  KASPER, 
REUTTER,  SCHUBERT  2007:67;  CHRISTIE  et 
al.  2011)  und  sind  öfter  in  Verkehrsunfälle  ver-
wickelt  (vgl.  LIMBOURG  1998:3;  JUAREZ  et  al. 
2006:i50;  FACTOR,  MAHALEL,  YAIR  2008: 
2006;  CHRISTIE  et  al.  2010a:98).  Zudem  sind 
bei  ihnen  häufiger  verkehrsdeviante  Verhal-
tensweisen  zu  beobachten  (z.  B.  selteneres 
Angurten;  häufigeres  Nichtbeachten  von  Si-
gnalanlagen,  Fahren  unter  Alkoholeinfluss  und 
mit  überhöhter  Geschwindigkeit;  vgl.  CHRI-
STIE  et  al.  2010a:  100;  FACTOR,  YAIR,  MA-
HALEL  2010:1413,  1419).  Dem  entsprechend 
stellen  KASPER,  REUTTER,  SCHUBERT 
(2007:67)  fest,  dass  Migranten  nicht  weniger, 
aber  anders  mobil  seien.  Allerdings  können 
HASSELBERG  et  al.  (2001:861)  keinen  Zu-
sammenhang  zwischendem  Migrationshinter-
grund  und  dem  Verkehrsunfallrisiko  bei  Kindern 
und  Jugendlichen  feststellen.  Im  Übrigen  wird 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Unfall-
gefährdung  zwischen  den  verschiedenen  Eth-
nien  variiert  (vgl.  THOMSON,  TOLMIE,  MA-
MOON  2001:23  ff.;  MALHOTRA,  HUTCHINGS, 
EDWARDS  2008:334). 

Definitionsgemäß  verfügen  sozial  Schwache  über 
weniger  finanzielle  Mittel  als  besser  Situierte.  Dies 
kann  dazu  führen  (vgl.  HENDRIE  et  al.  2004; 
TOWNER  et  al.  2002;  TOWNER  et  al.  2005:17,  34; 
ZAMBON,  HASSELBERG  2006;  LAFLAMME, 
VAEZ  2007;  SCHWEBEL,  GAINES  (2007)  zit. 
nach:  LAFLAMME,  HASSELBERG,  BURROWS 
2010:19;  CHRISTIE,  WHITFIELD  2011:9),  dass  sie 
weniger  Geld  haben,  um 

•	­ für  adäquate  und  u.  U.  teure  Schutzausrüstung 
zu  sorgen  (z.  B.  zum  Inlineskaten,  Kinderrück-
haltesysteme,  Fahrradhelme,  Schutzbrillen 
usw.), 

•	­ dem  neuesten  Sicherheitsstandard  gemäße 
Fahrzeuge  zu  beschaffen  und  zu  nutzen  (z.  B. 
mit  ABM,  Fahrradstandlicht  usw.  ausgestattet), 

•	­ die  Fahrzeuge  angemessen  instand  zu  halten25 

oder 

•	­ eine  gute  Fahrausbildung  zu  absolvieren. 

Damit  einhergehen  können  höhere  Unfall- und  Ver-
letzungsrisiken  der  betreffenden  Unterprivilegierten 
(vgl.  WARD  et  al.  2007a:43). 

Vor dem Hintergrund dieser Befunde erscheint es 
bedenklich, dass – wie zumindest Daten aus 
Schweden belegen – sozioökonomische und de-
mografiische Merkmale eines Wohnquartiers nicht 
immer mit verkehrssicherheitsrelevanten Maßnah-
men (z. B. Verkehrsberuhigung, Geschwindigkeits-
begrenzung) und Aktivitäten (z. B. Verkehrserzie-
hung in Vorschulen) korrelieren. Vor allem in wach-
senden Gemeinden wurde weniger für die Ver-
kehrssicherheit getan als in Kommunen mit kon-
stanter Bevölkerung (vgl. GULDBRANDSSON, 
BREMBERG 2004:221 ff.; FLEURY et al. 2010: 
1659). In ähnlichem Zusammenhang weisen 
LOWE et al. (2011a:7) darauf hin, dass das de-
viante Verhalten von Pkw-Fahrern nicht zuletzt da-
rauf zurückzuführen sei, dass es in Problemvierteln 
an sichtbarer Überwachung der Verkehrsregeln 
mangele und somit eine negative Verstärkerwir-
kung auf das Fahrverhalten ausgeübt werde. Als 
Beispiele werden das folgenlose Parken auf Geh-
wegen oder in der Nähe von Straßenkreuzungen, 
das Überfahren von Stopp-Schildern oder das Tele-
fonieren während der Fahrt angeführt. 

3.3	­ Verkehrssicherheitsprobleme 
schwer  erreichbarer  Personen 
(­gruppen) 

Wie  in  Kapitel  2.2  bereits  eingehender  dargestellt 
wurde,  handelt  es  sich  bei  schwer  erreichbaren 
Personen(-gruppen)  um 

•	­ Personen,  die  aufgrund  demografischer  Merk-
male,  ihres  soziokulturellen  Hintergrundes 
und/oder  ihrer  Überzeugungen  und  Einstellun-
gen  nicht  (mit  Informationen,  Dienstleistungen 
usw.)  zu  erreichen  sind; 

•	­ verborgene  („hidden“)  Populationen,  die  nicht 
gefunden  bzw.  nicht  kontaktiert  werden  
wollen; 

•	­ Personen,  die  nicht  in  der  Lage  bzw.  nicht  bereit 
sind,  Dienstleistungen/Angebote  in  Anspruch  zu 
nehmen; 

•	­ mit  Dienstleistungen  unterversorgte  Gruppen. 

25 Für Großbritannien gibt es allerdings für die Annahme keine 
abgesicherten Erkenntnisse, dass Personen, die in weniger 
privilegierten Gegenden wohnen, ältere oder weniger siche-
re Fahrzeuge nutzten (vgl. CHRISTIE, WHITFIELD 2011:9). 
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Wer muss nunmehr im Zusammenhang mit Stra-
ßenverkehrssicherheitsfragen als schwer erreich-
bar angesehen werden? 

Sichtet man die Fachliteratur, so werden die nach-
gehend enumerierten Gruppen als tendenziell 
„Hard to Reach“ diskutiert. Dabei ist zu beach-
ten, dass diese nicht in ihrer Gesamtheit, sondern 
nur in u. U. mehr oder weniger kleinen Anteilen 
als organisatorisch schwer erreichbar gelten kön-
nen. Problematisch sind diese Personengruppen 
häufiger, weil sie Informationen oder Normen zu 
verkehrssicherem Verhalten nicht akzeptieren 
(kognitive Ebene) bzw. sich nicht regelkonform 
verhalten (Compliance, Verhaltensebene) (vgl. 
Bild 2). 

Kinder und Jugendliche sind eine besonders stark 
von Verkehrsunfällen bedrohte Personengruppe. 
Gleichwohl sollten sie nicht in ihrer Gesamtheit als 
schwer erreichbar angesehen werden, da sie in un-
serer Gesellschaft relativ lange – von der Kinder-
gartenzeit bis hin zum Besuch von Gymnasium und 
Berufsschule – in ein institutionelles Bildungssys-
tem eingebunden sind, in dem sie von Verkehrssi-
cherheitsmaßnahmen grundsätzlich als gut an-
sprechbar gelten können. Dies findet beispielswei-
se seinen Niederschlag in Rechtsnormen zur Ver-
kehrserziehung in Schulen. 

3.3.1 Junge (männliche) im Straßenverkehr 
deviante Personen 

Seit langem ist bekannt, dass männliche Personen 
in allen Altersklassen ein signifikant risikoreicheres 
Verhalten (insbesondere unangepasste Ge-
schwindigkeit, Fahren unter Alkohol- bzw. Drogen-
einfluss, „Frisieren“ von Kraftfahrzeugen) aufwei-
sen als weibliche und dass dieses sich insbeson-
dere auch im Verkehrsunfallgeschehen negativ 
niederschlägt. Allerdings nimmt die männliche 
Risikobereitschaft mit zunehmendem Alter ab 
(siehe dazu den Übersichtsartikel von LIM-
BOURG, REITER 2010: 207 ff.). Geht man davon 
aus, dass 

•	­ hohe  Risikobereitschaft  im  Straßenverkehr  eng 
assoziiert  ist  mit  geringem  sozialem  Interesse 
und  einem  hohen  Maß  an  Egozentrik  (vgl.  MOE 
1996:130;  LIMBOURG  et  al.  2003:101), 

•	­ die  (genannten)  devianten  Verhaltensweisen 
weniger  rational  begründet  als  emotional  be-
setzt  sind  und  in  der  (Geschlechts-)Identität 

(Selbstkonzept, Selbstwertgefühl) wurzeln (vgl. 
BLIERSBACH et al. 2002:40 ff.), 

•	­ jugendliches Risikoverhalten in starkem Maße 
von der Anerkennung durch Gleichaltrige 
(Peergroups) geprägt ist, die zum Aufbau eines 
positiven Selbstbildes beiträgt (vgl. LIMBOURG 
et al. 2003:101), 

so wird erkennbar, dass erhebliche Schwierigkeiten 
bestehen, die betreffenden Personen auf kogniti-
vem Wege (z. B. Vernunftappelle) im Sinne der er-
wünschten Verhaltensweisen zu beeinflussen. Dies 
gilt etwa auch dort, wo versucht wird, die besonde-
re Unfallgefährdung von motorisierten Disco-Besu-
chern zu beheben (vgl. LIMBOURG, REITER 2010: 
213). Evaluationen haben ergeben, dass reine In-
formationsstrategien relativ wirkungslos sind. Viel-
mehr wird ihnen in Kombination mit anderen Kon-
zepten (z. B. Operieren mit Angst und Abschre-
ckung) sogar eine in unerwünschter Richtung ver-
stärkende Wirkung zugeschrieben (vgl. STING 
2009:807). 

Aus diesen Gründen konzentrieren sich viele Vor-
schläge im Bereich der Straßenverkehrsicherheits-
arbeit auf diese Zielgruppe (siehe etwa: APOLLO 
WP3 TEAM 2006:40 ff.; CEREPRI, APOLLO WP3 
PARTNERS 2007:42 ff.; FREDERSDORF, HECK-
MANN 2010:83 ff.). 

3.3.2 Personen, die ohne Helm Fahrrad fahren 

Als auf der kognitiven und der Verhaltensebene 
schwer erreichbar sind Personen einzuordnen, die 
aus ästhetischen oder hedonistischen Gründen 
darauf verzichten, beim Fahrradfahren einen Helm 
zu tragen. Die jüngsten Vorschläge zur Einführung 
einer Helmpflicht und die dadurch ausgelöste Dis-
kussion in der Öffentlichkeit (siehe etwa SKORNA 
et al. 2010; „Spiegel Online“ 2011; BREITINGER 
2011; DAMBECK 2011; KASTILAN 2011; zur inter-
nationalen wissenschaftlichen Debatte siehe: 
Bicycle Helmet Research Foundation 2011) haben 
eindrucksvoll gezeigt, dass – ähnlich wie in ande-
ren Ländern26 – hierzulande bei vielen Menschen 

26 Während Radfahrer vor allem in den Niederlanden, aber 
auch in Großbritannien und – zumindest was ältere Leute 
vom Lande anbelangt – in Ungarn dem Helmtragen so kri-
tisch gegenüberstehen, dass Education-Kampagnen als 
wenig aussichtsreich eingeschätzt werden, ist dies in Schwe-
den in geringerem Maße der Fall (vgl. VLACHANTONI et al. 
o. J.:82 ff). 
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(z. B. aus Bequemlichkeit, aus ästhetischen oder 
hedonistischen Gründen) erhebliche Vorbehalte 
gegen ein grundsätzliches Helmtragen vorhanden 
sind. Da diese insofern als schwer erreichbar ange-
sehen werden können, sind sie international gese-
hen verstärkt Adressaten von Verkehrssicherheits-
maßnahmen (vgl. TOWNER, DOWSWELL, 
JARVIS 2001a; TOWNER et al. 2002; PEDEN et al. 
2004:90 ff., 135 ff.; BC Injury Research and 
Prevention Unit 2007:32 ff.; WOOD et al. 2010:9; 
WOOD, BELLIS, WATKINS 2010:8 f.). 

3.3.3 Erwachsene (Eltern), die keine 
(geeigneten) Rückhaltesysteme für 
Kinder nutzen 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Systeme zur Si-
cherung von Kindern in Kraftfahrzeugen werden 
von Erwachsenen oft unzureichend oder falsch 
verwendet. Vor allem bei Kindern über sechs Jah-
ren wird häufig (in 28 % der Fälle) anstatt eines 
adäquaten Kinderrückhaltesystems nur der Er-
wachsenengurt verwendet. Dieser reicht als 
Schutz bei Kindern unter 12 Jahren aber nicht aus 
(vgl. Deutsche Verkehrswacht 2011). Die An-
schnallquote ist bei sozial Schwachen niedriger als 
bei Wohlhabenderen bzw. Gebildeteren (vgl. ZAZA 
et al. 2001:32; WINSTON, ERKOBONI, XIE 
2007:S29). Begrün-det wird diese unsachgemäße 
Verwendung („Misuse“) damit, dass Kinder das An-
legen von Gurten verweigern und Eltern die Ge-
fährlichkeit ihrer Versäumnisse nicht bewusst ist 
oder dass Platzgründe im Auto gegen die Nutzung 
von Kindersitzen sprechen (vgl. SALVISBERG, 
BISCHOF 2004:18 f.; WINSTON, ERKOBONI, XIE 
2007: S35). Die hohe „Misuse“-Quote ist demnach 
ein Indikator dafür, dass die Zielgruppen der 
Rechtsnormen trotz Strafbewehrung nicht in dem 
hohen Maße erreicht werden wie die Eltern kleine-
rer Kinder (bis sechs Jahre), die diese im Quer-
schnitt aller Straßen zu 90 % vorschriftsgemäß 
sichern (vgl. Deutsche Verkehrswacht 2011). In der 
internationalen Literatur wird deshalb elternorien-
tierten Programmen zum Gebrauch von Sicher-
heitsausrüstungen erhebliche Bedeutung beige-
messen (vgl. PEDEN et al. 2004: 91 ff., 132 ff.; 
WOOD et al. 2010:10). 

3.3.4 Alkohol­ und Drogenkonsumenten 

Konsumenten von Suchtmitteln sind erfahrungsge-
mäß insbesondere dann als schwer erreichbar ein-
zuschätzen, wenn sie das Stadium erreicht haben, 

in dem man vom Vorliegen einer Suchtkrankheit 
sprechen kann. Insofern sind sie eine der zentralen 
Zielgruppen von unfallpräventiven Maßnahmen 
(siehe z. B. VLACHANTONI et al. o. J.:131 ff.; Deut-
scher Verkehrssicherheitsrat 2002: 242; 113 ff.; 
PEDEN et al. 2004:80 f, 228 ff.; APOLLO WP3 
TEAM 2006:22 ff.; CEREPRI, APOLLO WP3 
PARTNERS 2007:17 ff.; WARD et al. 2007a:28 ff.; 
HOPKIN et al. 2010). 

3.3.5 (Ältere) Menschen mit Behinderungen 
und (chronisch) Kranke 

Ältere Menschen sind nicht per se, sondern (mit 
zunehmendem Alter) verstärkt unfallgefährdet, 
wenn sie Behinderungen aufweisen, die nicht aus-
reichend kompensiert sind oder werden können. 
Allerdings fehlt ihnen häufig das Bewusstsein (vgl. 
HOLLAND 2001:4 f.; DUNBAR, HOLLAND, MAY-
LOR 2004:122 ff.), dass mit zunehmendem Alter 
aufgrund von physiologischen Abbauprozessen 
(z. B. Abnahme von Seh-, Hör-, Konzentrations-, 
Reaktionsvermögen, Mobilitätseinschränkungen, 
psychische Veränderungen), Medikamentenein-
flüssen (wie Tranquilizer, Sedativa, Hypnotika, An-
tidepressiva, Neuroleptika usw.), Alkohol-Medika-
menten-Wechselwirkungen und des Bestehens 
mehrerer Krankheiten nebeneinander (Komorbidi-
tät) situations- und zeitbezogene Fähigkeiten zum 
Lenken von Kraftfahrzeugen abnehmen können 
(vgl. HOLLAND 2001:8 ff.; DUNBAR, HOLLAND, 
MAYLOR 2004:29 ff.; KOPEINIG-KNEISSL et al. 
2004; Deutscher Verkehrssicherheitsrat 2009:9 
ff.). Insofern kann kaum erstaunen, dass „… die 
Gruppe der über 65-Jährigen im Vergleich zur 
Gesamtgruppe der Autofahrer trotz geringerer 
Fahrleistung, mit Ausnahme der Gruppe der unter 
24-Jährigen, die höchste Unfallrate, die höchste 
Sterblichkeitsrate und ein höheres Verletzungsrisi-
ko im Straßenverkehr aufweist“ (KOPEINIG-
KNEISSL et al. 2004: 26 f.). Auch als Fußgänger 
sind ältere Menschen in höherem Maße unfall-
gefährdet (vgl. DUNBAR, HOLLAND, MAYLOR 
2004:21 ff.). Vor diesem Hintergrund sind jene un-
einsichtigen Älteren, die ihre eigenen Fähigkeiten 
unkritisch einschätzen und der Möglichkeit alters-
spezifischer Veränderungen nicht durch Vorsorge-
untersuchungen (z. B. der Sehfähigkeit) Rech-
nung tragen, als schwer erreichbar einzuschätzen 
(vgl. DÄUMER-SCHMIDT, GALONSKA, PREUS-
SER 1997:103 f.). LIS et al. (2011:7) merken aller-
dings an, dass ältere Menschen mit Mobilitätsein-
schränkungen oft selbst davon ausgehen, dass sie 
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nicht zur „Zielgruppe“ für Präventionsangebote ge-
hören bzw. daran nicht teilnehmen dürfen. Trifft 
dies zu, so lassen sich hier Ansatzpunkte für ziel-
gruppenadäquate Interventionen erkennen. 

Ähnliches gilt für Personen, die wegen (chronischer) 
Krankheiten Medikamente einnehmen müssen, die 
die Verkehrstüchtigkeit einschränken. Diese sind 
zwar grundsätzlich vom die Arzneimittel verordnen-
den Arzt sowie dem Apotheker ansprechbar und 
können zudem anhand des Beipackzettels über psy-
cho-physische Beeinträchtigungen durch die Medi-
kamenteneinnahme aufgeklärt werden (vgl. VAN-
DREVELA et al. 2010:25 f.). Gleichwohl ist anzu-
nehmen, dass eine Reihe von Patienten trotz dieser 
Handicaps am Straßenverkehr teilnimmt und so sich 
und andere gefährdet (vgl. Deutscher Verkehrssi-
cherheitsrat 2002:242; 113 ff.). Darüber hinaus wird 
vermutet, dass manche Medikamente die Wahrneh-
mung des Konsumenten einschränken, verkehrsun-
tüchtig zu sein (vgl. HOLLAND 2001:48 ff.; VAN-
DREVELA et al. 2010:56). Auch diese Gruppen müs-
sen als schwer erreichbar angesehen werden. 

Lernbehinderte (vgl. TOWNER et al. 2011:6) sowie 
Personen mit geistigen und psychischen Behinde-
rungen können zum einen als besonders unfallge-
fährdet und zum anderen u. U. als „Hard to Reach“ 
betrachtet werden, wenn sie aufgrund ihrer kogniti-
ven Defizite oder ihrer psychischen Disposition nicht 
in der Lage sind, verkehrsrelevante Informationen 
aufzunehmen und umzusetzen. Allerdings wurden 
auch für diesen Personenkreis verschiedentlich ge-
eignete Verkehrserziehungskonzepte entwickelt, 
sodass sie organisatorisch nicht grundsätzlich als 
schwer erreichbar anzusehen sind (siehe etwa 
Deutsches Institut für Urbanistik 2008; STÖPPLER 
1999; HIELSCHER, STÖPPLER 2008). 

3.3.6 Migranten 

Migranten sind nicht per se schwer erreichbar (vgl. 
SACHER 2011b:9). Sie werden jedoch im Hinblick 
auf Informationen, die die Straßenverkehrssicher-
heit betreffen, vor allem dann als „Hard to Reach“ 
eingeschätzt, wenn ihnen die betreffenden Sprach-
kenntnisse fehlen (vgl. SPIECKERMANN, SCHU-
BERT, ZIPPEL 1999:7). Im Übrigen können sie kul-
turell bedingt Hemmungen haben, verkehrssicher-
heitsrelevante Angebote wahrzunehmen. FACTOR, 
KAWACHI, WILLIAMS (2011) gehen davon aus, 
dass bei Minoritäten keineswegs stets Kenntnis-
mängel vorhanden sind, sondern dass solche 
Gruppen Widerstände („Social Resistance“) gegen-

über der Mehrheitsgesellschaft entwickeln können, 
die sie u. a. dazu veranlassen, unsichere Gewohn-
heiten bei der Teilnahme am Straßenverkehr zu 
entwickeln. So lange dies der Fall ist, werden sie 
nicht mit konventionellen Präventionsaktivitäten, 
sondern nur mit einem speziell auf sie zugeschnit-
tenen Konzept erreichbar sein (vgl. FUNK, WIEDE-
MANN, REHM 2002; PETRIDOU et al. 2007:38 f.; 
FACTOR, YAIR, MAHALEL, 2010:1421; CHRISTIE 
et al. 2010a:102; FACTOR, MAHALEL, YAIR 2008: 
2006; FACTOR, KAWACHI, WILLIAMS 2011:7), in 
dessen Rahmen minderheitenzentrierte Schuldzu-
schreibungen vermieden werden (vgl. MALHOTRA, 
HUTCHINGS, EDWARDS 2008:336). 

3.3.7 Fahrer verkehrsunsicherer Fahrzeuge 

Verschiedentlich wurde darauf hingewiesen, dass 
in prekären Verhältnissen lebende Personen häufi-
ger alte und/oder verkehrsunsichere Fahrzeuge be-
sitzen (vgl. LAFLAMME et al. 2005; LAFLAMME, 
VAEZ 2007; Club Innovations Transports des 
Collectivités 2002:2; 2008:2; HADDAK et al. 
2010:9 ff.) und somit in besonderem Maße unfall-
gefährdet sind.27 Trifft dies zu, dann können Perso-
nen, die auf diese Fortbewegungsmittel angewie-
sen sind, weil Alternativen (z. B. öffentliche Trans-
portmöglichkeiten) nicht vorhanden sind oder aus 
ökonomischen Gründen nicht infrage kommen, als 
schwer erreichbar betrachtet werden. 

3.4 Zwischenergebnis 

Aus den oben geschilderten Forschungsergebnis-
sen lässt sich erkennen, dass die Gruppen der so-
zial Schwachen und der schwer Erreichbaren nur 
zum Teil deckungsgleich sind. Generell sind Perso-
nen, die in prekären Verhältnissen leben, in einem 
hoch entwickelten Land wie Deutschland nicht 
grundsätzlich, sondern eher ausnahmsweise als 
schwer erreichbar einzuschätzen. Die Bevölkerung 
ist hierzulande in eine Vielzahl von Institutionen, 
wie z. B. Schulen oder Einrichtungen der Daseins-
vorsorge, eingebunden, über die sich – soweit dies 
gewünscht ist – die meisten der im Fokus von Ver-
kehrssicherheitsmaßnahmen stehenden Risiko-

27 Eine Studie von WARD et al (2007a: 43) ergab, dass das Ri-
siko, bei einer Kollision von Kraftfahrzeugen getötet zu wer-
den, für Fahrer neuerer Autos halb so groß wie für Lenker äl-
terer Autos war. Fahrer der kleinsten in die Analyse einbezo-
genen Autos waren viermal so gefährdet wie jene, die über 
die größten Kraftfahrzeuge verfügten. 
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gruppen (insbesondere Kinder und Jugendliche) er-
reichen lassen. Umgekehrt erscheint plausibel, 
dass Personen, die als für Verkehrssicherheits-
maßnahmen „Hard to Reach“ angesehen werden 
müssen, nicht notwendigerweise als sozial 
schwach oder gar bildungsfern anzusehen sind. 
Das wird deutlich, wenn man sich einige, sicherlich 
plakative, Beispiele vor Augen führt: 

•	­ der auf dem Motorrad rasende Yuppie, 

•	­ die chronisch kranke, medikalisierte Pkw-Fah -
rerin, 

•	­ der gut situierte, halb blinde 90-Jährige, der in 
einem Fahrzeug der Oberklasse unterwegs ist, 
weil er kaum noch zu Fuß laufen kann, 

•	­ der Vater, der auf der kurzen Fahrt zur Schule 
keinen Kindersitz benutzt, weil er mit dem Fahr-
zeug anschließend mit Kollegen dienstlich un-
terwegs ist, 

•	­ der alkoholisierte Manager, der sein Auto nach 
Hause fährt, 

•	­ das Mädchen, das wegen seiner Frisur keinen 
Helm benutzt, 

•	­ der Hedonist, der auf einem teuren Rad ohne 
Radhelm im Stadtverkehr unterwegs ist, usw. 

Vor diesem Hintergrund ist nun zu prüfen, mit wel-
cher Strategie die Verkehrssicherheitsarbeit dem 
Problem der „Hard to Reach“ gerecht werden 
kann. 

4 Parallelen und Kooperations ­
möglichkeiten zwischen 
Verkehrssicherheitsarbeit und 
Gesundheitsförderung 

Die Verkehrssicherheitsarbeit verfügt bisher über 
keine konsistente Strategie zur Ansprache schwer 
erreichbarer Zielgruppen. Bei der Suche nach mög-
lichen Vorbildern oder Kooperationspartnern für 
eine Verkehrssicherheitsarbeit für schwer Erreich-
bare/sozial Benachteiligte stößt man schnell auf die 
parallelen Bemühungen im inhaltlichen Kontext der 
Gesundheitsförderung. Nachfolgend werden des-
halb die Voraussetzungen und Potenziale einer 
Adaption der in der Gesundheitsförderung prakti-
zierten Strategie der Ansprache schwer Erreichba-
rer/sozial Benachteiligter durch die Verkehrssicher-
heitsarbeit diskutiert. 

4.1	 Strategien der 
Gesundheitsförderung 

Die Weltgesundheitsorganisation WHO definiert 
Gesundheit als „… ’Zustand des umfassenden kör-
perlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens 
und nicht nur das Fehlen von Krankheit und Behin-
derung’“ (BÄR, BÖHME, REIMANN 2009:14). Mit 
Gesundheitsförderung wird ein nachhaltiger Pro-
zess zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
und Verhaltensweisen bezeichnet. Ansatzpunkt 
sind dabei die Gesundheitsressourcen von Men-
schen und die gesundheitsfördernden Bedingun-
gen auf allen gesellschaftlichen Ebenen. Gesund-
heitsförderung nimmt eine explizit gesundheitser-
haltende und -fördernde (salutogenetische) Per-
spektive ein (vgl. FRANKE 2011). Dabei gilt es, Po-
tenziale zur Verbesserung der gesundheitlichen Si-
tuation zu identifizieren und zu stärken (vgl. KABA-
SCHÖNSTEIN 2011). Gesundheitsförderung wurde 
in der sog. „Ottawa-Charta“ der WHO28 mit dem 
Anspruch der Selbstbestimmung und Partizipation 
der Bürger und dem Schaffen gesunder Lebensbe-
dingungen verknüpft (vgl. BÄR, BÖHME, REI-
MANN 2009:14). Die Autoren verweisen auf den 
Prozesscharakter von Gesundheitsförderung mit 
dem Fokus auf der Stärkung gesundheitlicher 
Ressourcen einerseits und der Senkung von Ge-
sundheitsbelastungen andererseits (vgl. BÄR, 
BÖHME, REIMANN 2009:14).29 

KABA-SCHÖNSTEIN (2011) unterscheidet – in An-
lehnung an andere Autoren wie z. B. HURREL-
MANN (2000a) – explizit Gesundheitsförderung 
von Krankheitsprävention. Gesundheitsförderung 
sieht die Autorin ausgerichtet auf einen „Gesund-
heitsgewinn“, ausgedrückt durch die Verbesserung 
der Bedingungen für Gesundheit. Prävention lässt 
sich dagegen definieren als „… alle Maßnahmen 
und Strategien, um Krankheiten vor dem Eintreten 
von Beschwerden zu vermeiden und um Folgen 
sowie das Wiederauftreten von Krankheiten zu ver-
hindern“ (BÄR, BÖHME, REIMANN 2009:14). Hier 

28 Vgl. http://www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0006/ 
129534/Ottawa_Charter_G.pdf, aufgerufen am 11.11.2011. 

29 Als Beispiel für die Stärkung gesundheitsfördernder Res-
sourcen werden das Selbstbewusstsein, Kompetenzen, 
Handlungswissen, Partizipation, Unterstützung durch soziale 
Netzwerke und Bildung genannt. Als Belastungen, die ge-
senkt werden sollen, werden eine schlechte Ernährung, 
wenig Bewegung, soziale Isolierung und seelische Überlas -
tung aufgezählt (vgl. BÄR, BÖHME, REIMANN 2009:14). 

http://www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0006
http:2009:14).29
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steht  also  das  „…  Zurückdrängen  von  Risikofakto-
ren  für  Krankheiten“  (KABA-SCHÖNSTEIN  2011) 
im  Mittelpunkt. 

Die  folgenden  Erfolgsfaktoren  für  Angebote  der  Ge-
sundheitsförderung  –  am  Beispiel  von  Kindern,  Ju-
gendlichen  und  ihren  Familien  –  lassen  sich  benen-
nen  (vgl.  GOLD  et  al.  2012:21  f.): 

•	­ Kinder,  Jugendliche  und  Familien  sollen  in  allen 
Phasen  beteiligt  werden. 

•	­ Ehrenamtliche  sollen  qualifiziert  werden. 

•	­ Der  Einstieg  soll  mittels  niedrigschwelliger  An-
gebote  im  Stadtteil,  in  Kindertagesstätten  und 
Schulen  erfolgen. 

•	­ Empowerment-Ansätze  stärken  die  Elternkom-
petenz. 

•	­ Ein  Setting-Ansatz,  der  verhaltens- und  verhält-
nispräventive  Angebote  kombiniert,  wirkt  beson-
ders  nachhaltig  (vgl.  Kapitel  4.5). 

•	­ Kommunen  sollen  die  Angebote  unterschiedli-
cher  Ressorts  systematisch  bündeln  und  weiter-
entwickeln  (vgl.  Kapitel  4.6). 

•	­ Zur  Ansprache  von  Menschen  mit  Migrations-
hintergrund  sollen  Multiplikatoren  mit  Migra -
tionshintergrund  eingesetzt  werden. 

Gesundheitsförderung  zielt  nicht  nur  auf  individuel-
le  Verhaltensweisen,  sondern  schließt  auch  die  Ein-
flussnahme  auf  die  gesundheitsrelevanten  Lebens-
bedingungen  (strukturelle  Aspekte)  mit  ein  (vgl. 
KABA-SCHÖNSTEIN  2011).  Die  Autorin  beschreibt 
in  diesem  Kontext  ein  sog.  „Mehrebenenmodell  der 
Gesundheitsförderung“  mit  den folgenden Zielgrup  -
pen  und  Zielen  (vgl.  KABA-SCHÖNSTEIN  2011, 
Abbildung  3): 

•	­ Individuen  (persönliche  Kompetenzen  entwi -
ckeln), 

•	­ Gruppen  (gesundheitsbezogene  Gemein-
schaftsaktionen  unterstützen), 

•	­ Institutionen  (Gesundheitsdienste  neu  orientie-
ren), 

•	­ Gemeinwesen  (gesundheitsförderliche  Lebens-
welten  schaffen)  und 

•	­ Politik  (gesundheitsfördernde  Gesamtpolitik  be-
treiben). 

Bild  10: Präventionsansatz  im  Bereich  der  Gesundheitsförde-
rung 

Idealtypisch  lassen  sich  dabei  analytisch  die  beiden 
Strategien  der  Verhaltens- und  der  Verhältnisprä-
vention  unterscheiden  (vgl.  WALTER,  SCHWARTZ 
2003:191,  WALLER  1995:162  ff.,  169  ff.  sowie  Bild 
10): 

•	­ Die  sog.  „Verhaltensprävention“  umfasst  Inter-
ventionen,  die  auf  das  gesundheitsrelevante 
Verhalten  von  Individuen  abzielen.  BÄR, 
BÖHME,  REIMANN  (2009:15)  enumerieren  die 
Informationsvermittlung,  die  Förderung  von  Le-
bens- und  Sozialkompetenzen,  Beratung,  erzie-
herische  Maßnahmen  oder  die  Frühintervention 
als  verhaltenspräventive  Maßnahmen. 

•	­ Die  sog.  „Verhältnisprävention“  hat  dagegen  die 
gesundheitsschädlichen  Lebens- und  Arbeitsbe-
dingungen  im  Blick  und  umfasst  Interventionen, 
die  auf  die  Veränderung  der  Umwelt,  des  kon-
kreten  Handlungsumfeldes  bzw.  Settings  abzie-
len  (vgl.  BÄR,  BÖHME,  REIMANN  2009:15; 
Sachverständigenrat  2005:102).  Typische  Bei-
spiele  hierfür  sind  die  Schulwegsicherung  oder 
der  Lärmschutz.30 

Für eine   erfolgreiche  Praxis  hat sich   jedoch  die  Ver-
knüpfung  beider  Ansätze  durchgesetzt,  da  ein 
Fokus auf das V   erhalten ohne Berücksichtigung der    
Lebensumstände  defizitär  bleibt  (vgl.  HARTUNG, 
KLUWE,  SAHRAI  2011:613;  BÄR,  BÖHME,  
REIMANN  2009:15).  Dabei  lässt  sich  ein  Kontinuum 
zwischen  Verhaltens- und  Verhältnisprävention  mit 
diversen  Formen  einer  „kontextorientierten“   oder 
„verhältnisgestützten  Verhaltensprävention“  auf-
spannen  (vgl.  Sachverständigenrat  2005:103). 

In  der  Gesundheitspolitik  wird  die  Notwendigkeit  der 
engen  Zusammenarbeit  von  Akteuren  aus  unter-
schiedlichen  Lebens- und  Politikbereichen  für  den 
Erfolg  der  Primärprävention  klar  benannt  (vgl.  Sach-
verständigenrat 2005:24).   Analog  der sog. „sozialla  -
genbezogenen  Gesundheitsförderung“  (GOLD, 
LEHMANN  2012:10)  bietet  sich  im  inhaltlichen  Kon-

30 Im Sachverständigenrat (2005:102) wird sogar die Verkehrs-
sicherheit pauschal als Verhältnisprävention bezeichnet. 

http:L�rmschutz.30
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text  des  Straßenverkehrs  eine  „soziallagenbezoge-
ne  Verkehrssicherheitsarbeit“  in  Kooperation  mit  an-
deren,  parallel  die  Zielgruppe  der  schwer  Erreichba-
ren/sozial  Benachteiligten  an-sprechenden  Akteu-
ren  aus  der  Gesundheitsförderung  an. 

4.2	­ Ansprache  von  sozial  Benach­ 
teiligten  in  der  Gesundheits­ 
förderung 

„Gesundheitsförderung  und  soziale  Benachteili-
gung  stehen  in  einem  engen  konzeptionellen  Zu-
sammenhang“  (KABA-SCHÖNSTEIN,  GOLD 
2011).  Im  vorliegenden  Bericht  wurde  dies  bereits 
bei  der  Beschäftigung  mit  dem  inhaltlichen  Hinter-
grund  und  bei  der  Klärung  der  Begriffe  deutlich  (vgl. 
Kapitel  2).  Bereits  seit  den  1970er  Jahren  werden 
die  Probleme 

•	­ des  Missverhältnisses  zwischen  relevanten  Ge-
sundheitsproblemen  und  der  Problematik  des 
Zugangs  zu  „schwer  erreichbaren  Zielgruppen“, 

•	­ der  Vergrößerung  der  gesundheitlichen  Un-
gleichheit  (vgl.  Kapitel  2.1.2)  und 

•	­ der  Gefahr  der  Stigmatisierung  und  Diskriminie-
rung  sozial  benachteiligter  Zielgruppen 

diskutiert  (vgl.  KABA-SCHÖNSTEIN,  GOLD  2011). 
Auch  in  der  Gesundheitsförderung  für  sozial  Be-
nachteiligte  hat  sich  ein  Mehrebenenansatz  
etabliert,  der  zum  einen  Individuen,  zum  anderen 
Gemeinden  oder  Gemeinschaften  stärken,  dabei 
den  Zugang  zu  wichtigen  Einrichtungen  und  Dien-
sten  verbessern  und  makroökonomische  sowie  kul-
turelle  Veränderungen  anstoßen  will  (vgl.  KABA-
SCHÖNSTEIN,  GOLD  2011). 

Damit  wird  in  der  Gesundheitsförderung  für  sozial 
Benachteiligte  klar  auf  verhältnispräventive  Maß-
nahmen,  insbesondere  mittels  des  Setting-Ansat-
zes,  abgestellt  statt  auf  individuelles  Verhalten 
(vgl.  GOLD,  LEHMANN  2012:10;  KABA-SCHÖN-
STEIN,  GOLD  2011  sowie  Kapitel  4.1).  GEENE, 
ROSENBROCK (2012:48) sind skeptisch hinsicht    -
lich  eines  Präventionserfolges  in  Form  einer  Ver-
haltensänderung,  die  über  das  kognitive  Lernen 
von  Botschaften  erreicht  werden  soll.31 Die  Auto-
ren  präferieren  eindeutig  verhältnispräventive 
Maßnahmen,  die  –  im  soziologischen  Verständnis 
–  über  die  Ausgestaltung  der  Rahmenbedingun-
gen  des  Handelns  bestimmte  Opportunitäten  er-
öffnen  oder  Zwänge  setzen  und  so  entsprechende 

Handlungsmöglichkeiten nahelegen bzw. be-
stimmte andere Handlungsmöglichkeiten er-
schweren (vgl. hierzu BÜSCHGES, ABRAHAM, 
FUNK 1998:225). 

Ein solches Vorgehen hat eine Reihe von Vorteilen: 

•	­ Die Setzung von Rahmenbedingungen, z. B. 
durch Engineering-Maßnahmen mit den Zielen 
der Optimierung der Verkehrsinfrastruktur und 
der Verbesserung der Verkehrssicherheit, pro-
duziert im volkswirtschaftlichen Sinn Verkehrs-
sicherheit als öffentliches/kollektives Gut. Damit 
verbunden sind die Kriterien 

- der Nichtausschließbarkeit (kein Verkehrs-
teilnehmer kann von der Nutzung des Gutes 
ausgeschlossen werden), 

- der Nichtrivalität (die Nutzung durch einen 
Verkehrsteilnehmer schränkt die (gleichzeiti-
ge) Nutzung durch weitere Verkehrsteilneh-
mer nicht ein) und 

- der positiven externen Effekte für alle Bevöl-
kerungsgruppen (nicht nur sozial Schwa-
che/schwer Erreichbare profitieren von der 
Maßnahme, sondern alle Verkehrsteilneh-
mer). 

- GEENE, ROSENBROCK (2012:46 f.) sehen 
so auch die Gefahr einer Diskriminierung oder 
Stigmatisierung der Zielgruppe vermieden. 

Seit dem Jahr 2001 gibt es in Deutschland einen 
Kooperationsverbund zur Gesundheitsförderung 
bei sozial Benachteiligten (vgl. Kapitel 4.6). Für die 
konkrete Arbeitspraxis vor Ort hat dieser Verbund 
zwölf Kriterien guter Praxis zusammengestellt (vgl. 
LEHMANN et al. 2007).32 

31 Hiermit wird ein breites Feld von Einflussnahmen angespro-
chen, das von der Vermittlung von Informationen/Wissen bis 
zur persuasiven Kommunikation reicht und stets versucht,
über die Änderung von Einstellungen zu einer Verhaltensän-
derung zu gelangen. 

32 Diese Kriterien sind: Konzeption, Selbstverständnis mit kla-
rem Gesundheitsbezug; deutlicher Zielgruppenbezug; Inno-
vation und Nachhaltigkeit, Nutzung des Multiplikatorenkon-
zeptes; niedrigschwellige Arbeitsweise; Partizipation der 
Zielgruppe; Befähigung der Zielgruppe (Empowerment); Nut-
zung des Setting-Ansatzes; Nutzung eines integrierten 
Handlungskonzeptes bzw. Vernetzung mit Partnern außer-
halb des Gesundheitsbereichs; Qualitätsmanagement und 
-entwicklung; Dokumentation und Evaluation der Konzepte 
und Instrumente; Beachtung des Kosten-Nutzen-Verhältnis-
ses (vgl. LEHMANN et al. 2007 sowie KABA-SCHÖNSTEIN, 
GOLD 2011). 

http:2007).32
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   Bild 11: Verbundstrategie zur Unfallprävention 

   
      

     
       

      
       

  
        

     
         
   

     
  

Bild 12: Verknüpfung der Präventionskonzepte aus Verkehrs-
sicherheitsarbeit und Gesundheitsförderung 
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4.3	­ Kooperation  Verkehrssicherheits­ 
arbeit  und  Gesundheitsförderung 

Nach  wie  vor  verfolgt  die  Verkehrssicherheitsarbeit 
vor  allem  vier  Strategien  zur  Unfallprävention  (vgl. 
Bild  11): 

•	­ die  Education  im  Sinne  der  Information,  Aufklä-
rung  und  Ausbildung  der  Verkehrsteilnehmer 
(vgl.  BÖCHER  1995), 

•	­ das  Engineering  (vgl.  MEEWES,  MAIER  1995) 
als  Ausgestaltung  von  Verkehrsinfrastruktur  und 
Verkehrsmitteln, 

•	­ das  Enforcement  (vgl.  HILSE  1995)  sowohl  im 
Sinne  der  Ausgestaltung  verhaltensleitender 
Normen  (Ge- und  Verbote)  als  auch  als  deren 
Überwachung  und 

•	­ das  Encouragement  (oder  die  Economy)  als  das 
Setzen  von  Anreizsystemen  zur  Lenkung  von 
Entscheidungen  und  Handlungen  mittels  des 
Kosten-Nutzen-Kalküls  der  Verkehrsteilnehmer 
(vgl.  SCHLAG,  RICHTER  2005:187). 

Die  Verkehrssicherheitsarbeit  zielt  in  erster  Linie 
auf  die  Verhinderung  von  Unfällen  im  Straßenver-
kehr.  Damit  betreibt  sie  Primärprävention  im  Sinne 
der  Senkung  der  Unfallinzidenz  (vgl.  Sachverstän-
digenrat  2005:99).33 Zwischen  den  beiden  Konzep-
ten  der  Verkehrssicherheit  und  der  Gesundheit 
lässt  sich  inhaltlich  unschwer  eine  große  Schnitt-
menge  feststellen. 

33 Weitere Präventionsstrategien (vgl. Sachverständigenrat 
2005:99) betreffen Interventionen im möglichst frühen Krank-
heitsstadium (Sekundärprävention, z. B. bei Verkehrsteilneh-
mern mit Alkoholproblemen) sowie die Prävention zur Ver-
meidung der Verschlimmerung von Krankheits- oder Unfall-
folgen (Tertiärprävention oder Rehabilitation, z. B. bei „punk-
tebelasteten“ Verkehrsteilnehmern). 

34 Z. B. wenn die Einrichtung einer Tempo-30-Zone sowohl den 
einzelnen Verkehrsteilnehmer zum langsameren Fahren ver-
pflichtet als auch zu weniger Lärm, Abgasen und einem ver-
ringerten Unfallrisiko führt. 

Im englischsprachigen Ausland wird die Verkehrssi-
cherheitsarbeit seit langem als Teil des Public 
Health aufgefasst (vgl. PEDEN et al. 2004; RA-
CIOPPI et al. 2004; APHA o. J. oder bereits NHTSA 
1993). Dies macht Verkehrssicherheitsarbeit an-
schlussfähig zum breiten Feld der Gesundheitsför-
derung. 

Bei der Ansprache sozial schwacher bzw. schwer 
erreichbarer Zielgruppen deutet sich eine weitere 
Parallele im Bestreben auf Chancenausgleich an 
und bei der Nutzbarmachung des Setting-Ansatzes 
im Stadtteil ergibt sich ein paralleler Bezug auf die 
lokale Identifikation und die Verbesserung des 
Wohlbefindens im unmittelbaren Nahraum (vgl. 
GEENE, ROSENBROCK 2012:62). Akteure im 
Feld der Gesundheitsförderung bieten sich deshalb 
geradezu in prototypischer Weise als Koopera-
tionspartner für die Verkehrssicherheitsarbeit mit 
schwer erreichbaren Zielgruppen an. 

4.4	­ Verkehrssicherheitsarbeit als 
Verknüpfung von Verhaltens­ und 
Verhältnisprävention 

Der Präventionsansatz im Bereich der Gesund-
heitsförderung (vgl. Bild 10), und die Verbundstra-
tegie zur Verkehrsunfallprävention (vgl. Bild 11) las-
sen sich problemlos aufeinander beziehen (vgl. 
Bild 12). 

Das Setzen von Anreizsystemen (Encouragement) 
und die Vermittlung von Information usw. (Educati-
on) zielen direkt auf das individuelle Verhalten der 
Zielpersonen. Die Ausgestaltung der Verkehrsinfra-
struktur (Engineering) zielt auf die strukturellen Ver-
hältnisse und das Enforcement kann sowohl das in-
dividuelle Verhalten als auch die übergeordnete 
Struktur beeinflussen.34 

http:beeinflussen.34
http:2005:99).33
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Letztlich wollen Verkehrserziehung und -aufklärung 
das Verhalten von Verkehrsteilnehmern in Richtung 
einer stärkeren Sicherheitsaffinität beeinflussen 
(Verhaltensprävention). Bei der Konzeption ent-
sprechender Maßnahmen kann auf die verhältnis-
präventiven Erfahrungen der Gesundheitsförde-
rung zurückgegriffen werden: 

„Die Effektivität zielgruppen- und kontextun-
abhängiger sowie auf Risikoinformation fo-
kussierender Interventionen ist in der Regel 
jedoch gering. Als richtungsweisend (sic!) er-
scheint eine kontextorientierte, auf Zielgrup-
pen und Lebenslagen zugeschnittene Pri-
märprävention. Sie lässt sich am besten im 
Rahmen des ‚Setting’-Ansatzes (‚Prävention 
in Lebenswelten’) umsetzen“ (Sachverstän-
digenrat 2005:24). 

Auch die Verkehrspsychologie sieht die Fruchtbar-
keit verhältnispräventiver Interventionen: „Verhal-
tensprävention muss der Verhältnisprävention Prio-
rität einräumen“ (HUGUENIN 2007:67). So verwei-
sen SCHLAG, RICHTER (2010:7) und HUGUENIN 
(2007, 2005) auf eine zukünftig verstärkte Bedeu-
tung der Verhältnisprävention bzw. eines dezidiert 
sozialen Präventions- und Interventionsvorgehens 
in der Verkehrssicherheitsarbeit. 

4.5	­ Setting­Ansatz/Sozialräumlicher 
Ansatz/Lebenswelt­Ansatz 

Interventionen zur Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen des täglichen Lebens werden vor allem 
im Setting-Ansatz gesehen (vgl. Sachverständigen-
rat 2005:103). 

„Ein Setting ist ein durch formale Organisa-
tion, regionale Situation und/oder gleiche Le-
benslage und/oder gemeinsame Werte bzw. 
Präferenzen definierter und den beteiligten 
Personen subjektiv bewusster sowie dauer-
hafter Sozialzusammenhang“ (Sachverstän-
digenrat 2005:103). 

Seit längerem haben sich in der Gesundheitsförde-
rung lebensweltorientierte Ansätze durchgesetzt35, 
wobei sich der Setting-Ansatz besonders bewährt 
hat (vgl. GOLD, LEHMANN 2012:11 sowie HUR-
RELMANN 2000b:59; LAASER, HURRELMANN 
1998) und mittlerweile sogar als „Kernstrategie“ 
(KABA-SCHÖNSTEIN 2011) oder „… ’Standard’ 
der Gesundheitsförderung und Primärprävention“ 

(GEENE, ROSENBROCK 2012:71) bezeichnet 
wird. Diese „Schlüsselstrategie der Gesundheits-
förderung“ (GROSSMANN, SCALA 1999:100) ist 
auch zentral für die Weiterentwicklung der Kinder-
unfallprävention in Deutschland (vgl. Bundesar-
beitsgemeinschaft mehr Sicherheit für Kinder 
2007). Sie ist nicht auf Individuen und ihr Verhalten 
ausgerichtet, sondern will die Rahmenbedingun-
gen der Lebenssituation von Menschen durch In-
terventionen positiv beeinflussen. Hinter dieser 
Strategie steht die Prämisse, „... daß in der örtli-
chen Umgebung eines Menschen seine wesent-
lichen Belastungs-, aber auch die wichtigsten Un-
terstützungsfaktoren zu finden sind“ (TROJAN 
1999:23). 

GEENE, ROSENBROCK arbeiten die hohen An-
sprüche in der konzeptionellen Ausgestaltung des 
Setting-Ansatzes heraus,36 indem sie ihn als 
„systemisch ansetzende Organisationsentwicklung“ 
(2012:49) auffassen und ihn von einer rein funktio-
nalen Nutzung des Settings37 ebenso abgrenzen 
wie von seiner Instrumentalisierung als bloßer so-
zialer Zusammenhang38 (vgl. GEENE, ROSEN-
BROCK 2012:50). Charakteristisch für den Setting-
Ansatz sei vielmehr „… der Lernprozess der Betei-
ligten hin zu mehr Wohlbefinden und Lebenszufrie-
denheit“ (GEENE, ROSENBROCK 2012:50). Damit 
lässt sich der Setting-Ansatz zusammenfassend 
durch drei Aspekte charakterisieren (vgl. GEENE, 
ROSENBROCK 2012:50; BÄR, BÖHME, REI-
MANN 2009:16 sowie Bild 13): 

•	­ Auf der individuellen Ebene sollen die Kompe-
tenzen und Ressourcen der im Setting lebenden 
Menschen gestärkt werden. Sie werden dazu 
angehalten, sich aktiv mit ihren Problemen und 
Belastungen auseinanderzusetzen und Lö-
sungsansätze bzw. Bewältigungsstrategien zu 
formulieren und umzusetzen. 

35 Zu einer Differenzierung dieser lebenswelt-orientierten An-
sätze in den sog. Community-Ansatz (Gemeinwesenarbeit), 
den Sozialraum- und den Setting-Ansatz vgl. VIENKEN 
(2010:22 ff). 

36 „Es ist … zu berücksichtigen, dass eine Settingintervention 
eine hochkomplexe Maßnahme ist, die erheblicher Zeit- und 
Materialressourcen, einer qualifizierten Projektbegleitung 
und gut ausgewählter Steuerungsimpulse bedarf“ (GEENE, 
ROSENBROCK 2012:70). 

37 Z. B. als Ort, an dem eine bestimmte Zielgruppe gut mit In-
formationsmaterial erreichbar ist. 

38 Z. B. nur zur Ansprache bestimmter Milieugruppen. 
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Präventionsansätze (Quelle: KILIAN, BRANDES, 
KÖSTER (2008: 20)) 

56 

•	­ Auf  der  strukturellen  Ebene  sollen  die  Lebens-
und  Arbeitsbedingungen  in  Richtung  einer  Ver-
besserung  der  Lebenslage  (z.  B.  hinsichtlich  der 
gesundheitlichen  Situation)  entwickelt  werden. 

•	­ In  diesen  Prozess  sollen  alle  sog.  „Stakeholder“, 
also  nicht  nur  die  agierenden  Fachkräfte,  son-
dern  auch  die  Zielgruppen  in  deren  Lebenswelt 
aktiv  in  Entscheidungs- und  Entwicklungspro-
zesse  eingebunden  werden  (Partizipation;  vgl. 
hierzu  z.  B.  KILIAN,  WRIGHT  2012). 

Die  enge  Zusammenarbeit  mit  den  Zielgruppenan-
gehörigen  erwies  sich  z.  B.  in  der  britischen 
Neighbourhood  Road  Safety  Initiative  als  zentrales 
Erfolgskriterium  (vgl.  HAYES  et  al.  2008:7,  19). 
HAYES  et  al.  (2008:19)  unterscheiden  drei  Aspekte 
bei  der  Einbeziehung  der  Zielgruppe  (im  Setting 
„Gemeinde“): 

•	­ die  Zielgruppe  explizit  nach  ihren  Verkehrssi-
cherheitsproblemen  fragen  und  die  Antworten 
darauf  ernst  nehmen; 

•	­ Reaktionen  und  Vorschläge  der  Zielgruppe  auf 
vorgeschlagene  Interventionen  aufgreifen; 

•	­ die  Zielgruppe  aktiv  in  die  Entwicklung  und 
Durchführung  von  Programmen  einbinden, 
indem  man  die  individuellen  Fertigkeiten  und 
das  Wissen  über  die  eigene  Gemeinde  aufgreift. 

Der  Setting-Ansatz  zeichnet  sich,  über  die  Partizi-
pation  der  Zielgruppen  im  Setting  hinaus,  auch 
durch  den  Anspruch  aus,  die  Kompetenzen  der  be-
teiligten  Personen  zu  stärken  (Empowerment;  vgl. 
hierzu  z.  B.  ARMBRUSTER  2012)  und  Strukturen 
aufzubauen,  die  von  den  Zielgruppen  im  Setting 
selbst  aufrechterhalten  und  weiter  entwickelt  wer-
den  können  (Nachhaltigkeit)  (vgl.  GEENE,  ROSEN-
BROCK  2012:51). 

Neben  dem  Bezug  auf  konkrete  Lebenswelten 
(Settings)  kennzeichnen  nach  VIENKEN  (2010: 
23  ff.)  die  lebenswelt-orientierten  Ansätze  zur  Ge-
sundheitsförderung  auch 

•	­ der  Zuschnitt  auf  bestimmte  Lebensstufen  (z.  B. 
Kindheit,  Jugend,  Lebensabschnitte  Erwachse-
ner)39, 

•	­ der  Fokus  auf  die  unmittelbaren  Lebenszusam-
menhänge  spezifischer  Zielgruppen,  z.  B.  sozial 
Schwacher,  Migranten  usw., 

•	­ die  Verknüpfung  von  verhaltensorientiertem  In-
dividualansatz  und  verhältnisorientiertem  Struk-
turansatz  (Ganzheitlichkeit;  vgl.  Kapitel  4.4), 

•	­ die  „…  Vermehrung  gesundheitsrelevanter  Res-
sourcen  (z.  B.  Kompetenzen,  soziale  Netzwer-
ke)“  (Sachverständigenrat  2005:24), 

•	­ die  Beteiligung  und  Mitarbeit  aller  Stakeholder 
(Partizipation;  vgl.  Bild  13), 

•	­ ein  Projektmanagement,  das  prozessorientert 
Gesundheitsförderung  als  Lernzyklus  versteht, 
und 

•	­ die  Berücksichtigung  der  Chancengleichheit 
zwischen  den  Geschlechtern  (Gender-Main-
streaming)  (vgl.  hierzu  auch  ALTGELD  2012). 

Über  Settings  wie  Kindertagesstätten,  Schulen, 
Sportvereine,  Freizeiteinrichtungen  oder  Einrich-
tungen  der  Familienbildung  sind  gerade  sozial  be-
nachteiligte  Eltern,  Kinder  und  Jugendliche  gut  er-
reichbar.40 Indem  in  der  Gesundheitsförderung  
z.  B.  gezielt  Stadtteile  mit  hohem  Anteil  sozial  Be-
nachteiligter  für  Interventionen  ausgesucht  wer-
den,41 trägt  der  Setting-Ansatz  auch  zur  Verringe-
rung  der  gesundheitlichen  Ungleichheit  bei  (vgl. 
Sachverständigenrat  2005:24).  Nicht  der  Einzelne 
und  sein  individuelles  Gesundheits-/Risikoverhal-
ten  stehen  beim  Setting-Ansatz  im  Mittelpunkt, 
sondern  das  gesamte,  als  Setting  abgegrenzte  
System  und  seine  Netze  (Sozialräume,  Zielgrup-

39 Vgl. GEENE, ROSENBROCK (2012). 
40 Vgl. zum Setting „Kindertagesstätte“ HARTUNG, KLUWE, 

SAHRAI (2011:608), GEENE, ROSENBROCK (2012:56 ff.); 
zum Setting „Schule“ GEENE, ROSENBROCK (2012:51 ff.); 
zum Setting „Familienhilfe“ HARTUNG, KLUWE, SAHRAI 
(2011:610); zum Setting „Elternbildung“ VIENKEN (2010: 
40); zum Setting „Familie“ GEENE, ROSENBROCK (2012: 
63 ff.). 

41 Vgl. hierzu das Programm „Soziale Stadt“ in Kapitel 4.6. 

http:reichbar.40
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pen, potenzielle Akteure, Zugangswege, Ressour-
cen, vgl. VIENKEN 2010:23 ff.). Durch seinen brei-
ten und niederschwelligen Zugang zur Bevölke-
rung vermeidet dieser Ansatz die Stigmatisierung 
der Zielgruppe und weist eine hohe Treffsicherheit 
auf (vgl. GEENE, ROSENBROCK 2012 46; 
HARTUNG, KLUWE, SAHRAI 2011:600). Settings 
der tertiären Sozialisation, wie Kindertagesstätte 
oder Schule, ermöglichen darüber hinaus integrier-
te Strategien der abgestimmten Ansprache von 
Kindern und ihren Eltern (vgl. GEENE, ROSEN-
BROCK 2012: 71). 

Besonders in der Gesundheitsförderung rückt 
dabei das unmittelbare Lebensumfeld der Men-
schen in den Mittelpunkt. Neben Settings wie Kin-
dergarten, Schule, Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
gerät damit das Wohnumfeld, das Quartier, der 
Stadtteil ins Blickfeld der Gesundheitsförderung. 
In den Lebenswelten, in denen sich die Menschen 
am häufigsten aufhalten, sollen gesundheitsför-
dernde Rahmenbedingungen unter aktiver Beteili-
gung der Zielgruppen des präventiven Handelns 
geschaffen werden (vgl. BÄR, BÖHME, REIMANN 
2009:15). 

Dazu bietet sich nicht nur die Kombination von ver-
haltens- und verhältnispräventiven Maßnahmen an, 
sondern auch sozial benachteiligte Bevölkerungs-
gruppen geraten in den Blick (vgl. BÄR, BÖHME, 
REIMANN 2009:15): 

4.6	­ Die Kommune/der Stadtteil als 
Setting für die Unfallprävention 

Kommunen obliegt – neben vielen weiteren Aufga-
ben – auch jene der Förderung von Gesundheit 
(vgl. BÖHME, STENDER 2011). Dies geschieht 
nicht nur explizit, durch das Wirken der kommuna-
len Gesundheitsämter, sondern häufig auch impli-
zit in Stadtentwicklungs- oder Verkehrsplanungs-
projekten, die Auswirkungen auf die Gesundheit 
der Anwohner haben (vgl. BÖHME, STENDER 
2011). Damit sind Kommunen „… zentrale Akteure 
der Gesundheitsförderung“ (BÖHME, STENDER 
2011). 

In jüngerer Zeit treten die Relevanz der Kommune, 
als unmittelbarer Lebenszusammenhang der Be-
völkerung, und konkret das Setting „Stadtteil“ oder 
„Quartier“ verstärkt in den Mittelpunkt der Gesund-
heitsförderung (vgl. BÄR, BÖHME, REIMANN 
2009:16 f.). Die Bundesarbeitsgemeinschaft mehr 

Sicherheit  für  Kinder  (2007:33)  schlägt  konkret  die 
Ansprache  sozial  benachteiligter  Familien  oder  Fa-
milien  mit  Migrationshintergrund  in  der  Kinderunfall-
prävention  in  diesem  Setting  vor. 

Die  Wohn-/Lebensqualität  im  Stadtteil,  der  Wohn-
gegend  oder  Gemeinde  wird  als  wesentliche  Ge-
sundheitsdeterminante  ebenso erkannt   wie  als  all-
tagstaugliches  Setting  zur  Sensibilisierung,  Akti-
vierung  und  Einbindung  der  Bewohner  in  die  Aus-
gestaltung  einer  gesundheitsgerechten  Lebens-
welt.  Auch  im  Setting  „Stadtteil“  sollen  die  Bewoh-
ner  im  Zuge  eines  Quartiermanagements  aktiviert 
und  befähigt  werden,  die  Strukturen  in  der  unmit-
telbaren  Wohnumgebung  zu  beeinflussen  (vgl. 
GEENE,  ROSENBROCK  2012:60  f.).  Institutionen 
wie  Kindertagesstätten,  Schulen,  Sportvereine 
oder  Betriebe  können  als  Sub-Settings  des  
Settings  „Stadtteil“  aufgefasst  werden  (vgl. 
BÖHME,  STENDER  2011). 

Vor  dem  Hintergrund  der  Ausführungen  zu  einem 
ganzheitlichen  Ansatz  (vgl.  Kapitel  4.2),  der  vorge-
schlagenen  Kooperation  von  Aktiven  der  Ver-
kehrssicherheitsarbeit  mit  Akteuren  der  Gesund-
heitsförderung  (vgl.  Kapitel  4.3),  der  Interpretation 
entsprechender  Primärpräventionsmaßnahmen 
als  Verknüpfung  von  Verhaltens- und  Verhältnis-
prävention  (vgl.  Kapitel  4.4)  und  der  Vorstellung 
des  Setting-Ansatzes  als  Rahmen  entsprechender 
Bemühungen  (vgl.  Kapitel  4.5)  erscheint  es  nicht 
verwunderlich,  dass  die  meisten  der  gesichteten 
Literaturquellen  im  Hinblick  auf  den  Personen-
kreis  sozial  Schwacher/schwer  Erreichbarer 
grundsätzlich  lebensweltorientierte  Ansätze  auf 
der  Gemeinde-/  Quartiersebene  empfehlen  (vgl. 
Tabelle  13),  mit 

•	­ der  Einbindung  präventiver  Verkehrssicherheits-
maßnahmen  in  Programme  zur  Verbesserung 
der  Lebenslage  und  Gesundheit  sozial  Schwa-
cher, 

•	­ der  Kooperation  von  Gesundheitsexperten, 
Stadtplanern,  Verkehrssicherheitsfachleuten, 
Polizei,  Schulen,  Verwaltung  usw., 

•	­ der  Einbindung  der  betroffenen  Zielgruppen  
und 

•	­ der  Verschränkung  von  Education,  Engineering 
und  Enforcement  in  diesem  Setting-Ansatz. 

Die  Nutzung  des  Setting-Ansatzes  in  Kommunen 
birgt  besonders  für  die  Verkehrsunfallprävention 
noch  große  ungenutzte  Potenziale  (vgl.  Bundes- 
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arbeitsgemeinschaft mehr Sicherheit für Kinder 
2007: 31 ff.). Im internationalen Kontext wird die 
lokale Zusammenarbeit vieler Akteure zur Verbes-
serung der Verkehrssicherheit („Local Community-
Based Collaboration“) seit längerem propagiert 
(vgl. MOHAN et al. 2006:93). Für den Anschluss 
von Maßnahmen der Verkehrssicherheitsarbeit an 
gesundheitsfördernde Maßnahmen im engeren 
Sinn ist – analog der WHO – ein Verständnis als 
„integriertes Handeln“ sinnvoll, das die Koopera-
tion von Akteuren aus dem Gesundheitssektor mit 
solchen aus anderen inhaltlichen Problemkontex-
ten vorsieht, „… um gemeinsam gesundheitliche 
Wirkungen zu erzielen, die effektiver, effizienter 
oder nachhaltiger sind, als es ein Partner alleine 
hätte erreichen können“ (BÄR, BÖHME, REI-
MANN 2009:36). In einem breiten Verständ-
nis eines integrierten Handlungskonzeptes lässt 
sich so das Handlungsfeld Gesundheit z. B. mit 
dem Handlungsfeld Verkehr verbinden und 
Verkehrssicherheitsarbeit im Setting Stadtteil/ 
Quartier im Rahmen entsprechender Programme 
der stadtteilorientierten Gesundheitsförderung ein-
binden. 

Ad hoc bieten sich vor allem drei Programme bzw. 
Maßnahmenansätze an, die Akteure der Verkehrs-
sicherheitsarbeit hinsichtlich einer Vernetzung oder 
Kooperation mit anderen Aktiven zur Ansprache der 
Zielgruppe der schwer Erreichbaren nutzen könn-
ten: 

•	­ International Safe Community Network 

Dieses internationale Netzwerk basiert auf 
einem Manifest, das auf der „First World 
Conference on Accident and Injury Prevention“ 
im Jahr 1989 in Stockholm verabschiedet 
wurde und ist dem Ziel der World Health Orga-
nisation (WHO) verpflichtet, dass alle Menschen 
das gleiche Recht auf Gesundheit und Sicher-
heit haben (vgl. WELANDER, SVANSTRÖM, 
EKMAN 2004). Netzwerkmitglieder sind sog. 
„Communities“. Im Verständnis dieses Konzepts 
sind das geografiisch abgeschlossene Gebiete 
(ein Stadtteil, eine Gemeinde oder eine Region), 
Gruppen mit gemeinsamen Interessen, profes-
sionelle Vereinigungen oder Einzelpersonen, die 
an einem bestimmten Ort einschlägige Dienst-
leistungen zur Verfügung stellen.42 

Am Stichtag 7. Februar 2012 dürfen sich 269 
Gemeinwesen weltweit als „International Safe 
Community” im Sinne des WHO-Konzepts be-

zeichnen.43 Hierzu  müssen  sie  sieben  Indikato-
ren  erfüllen:44 

–	­ Es  gibt  eine  Infrastruktur  die  auf  Partner-
schaft  und  Zusammenarbeit  baut  und  von 
einem  sektorenübergreifenden  Leitungsgre-
mium  verwaltet  wird,  das  für  die  Förderung 
der  Sicherheit  im  Gemeinwesen  verantwort-
lich  ist. 

–	­ Es  gibt  längerfristige,  nachhaltige,  ge-
schlechts- und  altersübergreifende,  die  Le-
bensverhältnisse  und  die  spezifische  Situa- 
tion  des  Gemeinwesens  beachtende  Pro-
gramme. 

–	­ Es  gibt  Programme,  die  sich  an  Hochrisi- 
kogruppen  bzw.  prekären  Lebensverhältnis-
sen  ausrichten,  und  solche,  die  Sicherheit  für 
besonders  gefährdete  Gruppen  fördern. 

–	­ Die  Programme  sind  evidenzbasiert. 

–	­ Sie  dokumentieren  die  Häufigkeit  und  Grün-
de  von  Verletzungen. 

–	­ Es  gibt  Evaluationen  der  Programme,  ihrer 
Prozesse  und  Ergebnisse. 

–	­ Das  Gemeinwesen  nimmt  am  nationalen 
und  internationalen  Netzwerk  der  „Safe 
Communities“  teil. 

Zur  Aufnahme  in  das  Netzwerk  müssen  sich  die 
interessierten  Körperschaften  bewerben  und 
dabei  die  genannten  Indikatoren  erfüllen.  Nach 
der  Verleihung  des  Titels  „International  Safe 
Community“  und  fünfjähriger  Mitgliedschaft 
muss  die  Bewerbung  wiederholt  und  die  Mit-
gliedschaft  erneuert  werden. 

Die  konkrete  Umsetzung  von  Programmen  zur 
Verbesserung  der  Sicherheit  der  Einwohner 
der  „Safe  Community“  ist  naturgemäß  sehr  viel-
fältig.  Entsprechend  unterschiedlich  sind  Eva-
luationen  zum  Erfolg  dieses  Präventionsansat-
zes.  Eine  Meta-Evaluation  kommt  zu  dem  Er-
gebnis,  dass  „…  the  overall  results  varied  

42 Vgl. http://www.phs.ki.se/csp/who_introduction_en.htm, auf-
gerufen am 07.02.2012. 

43 Vgl. http://www.phs.ki.se/csp/index_en.htm, aufgerufen am 
07.02.2012. Vgl. auch die deutschen Teilnehmer im „Gesun 
de-Städte-Netzwerk“ (http://www.gesunde-staedte-netzwerk. 
de, aufgerufen am 28.03.2012). 

44 Vgl. http://www.phs.ki.se/csp/who_safe_communities_indi 
cators_en.htm, aufgerufen am 07.02.2012. 

http://www.phs.ki.se/csp/who^safe^communities^indi
http://www.gesunde-staedte-netzwerk
http://www.phs.ki.se/csp/index^en.htm
http://www.phs.ki.se/csp/who^introduction^en.htm
http:zeichnen.43
http:stellen.42
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substantially and overall do not provide a clear 
answer to the question of whether the adoption 
of the Safe Communities model leads to a 
significant reduction in injury“ (SPINKS et al. 
2009:2). Dagegen weist eine neue Evaluation 
zum Sicherungsverhalten von Kindern in Pkw 
signifikant höhere Raten an verwendeten Kin-
dersitzen und Sicherheitsgurten für Pkw-Fahrer 
in Safe Communities aus (vgl. ISTRE et al. 
2011). 

•	­ Gesundheitsförderung bei sozial Benach-
teiligten 

Initiiert im Jahr 2001 von der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung arbeiten in die-
sem Kooperationsverbund rund 50 Partneror-
ganisationen mit dem Ziel, die gesundheitliche 
Chancengleichheit zu fördern und die Gesund-
heit von Menschen in schwierigen sozialen Le-
benslagen zu stärken. Für den Zugang zu den 
Zielgruppen der sozial benachteiligten Kinder 
und Jugendlichen, Arbeitslosen und Älteren hat 
sich der lebensweltbezogene Ansatz (Setting-
Ansatz) bewährt (vgl. LEHMANN 2009). Seit 
2007 besteht eine Kooperation zwischen dem 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) und dem Bundesmini-
sterium für Gesundheit (BMG), die zu einer ver-
stärkten Integration des Themas „Gesundheits-
förderung für sozial Benachteiligte“ in das Pro-
gramm „Soziale Stadt“ führte (vgl. LÖHR 
2004:4). Die Gesundheitsförderung ist heute 
ein zentrales Handlungsfeld dieses Programms 
(vgl. Bundestransferstelle soziale Stadt 
2008:55 ff.). 

•	­ Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit beson-
derem Entwicklungsbedarf – die Soziale Stadt“ 

Dieses seit 1999 laufende Programm ist in sei-
nem Kern „… ein Investitionsprogramm der 
Städtebauförderung“ (Bundestransferstelle so-
ziale Stadt 2008:11), das mit seinen Maßnah-
men und Projekten abzielt auf die Verbesserung 
der Wohnverhältnisse, der Beschäftigung auf lo-
kaler Ebene, der sozialen Infrastruktur, der Aus-
und Fortbildungsmöglichkeiten, der Integration 
von Migranten, des ÖPNV, des Wohnumfeldes 
usw. (vgl. Bundestransferstelle soziale Stadt 
2008:12). 

Seit 2006 werden in diesem Rahmen auch 
nicht-bauliche Projekte und Maßnahmen geför-
dert. Hierzu wurden die Partnerprogramme 

„Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ 
(BIWAQ) und „Lokales Kapital für soziale 
Zwecke“ (LOS) aufgelegt. Damit eröffnete sich 
eine „… große Spannbreite an Handlungsfel-
dern im städtebaulichen, sozialen, wirtschaft-
lichen, kulturellen und ökologischen Bereich“ 
(Bundestransferstelle soziale Stadt 2008:15). 
Ressourcenbündelung, Aktivierung und Beteili-
gung der Bewohner, ein Quartiersmanage-
ment, der ausdrückliche Gebietsbezug sowie 
ein prozessbegleitendes Monitoring und Eva-
luationen werden als die strategischen Hand-
lungsansätze des Programms „Soziale Stadt“ 
hervorgehoben (vgl. Bundestransferstelle so-
ziale Stadt 2008:21 ff.). 

Das Programm „Soziale Stadt“ konzentriert sich 
also nicht nur auf die städtebauliche Sanierung, 
sondern zielt auch auf die Problemlagen der 
Bewohner von benachteiligten Quartieren 
sowie ihre Potenziale. Neben der städtebauli-
chen Erneuerung stehen die Handlungsfelder 
„Schule und Bildung“, „Integration von Zuwan-
derern“, „Gesundheitsförderung“ und „Lokale 
Ökonomie“ im Mittelpunkt (vgl. Bundestransfer-
stelle soziale Stadt 2008:30 ff.). In dieser brei-
ten Aufstellung soll in Stadtteilen mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf eine nachhaltige Ent-
wicklung zum Besseren angestoßen werden, 

45 (vgl. LÖHR 2004 2).

Hervorzuheben sind der explizit alle problemre-
levanten Politikbereiche integrierende Ansatz 
dieses Programms, die anvisierte Ressourcen-
bündelung und gewünschte Kooperation der 
Stakeholder. In Anlehnung an den Ansatz der 
sog. „Ottawa-Charta“ zur Gesundheitsförderung 
soll Benachteiligungen durch die Schaffung 
förderlicher Lebenswelten und die Unterstüt-
zung entsprechender individueller Kompeten-
zen (Empowerment) begegnet werden (vgl. 
LÖHR 2004:2). Hierzu wird ein sog. Quartierma-
nagement betrieben, das – durch die Koordina-
tion des entsprechenden Verwaltungshandelns, 
die Befähigung der betroffenen Bewohner und 
die Beförderung des Austauschs zwischen die-
sen beiden Akteursgruppen – die Bewohner der 
benachteiligten Stadtteile stärker in deren Ent-
wicklung(splanung) einbeziehen und unterstüt-
zen soll (vgl. LÖHR 2004:3 f.). 

45 Vgl. zum Programmhintergrund http://www.sozialestadt.de/ 
programm/hintergrund, aufgerufen am 09.11.2011. 

http:http://www.sozialestadt.de
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In  der  dritten  Befragung  der  Projekte/Maßnah-
men  im  Programm  „Soziale  Stadt“  im  Jahr  2005 
wurde  immerhin  in  40  %  der  aktuell  durchge-
führten  und  34  %  der  realisierten  Maßnah-
men/Projekte  das  Handlungsfeld  „Verkehr“  ge-
nannt,  das  damit  den  zwölften  Rang  (von  20 
Handlungsfeldern)  einnahm  (vgl.  Bundestrans-
ferstelle  soziale  Stadt  2008:32).46  Aus  den  13 
aktuellen  inhaltlichen  Handlungsfeldern  des 
Programms47 bieten  sich  „Umwelt  und  Verkehr“ 
und  „Gesundheitsförderung“  als  Anknüpfungs-
punkte  für  die  Verkehrssicherheitsarbeit  an. 

5	­ Handlungsempfehlungen  für 
eine  Verkehrssicherheitsarbeit 
für  sozial  benachteiligte/ 
schwer  erreichbare  Ziel­
gruppen 

5.1	­ Kooperation  mit  anderen 
Programmen  oder  Maßnahmen  in 
einem  Setting­Ansatz 

Bei  der  Sichtung  der  Fachliteratur  zur  Ansprache 
sozial benachteiligter/schwer erreichbarer Zielgrup   -
pen  in  der  Verkehrssicherheitsarbeit  wurde  deut-
lich,  dass 

•	­ eine  höhere  Verunfallung  bestimmter  Zielgrup-
pen  oft  mit  weiteren  sozialen,  gesundheitlichen 
oder  ökonomischen  Benachteiligungen  einher-
geht  (vgl.  HAYES  et  al.  2008:10  ff.), 

•	­ zu  denen  bereits  häufig  etablierte  Akteure  in  der 
Prävention  oder  Intervention  aktiv  sind  (vgl.  die 
Kapitel  4.2  und  4.5)  und 

•	­ Partnerschaften/Kooperationen  mit  Organisatio-
nen,  die  bereits  in  Kontakt  zu  solchen  benach-
teiligten  Zielgruppen  stehen  und  deren  Lebens-
wirklichkeit  kennen,  für  den  Zugang  zur  Ziel-
gruppe  und  die  Umsetzung  von  Interventionen 
von  unschätzbarem  Wert  sind  (vgl.  GERVAIS, 
CONCHA  2008:17,  21  sowie  generell  LOWE  et 
al.  2011b). 

Die  Neighbourhood  Road  Safety  Initiative  in  Groß-
britannien  kann  für  ein  solches  Kooperationsbemü-
hen  als  Beispiel  gelten  (vgl.  CHRISTIE  et  al. 
2010b).  In  diesem  Programm  wurden  Partner-
schaften  zwischen  Akteuren  der  Verkehrssicher-
heitsarbeit  und  Organisationen,  die  sich  in  ihrer  Ar-

beit inhaltlich dazu ergänzen, explizit gefördert. So 
sollte das Ziel der direkten oder indirekten Verbes-
serung der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer 
einer Gemeinde erreicht werden. Rückblickend 
waren diese Partnerschaften wichtig und erfolg-
reich. Allerdings benötigt ein solcher innovativer 
Zugang zur Zielgruppe bzw. zum Problemfeld auch 
die nötige politische Unterstützung und Flexibilität 
zum Einsatz der finanziellen Mittel (vgl. HAYES et 
al. 2008:7). 

Aus der Verkehrssicherheitsarbeit mit Migranten-
gruppen berichten GERVAIS, CONCHA (2008:33) 
den Vorbehalt, dass das Engagement für eine klei-
ne Zielgruppe evtl. keinen Niederschlag als Erfolg 
bei einer sehr speziellen Zielvariable, z. B. die Re-
duzierung tödlicher Unfälle, finden könnte. Die Au-
torinnen betonen in diesem Zusammenhang die 
Bedeutung der Vernetzung der Verkehrssicher-
heitsinterventionen mit anderen strategischen 
Agenden auf der Gemeindeebene, die eine Er-
folgsabschätzung einer Intervention (zusätzlich 
auch) nach weiteren Kriterien ermöglicht. 

Für die Akteure/Umsetzerorganisationen der Ver-
kehrssicherheitsarbeit gibt es deshalb gute Gründe, 
sich mit anderen Organisationen/Institutionen, wel-
che die gleiche(n) Zielgruppe(n) im Rahmen eines 
ganzheitlichen Ansatzes (Lebenswelt- oder Setting-
Ansatz) evtl. bereits in anderen inhaltlichen Zusam-
menhängen ansprechen, zu vernetzen bzw. mit 
ihnen zu kooperieren: 

46 Bezogen auf ein Quartier mit besonderem Entwicklungsbe-
darf findet sich hier z. B. ein Projekt zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit von Kindern im Rahmen eines lokalen 
Netzwerks. Dabei werden sowohl Verhältnisprävention 
(Schulwegsicherung usw.) als auch Verhaltensprävention 
(z. B. Tragen von Helmen beim Fahrradfahren und Inlines-
katen) betrieben (vgl. Bundestransferstelle soziale Stadt 
2008:61). Ein solches Projekt entspricht dem Kern einer mo-
dernen, kommunal vernetzten Verkehrssicherheitsarbeit für 
Kinder, wie sie schon länger wissenschaftlich propagiert (vgl. 
FUNK 2006, 2003) und vielfach praktisch umgesetzt wird, 
zuförderst im Netzwerk „Verkehrssichere Städte und Ge-
meinden im Rheinland“ (vgl. JANSEN 2009). 

47 Als inhaltliche Handlungsfelder werden enumeriert: Beschäf-
tigung, Qualifizierung und Ausbildung, Wertschöpfung im 
Gebiet, Soziale Aktivitäten und soziale Infrastruktur, Schule 
und Bildung, Gesundheitsförderung, Umwelt und Verkehr, 
Stadtteilkultur, Sport und Freizeit, Zusammenleben unter-
schiedlicher sozialer und ethnischer Gruppen, Wohnungs-
markt und Wohnungsbewirtschaftung, Wohnumfeld und öf-
fentlicher Raum sowie Imageverbesserung und Öffentlich-
keitsarbeit (vgl. http://www.sozialestadt.de/programm/hand 
lungsfelder/index.phtml, aufgerufen am 09.11. 2011). 

http://www.sozialestadt.de/programm/hand
http:2008:32).46
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•	­ Häufig  besteht  bereits  ein  Zugang  zur  Zielgrup-
pe,  der  dann  nicht  mehr  neu  oder  parallel  zum 
Feldzugang  anderer  Interventionsagenten  auf-
gebaut  werden  muss.  Dies  gilt  explizit  für 
schwer  erreichbare  Zielgruppen  (vgl.  HAYES  et 
al.  2008:23). 

•	­ Kooperationspartner  können  sowohl  gesetzlich 
vorgeschriebene  Organisationen  als  auch  frei-
willige  Zusammenschlüsse,  wie  Interventions-
programme  mit  anderer  inhaltlicher  Zielset-
zung,  Vereine  usw.,  sein  (vgl.  HAYES  et  al. 
2008:7). 

•	­ Bereits  im  Feld  aktive  Akteure  kennen  die  zen-
tralen  Personen  die  lokalen/regionalen  Struktu-
ren  in  der  Zielgruppe  und  deren  lokale  Ressour-
cen  (vgl.  GERVAIS,  CONCHA  2008:34). 

•	­ Im  optimalen  Fall  ist  die  Beziehung  zwischen 
Zielgruppenangehörigen  und  einer  solchen  in-
tervenierenden  Organisation  aufgrund  bereits 
erfolgreicher  Kontakte  oder  Aktivitäten  von  ge-
genseitigem  Vertrauen  geprägt. 

•	­ Die  Verkehrssicherheitsarbeit  kann  diese  beste-
hende  Vertrauensbeziehung  zwischen  der  Ziel-
gruppe  und  dem  Vertreter  eines  anderen  Pro-
gramms/einer  anderen  Maßnahme  bzw.  die  Re-
putation  von  bereits  unter  sozial  Benachteilig-
ten/schwer  Erreichbaren  aktiven  Akteuren  zur 
Ansprache  ihrer  Zielgruppe  nutzen. 

•	­ Partnerschaften  mit  anderen  Akteuren  können 
auch  die  eigene  Ressourcenbasis  (Menschen, 
Fertigkeiten,  Wissen,  Geld  usw.)  verbreitern 
(vgl.  HAYES  et  al.  2008:23). 

•	­ Durch  eine  Kooperation  eröffnen  sich  gegebe-
nenfalls  ein  neuer  Zugang  zum  Problemkontext 
und  eine  andere  Art  des  Denkens  sowie  der  Zu-
gang  zu  anderen  politischen  Handlungszusam-
menhängen  (vgl.  HAYES  et  al.  2008:23). 

In  Anlehnung  an  GRAHAM  (2002b:14)  lassen  sich 
die  Änderungen  und  Neuerungen  einer  Verkehrssi-
cherheitsarbeit,  die  mit  der  Nutzung  des  Setting-
Ansatzes  im  Gemeindekontext  neue  Wege  geht, 
folgendermaßen  zusammenfassen: 

•	­ Die  Art  der  Partizipation  der  Zielgruppe  (vgl.  
Kapitel  4.5)  ist  für  die  professionellen  Akteure 
der  Verkehrssicherheit  neu.  Hier  sind  gege  -
benenfalls  ein  Umdenken  und  das  entsprechen-

de  Einlassen  auf  diese  neue  Situation  erforder-
lich. 

•	­ Die  Konzentration  auf  schwer  Erreichbare  oder 
sozial  Schwache  verabschiedet  sich  vom 
„Gießkannenprinzip“  der  im  ganzen  Land 
gleichartig  durchgeführten  Verkehrssicherheits-
maßnahmen.  Die  Ressourcen  der  Verkehrs- 
sicherheitsarbeit  werden  dort  konzentriert  und 
eingesetzt,  wo  sie  nachweisbar  gebraucht  wer-
den. 

•	­ Zur  Verbesserung  der  Verkehrssicherheit  der 
anvisierten  Zielgruppe  ist  ein  Vorgehen  im  Sinne 
der  „Positive  Action“,  also  der  Verbreitung  von 
Information,  der  Ermutigung  und  gegebenenfalls 
der  Schulung  der  Zielgruppe  im  Sinne  des  Em-
powerment,  ein  wirksames  Vorgehen.  Auch 
diese  Methode  ist  in  der  Verkehrssicherheitsar-
beit  noch  nicht  weit  verbreitet  und  erfordert  ge-
gebenenfalls  eine  Umorientierung  der  entspre-
chenden  Akteure. 

•	­ Schließlich  zeigt  die  Verkehrssicherheitsarbeit 
für  sozial  Schwache/schwer  Erreichbare  ihre 
größten  Potenziale,  wenn  die  Akteure  sich  mit 
Engagierten  aus  anderen  inhaltlichen  Kontexten 
vernetzen  und  ihre  Aktivitäten  auf  einen  abge-
grenzten  Raum  (Gemeinde,  Stadtteil,  Nachbar-
schaft)  als  Setting  ausrichten. 

Das  Potenzial  des  Setting-Ansatzes  drückt  sich 
auch  in  den  in  der  Literatur  vorzufindenden  Hand-
lungsempfehlungen  zur  Ansprache  sozial  benach-
teiligter/schwer  erreichbarer  Zielgruppen  in  der  Ver-
kehrssicherheitsarbeit  aus  (vgl.  Tabelle  13): 

•	­ Zwar  lassen  sich  in  der  gesichteten  Literatur  26 
Nachweise  finden,  die  ausschließlich  den  Edu-
cation-Ansatz  und  damit  einen  individuellen  Zu-
gang  bei  der  Ansprache  der  Zielgruppe  empfeh-
len. 

Dabei  werden  jeweils  vier  Mal  ältere  Perso-
nen/Behinderte  als  schwer  erreichbare/sozial 
schwache  Zielgruppe  angesprochen.  Je  drei 
Mal  beziehen  sich  die  Handlungsempfehlun-
gen  auf  Eltern  und  ihre  Kinder  bzw.  auf  Eltern 
oder  Jugendliche  oder  keine  explizite  Zielgrup-
pe.  Je  zwei  Mal  werden  für  Migranten  oder  die 
Bevölkerung  allgemein  edukative  Maßnahmen 
empfohlen.  Die  restlichen  Kombinationen  der 
Zielgruppen  werden  jeweils  nur  einmalig  be-
nannt. 
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•	­ Allerdings  dominieren  in  der  Summe  jene  Publi-
kationen,  welche  die  personale  Ansprache  mit-
tels  Education-Maßnahmen  (Verhaltenspräven-
tion)  im  Kontext  eines  Setting-Ansatzes  (Ver-
hältnisprävention)  empfehlen.  Darunter  finden 
sich 

–	­ 19  Handlungsempfehlungen,  in  denen  der 
Education-Ansatz  im  Verbund  mit  dem  
Engineering  und  dem  Enforcement  in  einem 
sog.  Setting  (vgl.  Kapitel  4.5)  empfohlen 
wird,48 

–	­ 14  weitere,  in  denen  lediglich  die  Education-
Strategie  im  Rahmen  eines  Setting-Ansatzes 
präferiert  wird,49 und 

–	­ weitere  13  Publikationen,  die  Education-
Maßnahmen  zusammen  mit  Engineering-
Maßnahmen  in  einem  Setting  empfeh-
len.50 

5.2	­ Verbesserung  der  Verkehrs­ 
sicherheit  für  sozial  Schwache/ 
schwer  Erreichbare 

An  konkreten  Maßnahmevorschlägen  zur  Verbes-
serung  der  Verkehrssicherheit  von  sozial  schwa-
chen  und  schwer  erreichbaren  Zielgruppen  mangelt 
es  in  der  Literatur  nicht  (vgl.  Tabelle  13).  Genannt 
werden: 

•	­ Engineering-Maßnahmen  wie 

–	­ Stadtteilsanierung  (vgl.  STEINEBACH, 
RUMBERG  2007), 

–	­ Verkehrsberuhigung  (vgl.  Apollo  WP3  Team 
2006;  CHRISTIE  1995;  DOWSWELL  et  al. 

48 Diese Maßnahmen benennen fünf Mal keine Zielgruppe, je 
drei Mal Kinder, Kinder und Jugendliche oder Kinder und ihre 
Eltern und zwei Mal die Bevölkerung allgemein. Andere Ziel-
gruppen(-kombinationen) lassen sich jeweils nur einmalig 
finden. 

49 Hierbei wird drei Mal auf die Bevölkerung allgemein abgezielt 
und je zwei Mal auf Kinder und Eltern, Migranten bzw. Mi-
granten und die Bevölkerung allgemein. Weitere Zielgruppen 
werden lediglich ein Mal thematisiert. 

50 Auch in dieser Kombination wird drei Mal auf Kinder abge-
stellt und je zwei Mal auf Migranten und die Bevölkerung all-
gemein bzw. auf keine eingegrenzte Zielgruppe. Andere Ziel-
gruppen werden nur einmal angesprochen. 

51 Vgl. hierzu die vielen Literaturnachweise in Tabelle 13. 
52 Vgl. auch hierzu die vielen Literaturnachweise in Tabelle 13. 

1996;  European  Transport  Safety  Council 
2007;  LAFLAMME  et  al.  2009b;  LI,  
SUNDQUIST,  JOHANSSON  2008;  MASHTA 
2009;  PLASÈNCIA,  BORELL  2001), 

–	­ die  Schaffung  gefahrloser  Querungsmöglich-
keiten  (vgl.  ABDALLA  2002),  oder  

–	­ sicherer  Spiel- und  Freizeitzonen  (vgl.  
CHRISTIE  1995;  CLARKE  et  al.  2009;  
LAFLAMME  et  al.  2005)  sowie 

–	­ die  Verbesserung  der  passiven  Sicherheit 
(Kleidung,  Fahrzeuge)  (vgl.  Apollo  WP  3 
Team  2006,  Cerepri  Apollo  WP3  Partners 
2007,  LAFLAMME,  HASSELBERG,  
BURROWS  2009). 

•	­ Im  Enforcement-Bereich  werden  angesprochen 

–	­ Geschwindigkeitsbegrenzungen  (vgl.  
CHRISTIE  et  al.  2011;  TOWNER,  WARD 
1998;  MASHTA  2009;  TOWNER, 
DOWSWELL,  JARVIS  2001b;  EDWARDS  
et  al.  2006b), 

–	­ die  Verpflichtung  zum  Helmtragen  beim 
Fahrradfahren  (vgl.  TOWNER,  WARD  1998; 
VLACHANTONI  et  al.  o.  J.;  Apollo  WP3 
Team  2006;  DOWSWELL  et  al.  1996;  
GERMENI  et  al.  2008;  TOWNER, 
DOWSWELL,  JARVIS  2001), 

–	­ die  verpflichtende  Untersuchung  zur  Über-
prüfung  der  Fahrtüchtigkeit  (vgl.  Deutscher 
Verkehrssicherheitsrat  2009), 

–	­ Alkoholkontrollen  (vgl.  Cerepri  Apollo  WP3 
Partners  2007;  WINSTON,  ASCH  2007)  
oder 

–	­ die  Überwachung  (Infrarot,  Radar,  polizeili-
che  Kontrollen)  von  Verkehrsvorschriften  und 
konsequente  Bestrafung  von  Übertretungen 
(vgl.  ABDALLA  2002;  Cerepri  Apollo  WP3 
Partners  2007;  LAFLAMME  et  al.  2009b; 
LIMBOURG,  REITER  2010;  THOMSON, 
TOLMIE;  MAMOON  2001). 

Als  potenzielle  Zielgruppen,  auf  die  hin  Präventio-
nen  zugeschnitten  sein  müssen,  werden  häufiger 

•	­ Kinder,51 

•	­ junge  (männliche)  Fahrer,52 

•	­ Senioren  (vgl.  z.  B.  HOLLAND  2001;  LIS  et  al. 
2011;  SOOM  AMMANN,  SALIS  GROSS  2011; 
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MILLWARD,  MORGAN,  KELLY  2003;  Deutscher 
Verkehrssicherheitsrat  2009)  oder 

•	­ Migranten53 (vgl.  SACHER  2011a,  b;  SUTHERS 
2008;  ABDALLA  2002;  CHRISTIE  et  al.  2010a; 
FRIEDRICH  2008;  KASPER,  REUTTER, 
SCHUBERT  2007) 

genannt.  In  Kombination  eines  verhaltens- mit 
einem  verhältnispräventiven  Zugang  sind  diese 
Zielgruppen  besonders  gut  im  Setting 

•	­ Kindertagesstätte,  Schule  (Kinder;  vgl.  
DRAGANO,  LAMPERT,  SIEGRIST  2009), 

•	­ berufliche  Schule  (Junge  Fahrer;  vgl.  Kapitel 
5.4.1)  und 

•	­ Quartier  oder  altersspezifische  Institution  
(Senioren;  vgl.  GOLD  et  al.  2010;  KASPER, 
REUTTER,  SCHUBERT  2007;  VIENKEN  
2010) 

erreichbar. 

Als  verhaltensorientierte Aktivitäten   in  Kombination 
mit  verhältnisorientierten  Maßnahmen  des  
Engineering  und/oder  Enforcement  werden  –  im 
Kontext  von  Setting-Ansätzen  –  empfohlen: 

•	­ Verkehrserziehung  (meist  in  der  Schule;  vgl.  
ABDALLA  2002;  Apollo  WP3  partners  2007; 
DOWSWELL  et  al.  1996;  HIELSCHER,  
STÖPPLER  2008;  LICAJ  et  al.  2011), 

•	­ Elternaufklärung,  -schulung  (vgl.  LIMBOURG 
1998;  THOMSON,  TOLMIE  2001;  WINSTON, 
ERKOBONI,  XIE  2007;  WOODALL  et  al.  o.  J.; 
CHRISTIE  et  al.  2011;  HARRIS,  GOODALL 
2007), 

•	­ Training  der  Aufmerksamkeitsverbesserung 
(vgl.  Neighbourhood  Road  Safety  Initiative 
2006;  Apollo  WP3  team  2006,  Cerepri  Apollo 
WP3  Partners  2007), 

53 Nach GERVAIS, CONCHA (2008:37) bietet die enge Zusam-
menarbeit mit ethnischen Minderheiten und benachteiligten 
Gemeinden zusammen mit der Expertise von Verkehrs-
sicherheitsexperten auf der Basis gesicherten Wissens die 
besten Aussichten zur Reduzierung von Ungleichheiten in 
der Verunfallung. 

•	­ fußgänger- bzw.  radfahrerbezogene  Verkehrser-
ziehung  (vgl.  Apollo  WP3  team  2006), 

•	­ kindersicherheitsrelevante  Beratung  von  Eltern 
(vgl.  HARRIS,  GOODALL  2007;  LIMBOURG 
1998), 

•	­ (gesundheitssystemnahe)  Aufklärungskam- 
pagnen  (z.  B.  zur  Senkung  der  Geschwindig-
keit;  Helmtragen;  vgl.  EDWARDS  et  al.  2006b; 
PLANITZER,  KÖRNER  2009;  REIMANN, 
BÖHME,  BÄR  2010;  TOWNER,  DOWSWELL, 
JARVIS  2001;  VLACHANTONI  et  al.  o.  J.), 

•	­ soziales  Brandmarken  von  Alkoholfahrten  (vgl. 
CHRISTIE  1995), 

•	­ Einbeziehung  von  Peers  zur  Vermeidung  von 
Disco-Unfällen  (vgl.  FACTOR,  MAHALEL,  YAIR 
2010;  FREDERSDORF,  HECKMANN  2010), 

•	­ Entwicklung  von  leicht  verständlichen,  interes-
santen  Informationen  (vgl.  KALAMPOKI  et  al.  
o.  J.), 

•	­ Nutzung  von  Massenmedien  (vgl.  LI,  
SUNDQUIST,  JOHANSSON  2008)  sowie 

•	­ Multiplikatorenschulung  (vgl.  LEHMANN  2009). 

Auch  im  Kontext  der  Unfallprävention  wird  auf  die 
nachgewiesene  Effektivität  von  Engineering  und 
Enforcement  im  Hinblick  auf  die  Unfallverhütung 
hingewiesen  (vgl.  Apollo  WP3  Team  2006)  und  auf 
die  mangelhafte  Evidenz,  dass  Erziehung,  Training 
und  Aufklärung  alleine  Unfallraten  vermindern  kön-
nen  (vgl.  EDWARDS  et  al.  2006a  sowie  darüber 
hinaus  PEDEN  et  al.  2004;  LAFLAMME  et  al. 
2009a;  LAFLAMME,  HASSELBERG,  BURROWS 
2010). 
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Tab. 13: Literaturquellen nach Handlungsempfehlungen, Zielgruppen und Art der Verkehrsbeteiligung 
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Tab. 13: Fortsetzung 

5.3	­ Kooperation  mit  dem  Programm 
„Soziale  Stadt“ 

Nicht  nur  die  Städtebau- oder  die  Gesundheitsför-
derung  bedient  sich  lokaler  Netzwerke  zur  Verbes-
serung  der  Effektivität  ihrer  Maßnahmen  und  Pro-
gramme.  Auch  die  Verkehrssicherheitsarbeit  für 
Kinder  hat  mit  der  lokalen  Vernetzung  gute  Erfolge 
erzielt  (vgl.  JANSEN  2009,  FUNK  2006,  2003). 
Diese  Erfahrungen  sollten  die  Akteure  der  Ver-
kehrssicherheitsarbeit  nutzen  und  die  Kooperation 
mit  den  Aktiven  im  Bund-Länder-Programm  „Sozia-
le  Stadt“  suchen.  Im  Rahmen  des  Programms  „So-
ziale  Stadt“  sind  weitere  Partnerprogramme  aus-
drücklich  erwünscht  (vgl.  Bundestransferstelle  So-
ziale  Stadt  2008:97). 

Das  Programm  „Soziale  Stadt“  eignet  sich  deshalb 
besonders  gut  zum Anschluss   von  Verkehrssicher-
heitsmaßnahmen  für  schwer  erreichbare  Zielgrup-
pen,  weil  in  seinem  Kontext  bereits  wichtige  grund-
legende  Arbeiten  für  eine  erfolgreiche  sozialraum-
orientierte  Prävention  erfolgt  sind  (vgl.  VIENKEN 
2010:29): 

•	­ So  wurden  in  den  teilnehmenden  Stadtgebieten 
bereits  kleinräumige  Problemanalysen  durchge-
führt, 

•	­ es  bestehen  bereits  bewährte  Arbeitsstrukturen, 

•	­ auch  Formen  der  Bürgerbeteiligung  wurden  üb-
licherweise  bereits  erprobt  und 

•	­ die  Dokumentation  und  Evaluation  des  Pro-
gramms  sichern  die  Qualität  der  Präventions-
maßnahmen. 

Für  die  gute  Anknüpfungsmöglichkeit  von  Verkehrs-
sicherheitsmaßnahmen  an  das  Programm  „Soziale 
Stadt“  spricht  zudem,  dass 

•	­ die  Federführung  des  Programms  „Soziale 
Stadt“  beim  Bundesministerium  für  Verkehr,  Bau 
und  Stadtentwicklung  liegt, 

•	­ die  Vor-Ort-Problematik  des  Themas  „Verkehr“ 
gegebenenfalls  bereits  in  Diskussionszusam-
menhängen  mit  dem  Wohnen  oder  der  Stadtge-
staltung  diskutiert  wird  (vgl.  z.  B.  VIENKEN 
2010:32), 

•	­ das  Programm  offen  ist  für  weitere  Partnerpro-
gramme, 

•	­ Verhältnis- und  Verhaltensprävention  im  Kontext 
des  Setting-Ansatzes  besonders  große  Poten-
ziale  für  die  Verbesserung  der  Lebenslage  so- 
zial  benachteiligter/schwer  erreichbarer  Ziel-
gruppen  zukommt, 

•	­ das  unmittelbare  Wohnumfeld  auch  ein  relevan-
ter  Verunfallungskontext  für  die  Bewohner  eines 
Settings  darstellt  und 

•	­ städtebauliche  Eingriffe  häufig  den  Verkehrs-
raum  ändern  und  dies  unter  Hinzuziehung  ent-
sprechender  Experten  explizit  zur  Verbesse-
rung  der  Verkehrssicherheit  genutzt  werden 
kann. 

Dabei  ist  –  analog  GEENE,  ROSENBROCK  (2012: 
62)  –  zu  prüfen,  ob  nicht  bereits  die  nicht  primär  auf 
die  Verkehrssicherheit  abzielenden  Maßnahmen 
im Kontext der Stadtteilentwicklung per      se der   Ver-
besserung  der  Verkehrssicherheit  dienen  und  des-
halb  von  den  Trägern  der  Verkehrssicherheitsar-
beit  vor  Ort  unterstützt  werden  können  oder  ob 
Umsetzerorganisationen  eigene  Projekte  für  kon-
krete  Stadtteil-Settings  entwickeln  und  diese  als 
Module  an  die  sonstigen  Aktivitäten  im  Rahmen 
des  Programms  „Soziale  Stadt“  angedockt  werden 
können. 
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5.4	 Beispiel:  Verkehrssicherheits­ 
arbeit  für  sozial  benachteiligte 
Kinder 

Vor  dem  Hintergrund  der  häufigeren  Verunfallung 
von  Kindern  aus  sozial  schwachen  Familien  und 
der  priorisierten  Prävention  von  Fehlernährung,  Be-
wegungsmangel  und  Übergewicht  entwirft  die  Bun-
desregierung  ihre  Strategie  zur  Gesundheitsförde-
rung  von  Kindern  (vgl.  BMG  2008): 

•	­ Diese  Strategie  zur  Förderung  der  Kinderge-
sundheit  stellt  u.  a.  auf  die  mangelnde  körperli-
che  Aktivität,  den  Bewegungsmangel,  ab  (vgl. 
BMG  2008:9  f.). 

•	­ Sie  setzt  einen  Schwerpunkt  insbesondere  bei 
der  Gesundheit  von  Kindern  aus  sozial  schwa-
chen  Familien  und  Familien  mit  Migrationshin-
tergrund  (vgl.  BMG  2008:16). 

•	­ Zur  Vorbeugung  von  Bewegungsmängeln  spielt 
die  Förderung  eines  sicheren  Radfahrens  –  ein-
schließlich  städtebaulicher  Maßnahmen  vor 
allem  in  sozial  benachteiligten  Stadtteilen  –  eine 
explizite  Rolle  (vgl.  BMG  2008:7  f.,  10,  26). 

•	­ Die  weitere  Hebung  der  Verkehrssicherheit,  
z.  B.  mittels  außerschulischer  Verkehrserzie-
hungsprogramme,  wird  in  der  Strategie  zur  Ge-
sundheitsförderung  von  Kindern  ausdrücklich 
benannt  (vgl.  BMG  2008:19,  33). 

Die  Verkehrssicherheitsarbeit  für  sozial  benachtei-
ligte Kinder und ihre Familien sieht sich den folgen        -
den  Ausgangsbedingungen  gegenüber: 

•	­ Die  Maßnahmen  zur  Gesundheitsförderung  für 
sozial  Benachteiligte  verzahnen  sich  explizit  mit 
dem  Programm  „Soziale  Stadt“  (vgl.  Kapitel  4.6). 

•	­ Die  Vorteile  einer  solchen  Präventionsstrategie 
mittels  eines  Setting-Ansatzes  können  auch  für 
die  Verkehrssicherheitsarbeit  unschwer  benannt 
werden  (vgl.  Kapitel  5.2). 

•	­ Die  Strategie  der  Bundesregierung  zur  Förde-
rung  der  Kindergesundheit  stellt  auf  sozial 
Schwache  ab  und  argumentiert  in  Richtung 
eines  Setting-Ansatzes,  z.  B.  in  sozial  benach-
teiligten  Stadtteilen. 

•	­ Der  Straßenverkehr  ist  ein  gesundheitsrelevan-
tes  Politikfeld  (vgl.  GEENE,  ROSENBROCK 
2012:47)  und  Aspekte  der  Verkehrssicherheit 
bilden  einen  expliziten  Bestandteil  der  Strategie 

der  Bundesregierung  zur  Förderung  der  Kinder-
gesundheit. 

Vor  diesem  Hintergrund  sollten  die  Träger  und  Um-
setzerorganisationen  der  Verkehrssicherheitsarbeit 
das  im  Setting-Ansatz  angelegte  Vorgehen  aufgrei-
fen  und  für  ihre  Arbeit  z.  B.  in  der  schulischen  Ver-
kehrserziehung/Mobilitätsbildung  (Setting  „Schule“) 
nutzen. 

Schulen  sind  gewissermaßen  Sub-Settings  im  grö-
ßeren  Setting  Stadtteil/Quartier.  Der  schulischen 
Verkehrssicherheitsarbeit  kommt  bei  einer  Öffnung 
von  Schulen  und  der  Zusammenarbeit  mit  schulex-
ternen  Akteuren  im  Rahmen  eines  Setting-Ansat-
zes,  z.  B.  im  Programm  „Soziale  Stadt“,  eine  wich-
tige  Rolle  zu: 

•	­ Mit  der  Ausdifferenzierung  in  eine  Sicherheits-, 
Sozial-,  Umwelt- und  Gesundheitserziehung 
(vgl.  KMK  1994)  ist  die  schulische  Verkehrser-
ziehung  bereits  heute  anschlussfähig  zu  einem 
schulexternen  Setting-Ansatz. 

•	­ Im  Verständnis  der  Mobilitätserziehung  als  um-
fassende  Persönlichkeitsbildung  mit  einer  Ori-
entierung  an  der  tatsächlichen  Lebenswelt,  der 
Einbeziehung  des  Ortsbezugs  und  der  Beto-
nung  der  Handlungsorientierung  (Partizipation), 
(vgl.  SPITTA  2001;  Deutsche  Verkehrswacht  
o.  J.)  zeigen  sich  viele  Parallelen  zum  Setting-
Ansatz  im  Programm  „Soziale  Stadt“. 

5.4.1 Verhaltenspräventive  Verkehrs­
sicherheitsarbeit  im  Setting  Schule 

In  der  „Mobilitätsstudie  Fahranfänger“  lassen  sich 
Fahranfänger  aus  dem  Berufsbereich  „Bau-,  Metall-, 
Elektroberufe“  charakterisieren  durch 

•	­ die  vergleichsweise  größte  Fahrleistung, 

•	­ die  seltenste  Artikulation  von  Unsicherheitsge-
fühlen  im  Straßenverkehr, 

•	­ eine  besonders  starke  „Extramotivation“, 

•	­ die  vergleichsweise  stärkste  Motorisierung  ihrer 
Pkw, 

•	­ deutlich  mehr  Geschwindigkeitsverstöße  als  an-
dere  Fahranfänger, 

•	­ die  häufigste  Ahndung  von  Verkehrsverstößen 
mittels  Bußgeldbescheiden  und 

•	­ die  häufigsten  Unfallbeteiligungen  (vgl.  FUNK  
et  al.  2012). 
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Dieses  Verhaltens- und  Einstellungsmuster  soll  hier 
so  interpretiert  werden,  dass  diese  Zielgruppe  bis-
her  mit  Kommunikationsinhalten  zur  Förderung 
eines  verkehrssicherheitsförderlichen  Verhaltens 
eher  weniger  erfolgreich  erreicht  wurde.  Mit  Inhal-
ten  der  Verkehrssicherheit  kann  diese  Klientel  am 
besten  im  Setting  der  beruflichen  Schule  mittels  An-
sätzen  der  personalen  Kommunikation  angespro-
chen  werden.  Insofern  ist  diese  Zielgruppe  nicht  auf 
der  organisatorischen  Ebene  schwer  erreichbar, 
wohl  aber  auf  der  kognitiven  und  der  Verhaltens-
ebene  (vgl.  Bild  2).  Zur  Ansprache  junger  Fahrer  im 
Kontext  der  beruflichen  Schule  gibt  es  in  mehreren 
Bundesländern  einschlägige  Maßnahmen: 

•	­ „EVA  –  Ernst  nehmende  Verkehrssicherheitsar-
beit“  (Bayern), 

•	­ „sicher  fahren“  (Sachsen), 

•	­ „XpertTalks“  (NRW), 

•	­ „RiSk  –  Risiken  im  Straßenverkehr  kommunizie-
ren“  (Hessen). 

Vor  dem  Hintergrund  des  in  Kapitel  4.5  ausdifferen-
zierten  Setting-Ansatzes  ist  zu  prüfen,  inwieweit 
diese  Maßnahmen  die  originären  Charakteristika 
des  Setting-Ansatzes  (z.  B.  Empowerment,  Partizi-
pation,  Nachhaltigkeit)  bereits  umsetzen.  Prinzipiell 
scheinen  Ansätze  der  personalen  Kommunikation 
zur  Risiko-Kommunikation  mit  jungen  Fahrern  ge-
eignet  zu  sein,  allerdings  lassen  sich  Optimierungs-
ansätze  dieser  anspruchsvollen  Maßnahmen  benen-
nen  (vgl.  HOPPE,  TEKAAT  2006,  2005).  Auch  die  in-
haltliche  und  methodische  Lehreraus- und  -fortbil-
dung  zur  maßnahmeadäquaten  Umsetzung  tragen 
erste  Früchte  (vgl.  NEUMANN-OPITZ,  BARTZ 
2011).  Somit  steht  für  die  verhaltenspräventive  Ver-
kehrssicherheitsarbeit  mit  dieser  schwer  erreichba-
ren  Zielgruppe  ein  Instrumentarium  zur  Verfügung, 
das  im  Kontext  des  Settings  „berufliche  Schule“  wei-
ter  ausgebaut  und  optimiert  werden  kann. 

5.4.2 Verhältnispräventive  Verkehrs­
sicherheitsarbeit  im  Setting  Schule 

Hilfreich  ist  in  diesem  Kontext  ein  Verständnis  der 
schulischen  Verkehrssicherheitsarbeit  als  schuli-
sches  Mobilitätsmanagement  (vgl.  UNGER-AZADI 
2006:8  sowie  Bild  14): 

•	­ Neben  die  klassische  Verkehrserziehung  mit 
ihren  Schwerpunkten  der  Unfallvermeidung  und 
dem  Erlernen  bzw.  Einüben  von  Verkehrsregeln 

•	­ tritt  die  Mobilitätserziehung.  Sie  erweitert  die 
klassische  Verkehrssicherheitserziehung  um  die 
Aspekte  der  Umwelt-,  Gesundheits- und  Sozial-
erziehung.  Sie  weitet  den  Blick  auf  das  Erken-
nen  von  Zusammenhängen,  die  Entwicklung 
von  Werthaltungen  und  das  Hinführen  zu  einer 
nachhaltigen  Mobilität. 

•	­ Schulisches  Mobilitätsmanagement  geht  über 
die  Ansprache  von  Kindern  und  evtl.  ihren  Eltern 
noch  hinaus.  Die  Auseinandersetzung  mit  der 
Sicherheit  auf  dem  Schulweg  oder  im  räumli-
chen  Umfeld  der  Schule  wird  aktiv  geführt: 

–	­ Praktische  Hilfe  zur  Erkundung  des  sichers -
ten  Schulweges  bietet  bereits  die  Erstellung 
eines  Schulweg- oder  Radschulwegplanes. 

–	­ Die  Organisation  eines  sog.  „Walking  Bus“ 
oder  eines  „Fahrradbusses“  ist  ein  weiterer 
möglicher  Baustein  schulischen  Mobilitäts-
managements. 

–	­ Und:  Mobilitätsmanagement  will  die  ver-
kehrsräumlichen  Voraussetzungen  schaffen 
für  die  erfolgreiche  Verbreitung  einer  siche-
ren,  bewegungsintensiven  und  nachhaltigen 
Mobilität.  Dabei  erweitert  sie  ihre  Metho-
dik  der  Beschulung  ihrer  Zielpersonen  
(Education)  um  den  Aspekt  des  Engineering 
in  Form  des  Eingriffs  oder  der  Umgestaltung 
der  Straßen  bzw.  Schulwege. 

Natürlich  ist  dieses  Engagement  nicht  im  Alleingang 
der  Schule  umsetzbar.  Im  Zuge  der  Diskussion  der 
Ergebnisse  der  PISA-Studie  wird  auch  über  den 
Ausbau  von  Ganztagsschulen  bzw.  die  Öffnung  von 
Schulen gegenüber ihrem lokalen Umfeld      diskutiert. 
Beide  Entwicklungen  kommen  einem  Engagement 
von Schulen und schulexternen     Akteuren im schuli  -
schen  Mobilitätsmanagement  entgegen. 
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5.4.3 Vorschlag für ein Pilotprojekt 

Im  nächsten  Schritt  erscheint  in  diesem  Zusam­
menhang  ein  Pilotprojekt  notwendig,  in  dem  sich 
die schulische Verkehrserziehung/Mobilitätsbildung 
im  Rahmen  des  Programms  „Soziale  Stadt“  ein­
bringt. Thematisch wäre die Ansprache schwer er­
reichbarer Eltern ein naheliegendes Anliegen. Prak­
tisch sollte für das Pilotprojekt eine Schule ausge­
wählt werden, die 

•	 in einem Stadtteil mit besonderem Förderungs­
bedarf liegt, 

•	 gegebenenfalls  bereits  ein  schulisches  Mobili­
tätsmanagement betreibt und 

•	 gegebenenfalls in einer Kommune liegt, die be­
reits  Erfahrung  mit  lokal  vernetzter  Verkehrs ­
sicherheitsarbeit  für  Kinder  (Kinderunfallkom­
mission) gesammelt hat. 

Mit diesem Zugang könnte ein Mix aus Verhaltens­
und  Verhältnisprävention  unter  Partizipation  der 
Schülerinnen  und Schüler  in  Kooperation mit  den 
Akteuren  im etablierten Setting­Ansatz versuchen, 
die  Elternansprache  zu  optimieren.  Ein  solches 
Vorgehen könnte auf die komplexe Lebenssituation 
benachteiligter/schwer erreichbarer Familien zuge­
schnitten werden und dabei Maßnahmen in den Be­
reichen Schule, Familie und Freizeit sinnvoll mitei ­
nander vernetzen (vgl. Robert Koch­Institut, BZGA 
2008). 

5.5	 Dokumentation vorhandener 
Maßnahmen in einer Online­
Datenbank 

Zur  Sammlung  und Dokumentation  der  bisher  in 
Deutschland umgesetzten Projekte zur Ansprache 
schwer erreichbarer Zielgruppen mit  Inhalten der 
Verkehrssicherheit   wird   die   Einrichtung   einer  
Online­Fachdatenbank   vorgeschlagen.   Zur   bei­
spielhaften  Orientierung  können  dabei  die  Fach­
datenbanken  zur  „Gesundheitsförderung  bei  so ­
zial  Benachteiligten“  (http://www.gesundheitliche­
chancengleichheit.de)  und  zur  „Prävention  von 
Kinderunfällen“   (http://www.bzga.de/kindersiche­
heit) dienen.  In einer solchen Datenbank können 
lokale/regionale   Projekte   aufgenommen   und   –  
z.  B.  analog  zur  Datenbank  „Gesundheitsförde­
rung bei sozial Benachteiligten“ – nach Merkmalen 
wie Setting, Handlungsfeld, Angebotsart, Zielgrup­
pe,  Altersgruppe,  Träger,  Projektname,  Bundes­

land  oder  Ort  gesucht  werden  (vgl.  LEHMANN 
2009:447). 

Diese Form der Dokumentation kann Interessierten 
einen  leichten  Überblick  über  bereits  umgesetzte 
Zugänge zu schwer erreichbaren Zielgruppen ver­
mitteln  und  Anregungen  für  die  mögliche  Adap ­
tation im eigenen Problemfeld geben. 

5.6	 Ansprache sozial Benach­
teiligter/schwer Erreichbarer via 
Internet 

Eine weitere Möglichkeit der Ansprache der in die­
ser   Literaturumschau   interessierenden   Zielgrup­
pe(n) bietet die Nutzung des Mediums Internet. Ak­
tuelle Untersuchungen belegen, dass das  Internet 
zunehmend von allen Bevölkerungsgruppen in hin­
reichend großen Anteilen genutzt wird, um als Kom­
munikationsmedium für Inhalte der Verkehrssicher­
heit in Betracht gezogen zu werden. Dazu gehören 
auch Teilgruppen der als  sozial  benachteiligt  oder 
für die Verkehrssicherheitsarbeit schwer erreichbar 
eingeschätzten Bevölkerung. 

•	 So kommt der (N)Onliner­Atlas 2011 zu dem Er­
gebnis, dass nicht nur 89,6 % der Bevölkerung 
mit abgeschlossenem Studium, 90,8 % der Per­
sonen   mit   Abitur   oder   (Fach­)Hochschulreife 
und  78,8 %  der  Personen mit  dem Abschluss 
einer weiterführenden Schule (ohne Abitur) das 
Internet  nutzen,  sondern  auch  63,8 % der Be­
völkerung  mit  Volksschulabschluss  und  Lehre 
sowie 51,4 % der Bevölkerung mit Volksschul­
abschluss ohne Lehre (vgl.  Initiative D21 2011: 
16). Das Statistische Bundesamt kommt in sei­
nen  Wirtschaftsrechnungen  zu  dem  Ergebnis, 
dass  77  %  der  Befragten  mit  niedrigem  Bil­
dungsabschluss54 im  letzten  Vierteljahr  (fast) 
täglich,  weitere  15  %  mindestens  einmal  pro 
Woche  und  8 % mindestens  einmal  im Monat 
oder  seltener  das  Internet  genutzt  haben  (vgl. 
Desastis 2011c:39). 

•	 Entlang  dem  Haushaltsnettoeinkommen  zeigt 
sich, dass 92,3 % der Haushalte mit 3.000 Euro 

54 Darunter werden nach der International Standard 
Classification of Education der Abschluss der Grundschule 
und der Haupt­ oder Realschule, des Gymnasiums bis Jahr­
gangsstufe 10, der Berufsaufbauschule oder des Berufsvor­
bereitungsjahres verstanden (vgl. DESTATIS 2011c:5). 

http://www.bzga.de/kindersiche
http:chancengleichheit.de
http://www.gesundheitliche
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und  mehr,  83,1  %  der  Haushalte  mit  2.000  bis 
unter  3.000  Euro,  65,7  %  der  Haushalte  mit 
1.000  bis  unter  2.000  Euro  und  53,0  %  der 
Haushalte  mit  unter  1.000  Euro  Einkommen  das 
Internet  nutzen  (vgl.  Initiative  D21  2011:17). 

•	­ Auch  unter  Menschen  mit  Migrationshintergrund 
ist  die  Internetnutzung  weit  verbreitet.  So  lassen 
sich  für  das  Jahr  2008  unter  Befragten  des 
(N)Onliner-Atlas  66,8  %  der  Befragten  mit  eige-
ner  Migrationserfahrung  und  75,3  %  der  Befrag-
ten  mit  Migrationserfahrung  der  Eltern  als  
Online-Nutzer  charakterisieren.  Auch  in  der  Be-
völkerung  mit  Migrationshintergrund  sinkt  die  In-
ternetnutzung  mit  zunehmendem  Alter  (vgl.  
Initiative  D21  2008:10  f.). 

•	­ Schließlich  sind  auch  ältere  Menschen  zuneh-
mend  durch  das  Internet  gut  zu  erreichen.  So 
berichtet  der  (N)Onliner-Atlas  2011  von  mehr  als 
drei  Vierteln  (75,8  %)  der  50- bis  59-Jährigen, 
mehr  als  der  Hälfte  (57,3  %)  der  60- bis  69-Jäh-
rigen  und  etwa  einem  Viertel  (24,6  %)  der  
70-Jährigen  und  Älteren,  die  online  sind  (vgl.  
Initiative  D21  2011:14). 

Auch  zur  Ansprache  sozial  Benachteiligter  bzw. 
schwer  Erreichbarer  über  das  Internet  gibt  es  im 
Bereich  der  Gesundheitsförderung  erste  Überle-
gungen.  LUDWIGS  (2011:37)  sieht  im  Zuge  der 
Gesundheitsförderung  vor  allem  beim  Medium 
Video  –  aufgrund  seiner  lebensnahen  und  emotio-
nalen  Darstellungsmöglichkeiten,  der  Intensität  der 
Verarbeitung  des  Gesehenen  und  der  Chancen  für 
entsprechende  Handlungsbereitschaften  –  Poten -
zial  zur  Ansprache  breiterer  Zielgruppen.  So  stellt 
der  Autor  die  Bedeutung  des  Videoportals  YouTube 
insbesondere  zur  Ansprache  von  Bildungsfernen 
und  sozial  Schwachen  mit  Inhalten  der  Gesund-
heitsförderung  heraus  (vgl.  LUDWIGS  2011:53  f.). 
Viele  Inhalte  der  Verkehrssicherheitsarbeit,  wie  
z.  B.  die  richtige  Handhabung  von  Kinderrückhalte-
systemen,  bieten  sich  geradezu  für  die  Visualisie-
rung  in  Form  sog.  „How  to“-Videos  an.  Auch  sog. 
„Social  News  Sites“  sollten  in  ihrer  Relevanz  insbe-
sondere  für  sozial  Schwache  nicht  unterschätzt 
werden  (vgl.  LUDWIGS  2011  52). 

SOOM  AMMANN,  SALIS  GROSS  (2011:98)  haben 
bei  der  Möglichkeit  der  Einbindung  von  Internet  und 
Handy  in  die  Ansprache  schwer  erreichbarer  Se-

55 Vgl. http://www.el-se.org/, aufgerufen am 26.03.2012. 

nioren im Rahmen der Gesundheitsförderung vor 
allem jene Ältere im Blick, die ihre schwere Erreich-
barkeit bewusst gewählt haben, oder jene, die in 
ihrer Mobilität eingeschränkt sind. Ein aktuelles Bei-
spiel zur Ansprache von Senioren via Internet ist 
die E-Learning-Plattform „eLSe“.55 

Auch wenn dieser Kommunikationsweg in der Ver-
kehrssicherheitsarbeit zur Ansprache der „Hard to 
Reach“ bisher noch nicht in großem Ausmaß ge-
nutzt wird, so bietet das Medium Internet doch ein 
Potenzial, das für die Ansprache sozial benachtei-
ligter oder für die Verkehrssicherheitsarbeit schwer 
erreichbarer Zielgruppen nicht aus den Augen ver-
loren werden sollte. 
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